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Gertrud Oelerich, Andreas Schaarschuch, Kristin Beer, Ines Hiegemann Barrieren der Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen     
  
 
Auf einen Blick 
▪ Die Studie untersucht die Bedingungen, unter denen die Nutzung sozialer Dienstleis-tungen geschieht und die sich zu Barrieren der Inanspruchnahme verdichten können. Dabei konzentriert sie sich auf die Perspektive der Nutzer_innen und rekonstruiert de-ren Sicht auf schwierige Nutzungsprozesse. 
▪ Es handelt sich um eine qualitative Interviewstudie mit Nutzer_innen aus vier verschie-denen Feldern Sozialer Arbeit im Rahmen der Prämissen des Forschungsansatzes der Sozialpädagogischen Nutzerforschung.  
▪ Als zentrale Barrieren konnten identifiziert werden: die Anforderungen an die Nut-zer_innen in der Inanspruchnahme; der im Nutzungsprozess zugewiesene Objektsta-tus; die Zuschreibung stigmatisierender Attribute; die starke Asymmetrie der Macht-verhältnisse.  
▪ Zum Abbau der Barrieren und als grundsätzliche Alternative eröffnet sich die Perspek-tive der Etablierung sozialer Dienstleistungen als vorbedingungslose soziale Infrastruk-tur. 
  
 
II  
Abstracts Barrieren der Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen Soziale Dienstleistungen sollen in der Regel diejenigen unterstützen, die ihre Angebote in An-spruch nehmen, was aber nicht einschließt, dass sich eine solche Unterstützung in allen Fällen auch tatsächlich realisiert. Hier setzt das Forschungsprojekt Barrieren der Inanspruchnahme so-zialer Dienstleistungen an. Es zielt auf eine kritische Analyse und Rekonstruktion derjenigen Fak-toren und Bedingungen sozialer Dienstleistungen, die aus der Perspektive ihrer Nutzer_innen eine Inanspruchnahme erschweren oder gar verhindern und damit der Herstellung einer Pas-sung zwischen der Erbringung sozialer Dienstleistungen und deren Inanspruchnahme entgegen-stehen. Ziel des Forschungsprojekts ist es, typische Konstellationen, die sich im Prozess der Er-bringung sozialer Dienstleistungen zu strukturell wirkenden Barrieren der Inanspruchnahme verdichten, zu rekonstruieren. Die Untersuchung wurde als eine Interviewstudie mit (Nicht-)Nutzer_innen in den Bereichen der Kinder- und Jugendhilfe sowie aus dem Bereich der Bera-tungs- und Betreuungsangebote für Erwachsene realisiert. Insgesamt zeichnete sich als ein Er-gebnis des Forschungsprojektes ab, dass Barrieren auf allen Analyseebenen der Inanspruch-nahme auftreten und die angestrebte Passung verhindern können. Auch wenn Gemeinsamkei-ten in Angeboten mit unterschiedlicher Intensität der Intervention ausgemacht wurden, sind Barrieren von subjektiven und institutionellen Relevanzkontexten abhängig und nicht als sta-tisch, sondern prozessual zu betrachten.   Barriers to the Utilisation of Social Services Social services supposedly should support their users. This does not mean that they actually get what they need. The research project Barrieren der Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen (Barriers to the utilisation of social services) analyses and reconstructs factors and conditions that support or prevent from the utilisation of a social service from the perspective of their us-ers. The qualitative study is based on interviews with users of child- and youth services and con-sulting and support services for adults. As one result of the analysis and reconstruction of the data, barriers can be located on different levels: There are barriers on the level of interaction between users and staff, on the institutional level which affect the use of social services and also on the level of society. As the research shows, barriers are of a highly processual nature, far beyond of being static. They come into being and are reproduced through the actions and inter-actions of the actors involved. Barriers seem to be very individual. However, some overarching commonalities between social services displaying different forms of intervention have been re-constucted.   
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1 Einleitung Das Projekt Barrieren der Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen1, ist im Themenbereich Vorbeugende Sozialpolitik des FGW angesiedelt und analysiert Angebote der Sozialen Arbeit so-wie den Prozess der Inanspruchnahme aus der Perspektive ihrer Nutzer_innen2.  Soziale Dienstleistungen sollen in der Regel diejenigen unterstützen, die ihre Angebote in An-spruch nehmen, was aber nicht zugleich bedeutet, dass sich eine solche Unterstützung in allen Fällen auch tatsächlich realisiert. Hier setzt das Forschungsprojekt Barrieren der Inanspruch-nahme sozialer Dienstleistungen an. Es zielt auf eine kritische Analyse und Rekonstruktion der-jenigen Faktoren und Bedingungen sozialer Dienstleistungen, die aus der Perspektive ihrer Nut-zerinnen und Nutzer eine Inanspruchnahme erschweren oder gar verhindern und damit der Her-stellung einer Passung zwischen der Erbringung sozialer Dienstleistungen und deren Inanspruch-nahme entgegenstehen. Ziel des Forschungsprojekts ist es, typische Konstellationen, die sich im Prozess der Erbringung sozialer Dienstleistungen zu strukturell wirkenden Barrieren der Inan-spruchnahme verdichten, zu rekonstruieren. Individuelle Präferenzen der Nutzer_innen spielen für die Einschätzung wie für die Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen eine wesentliche Rolle. Auf der Grundlage dieser Überlegungen wurde die Untersuchung als eine Interviewstudie mit 76 Nutzer_innen und mit Nicht-Nutzer_innen durchgeführt. Bei der Auswahl derjenigen Hand-lungsfelder, aus denen die Interviewpartner_innen gewonnen wurden, wurde der Tatsache Rechnung getragen, dass Soziale Arbeit unterschiedlich intensiv in die Lebenszusammenhänge der Inanspruchnehmenden eingreift. Im Fokus standen hierbei Angebote aus dem Bereich der Kinder- und Jugendhilfe (Sozialpädagogische Familienhilfe und stationäre Eltern-Kind-Einrich-tungen) sowie aus dem Bereich der Beratungs- und Betreuungsangebote für Erwachsene (Ge-meinwesenzentren und ambulant betreutes Wohnen für Erwachsene mit einer psychischen Er-
kƌaŶkuŶgͿ. Als ‚NiĐht-Nutzeƌ_iŶŶeŶ͚ ǁuƌdeŶ PeƌsoŶeŶ eiŶďezogeŶ, füƌ die eiŶe IŶaŶspƌuĐh-nahme nicht (z. B. aufgrund zu hoher Zugangsbarrieren) oder nicht mehr (Abbruch) möglich ist. Auf der Grundlage dieser Analysen wurden in Kooperation mit Vertreter_innen der Praxis und Nutzer_innen erste Strategien und Maßnahmen entwickelt, die auf den Abbau von Barrieren im Sinne einer Steigerung der Zugänglichkeit, Nutzbarkeit und Einbeziehung für die sie in Anspruch nehmenden Bürger_innen abzielen. Zu Beginn des vorliegenden Berichtes erfolgen zunächst die theoretische Einbettung des For-schungsvorhabens sowie die Begründung der Forschungsfrage(n), der Methodologie und des Samplings. Im Anschluss daran werden im empirischen Teil der Arbeit die Ergebnisse der Analyse 
                                                          1 Das Projekt firmierte zunächst unter dem Titel Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen – Bedingun-gen, Konstellationen und Barrieren. Durch seine intensive Befassung mit der Rekonstruktion von Barrie-ren wurde der Titel in der vorliegenden Fassung dem Schwerpunkt der Forschung angepasst. 
2
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der Daten dargestellt. Im Anschluss werden im Rahmen eines Resümees die Ergebnisse reflek-tiert und Überlegungen zu möglichen Konsequenzen andiskutiert. Anmerkungen zum Transfer der Projektergebnisse beschließen die Studie. 
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2 Theoretischer Rahmen und Stand der Forschung Die Klärung der Frage, inwiefern in der Inanspruchnahme sozialer DieŶstleistuŶgeŶ eiŶe ‚Pas-
suŶg͚ von sozialstaatlich erbrachten und von leistungsberechtigten Bürger_innen nachgefragten sozialen Dienstleistungen besteht und – hier vor allem – in welcher Hinsicht diese nicht besteht, ist für eine nachhaltige Sozialpolitik von zentraler Bedeutung. Insbesondere vor dem Hinter-grund der politischen Diskussionen zur gesellschaftlichen Finanzierung sozialstaatlicher Dienst-leistungen (vgl. Schmid 2011; Hartmann 2011) als auch im Hinblick auf die Modalitäten ihrer Inanspruchnahme gewinnt die Frage nach der Übereinstimmung und den Diskrepanzen von be-reitgestellten sozialen Diensten und der Einschätzung ihres Nutzens auf Seiten der Inanspruch-nehmenden zunehmend an gesellschaftlicher Bedeutung (vgl. BMFSFJ 1994; Kessl/Otto 2011). Das Ziel sozialstaatlich bereitgestellter personenbezogener sozialer Dienstleistungen besteht wesentlich darin, die Handlungsfähigkeit von Personen und die Funktionsfähigkeit ihrer lebens-weltlichen Zusammenhänge temporär zu stützen, zu ergänzen oder (partiell) zu ersetzen (vgl. Thole 2010). Dies ist verbunden mit der grundlegenden strukturpräventiv ausgerichteten Per-spektive, die Notwendigkeit weiterer Interventionen aufzuheben. Voraussetzung für deren Re-alisierung ist die Herstellung und Etablierung eines – immer auch prekären und auch nicht not-wendigerweise vollständigen – Passungsverhältnisses von angebotenen und in Anspruch ge-nommenen Dienstleistungen. Soziale Dienstleistungen werden stets in einem sozialstaatlichen institutionell-organisationellen und professionellen Rahmen erbracht. Deren Merkmale stellen einen Erbringungskontext für die Angebote wie die Inanspruchnahme von Dienstleistungen dar. Im Erbringungsverhältnis sozialer Dienstleistungen (vgl. Schaarschuch 1998; 1999) müssen die Erbringungs- und die Inanspruchnahmeperspektive zur zumindest partiellen Übereinstimmung gebracht werden, damit Dienstleistungsprozesse im Sinne ihrer Zielsetzung erfolgreich sein kön-nen (siehe hierzu Kapitel 2.1). Bedingungsfaktoren, die die notwendige Passung verhindern oder sie erschweren, werden hier aus der Perspektive der Inanspruchnehmenden als Barrieren der Inanspruchnahme gefasst. Wie der Begriff der Passung wird hier der Begriff der Barriere nicht als statischer, sondern als prozessualer verstanden. Dementsprechend kann sich eine Barriere innerhalb eines Inanspruchnahmeprozesses verändern, und je nach Nutzer_in können unter-schiedliche Faktoren als hinderlich wahrgenommen werden. Demnach können Barrieren situativ und von der Wahrnehmung jeder einzelnen Nutzerin bzw. jedes einzelnen Nutzers abhängig sein und zu einem anderen Zeitpunkt ggfs. nicht als Barriere angesehen werden.  
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2.1 Empirische Grundlegung – Sozialpädagogische Nutzerforschung Das Projekt Barrieren der Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen steht im Kontext der sozi-alpädagogischen Nutzerforschung, wie sie ab dem ersten Drittel der 2000er Jahre an der Uni-versität Wuppertal entwickelt wurde (vgl. Oelerich/Schaarschuch 2005). Die sozialpädagogische Nutzerforschung ihrerseits geht zurück auf die neuere Theorie sozialer Dienstleistung, die aus einer aneignungstheoretisch fundierten Perspektive die verschiedenen dienstleistungstheoreti-schen Ansätze kritisch-selektiv aufnimmt und in einer auf die Nutzung und das Nutzungshandeln zentrierten Perspektive zusammenführt und weiterentwickelt (vgl. Schaarschuch 1998; 1999). Sozialpolitisch fokussierte dienstleistungstheoretische Ansätze haben den Dienstleistungspro-zess als „uno-aĐtu͞-Prozess und „Ko-Produktionsprozess͞ konzipiert. Dabei ist die systematische 
EiŶďeziehuŶg deƌ „Präferenzen͞ sowie der aktiven Tätigkeit der Inanspruchnehmenden in den Dienstleistungsprozess entscheideŶd füƌ desseŶ sozialpolitisĐhe „Produktivität" (vgl. Badura/Gross 1976, 1977). Die hierauf basierende neuere Dienstleistungstheorie hat herausge-arbeitet, dass im Ko-Produktionsprozess sozialer Dienstleistungen auf der Ebene des Erbrin-gungsverhältnisses von Professionellen und Nutzer_innen die produktive Aktivität der Nutzerin-nen und Nutzer von ausschlaggebender Bedeutung ist. Diese Grundannahme stützt sich auf das aneignungstheoretische Argument, dass nur die Nutzer_innen selbst unter Nutzung der profes-sionellen Tätigkeit ihr Verhalten in Aneignungsprozessen hervorbringen können (vgl. Winkler 1988; Braun 2004), wobei die Professionellen diese Aneignungsprozesse mit ihren Handlungen stimulieren, unterstützen und reflexiv zu begleiten vermögen (vgl. Schaarschuch 1998, 1999, 2003).  Aus funktionstheoretischer Perspektive müssen zur Herstellung von Passungen sozialer Dienst-leistungen im sozialstaatlichen Konteǆt geŶeƌelle gesellsĐhaftliĐhe „Bezugsnormen" mit den 
„BesonderheiteŶ des iŶdiǀiduelleŶ Falles͞ „ǀeƌŵittelt͞ werden (vgl. Offe 1987). Diese finden nicht gleichgewichtig Berücksichtigung, sondern sind realiter von der Dominanz staatlich-verhal-
teŶsƌegulatiǀeƌ „NoƌŵalisieƌuŶgsaƌďeit͞ geprägt (vgl. Olk 1986). Die Präferenzen und Hand-lungsoptionen, unter denen auf Seiten der Nutzer_innen sowohl die Lebensführung gestaltet als auch sozialstaatliche Dienstleistungen in Anspruch genommen werden, sind von den subjektiv-lebensweltlichen Bedeutungen geprägt, die diese den Bedingungen, Gegebenheiten und Schwierigkeiten ihrer alltäglichen Handlungsaufgaben, wie den sozialen Dienstleistungsangebo-ten, zumessen (vgl. Oelerich/Schaarschuch 2005a). Im Prozess der Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen treffen nun kommunikativ-‚leďeŶs-
ǁeltliĐh͚ basierte Deutungen der eigenen Situation wie der sozialen Dienste auf deren verrecht-lich-ďüƌokƌatisĐhe, ‚sǇsteŵisĐhe͚ institutionelle Realität (vgl. Habermas 1981, S. 171). Diese hat die Tendenz, kommunikativ strukturierte lebensweltliche Handlungsbereiche zu mediatisieren, zu überformen und damit weitere Pathologisierungen zu induzieren (vgl. Habermas 1981, S. 533; Gängler/Rauschenbach 1984). Der sozialstaatliche, institutionell-organisationelle Erbringungs-kontext verleiht damit dem interaktiv strukturierten Erbringungsverhältnis eine jeweils konkrete 
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Form. Die Inanspruchnehmenden ihrerseits verfügen über individuell differente Nutzungsver-mögen, die je nach milieuspezifischer Verfügbarkeit unterschiedlicher ökonomischer, kultureller und sozialer Ressourcen ungleich verteilt sind und die Inanspruchnahmemöglichkeiten präfor-mieren (vgl. Bourdieu 1997; Bauer/Büscher 2008; Blinkert/Klie 2008; May/Alisch 2013). Die für soziale Dienstleistungen konstitutiv widersprüchliche Einheit von assistierenden und nor-mierenden Elementen (vgl. Böhnisch/Lösch 1973) ist aufgrund der institutionalisierten und pro-fessionalisierten Form der Erbringung durch eine strukturelle Machtasymmetrie gekennzeichnet (vgl. Hasenfeld 1992). Die Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen ist daher als eine tenden-ziell konflikthafte Konstellation zu verstehen, in deƌ die ‚PassuŶg͚ von sozialstaatlichen Dienst-leistungen mit den Unterstützungsbedürfnissen und Nutzungsvermögen der Inanspruchneh-menden nicht vorausgesetzt werden kann. Vielmehr können sich die sozialstaatlichen Erbrin-gungskontexte, die institutionalisierten und professionalisierten Formen und situativen Konstel-lationen der Erbringung als Hindernisse und Barrieren der Inanspruchnahme erweisen, die pro-duktive Aneignungsleistungen auf Seiten der Nutzer_innen erschweren, begrenzen oder verhin-dern. Damit laufen die sich in der konkreten Inanspruchnahme zeigenden Barrieren den sozial-staatlichen Zielsetzungen zuwider, indem sie ihren Nutzen limitieren. Barrieren der Inanspruch-nahme aus der Sicht der Nutzer_innen müssen somit konzeptionell von zwei Seiten her gefasst werden: von den institutionellen, professionellen und situativen Bedingungskonstellationen der Erbringung einerseits und von den Präferenzen und dem Nutzungsvermögen der Inanspruch-nehmenden auf der Basis ungleich verteilter gesellschaftlicher Ressourcen andererseits. Die systematische Untersuchung und Analyse dieser Barrieren ist somit sowohl im Hinblick auf die Gewährleistung der Passung von sozialen Dienstleistungen als auch einer auf dieser Basis zu entwickelnden, präventiv wirkenden Infrastruktur sozialstaatlicher Angebote von grundsätzli-cher Bedeutung. Hier setzt diese Untersuchung an, indem sie die nutzenverhindernden und nut-zenbegrenzenden wie auch die nutzenfördernden Bedingungs- und Faktorenkonstellationen so-zialer Dienstleistungen aus der Perspektive der Inanspruchnehmenden rekonstruiert und Hin-weise für eine Absenkung und Reduktion der Barrieren der Inanspruchnahme generiert. Eine zugängliche, nutzbare und einbeziehende sozialstaatliche Infrastruktur stellt die Voraussetzung 
ǀoŶ „citizenship͞, d. h. der AusübuŶg des „vollen Bürgerstatus͞ dar (vgl. Marshall 1992; Preuss 1990).  
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Das folgende Schaubild soll die theoretische Einbettung und den Fokus dieser Studie zusammen-fassend veranschaulichen: 
 Quelle: Eigene Darstellung. 2.1.1 Zum Begriff der ‚Barriere‘ der Inanspruchnahme Im Rahmen der vorliegenden Studie werden die Ergebnisse des Projektes dargestellt, bei dem vor allem die Bedingungen und Kontexte sozialer Dienstleistungen kritisch analysiert und rekon-struiert wurden, die aus der Perspektive ihrer Nutzer_innen die Inanspruchnahme erschweren, sie verhindern und damit der Realisierung einer Passung von Erbringung und Inanspruchnahme entgegenstehen. Diese Aspekte sozialer Dienstleistungen, welche auf institutionelle und kontex-tuelle Rahmenbedingungen wie auch auf nutzerseitige Dispositionen3 zurückzuführen sind, wer-den als Barrieren der Inanspruchnahme konzipiert. Barrieren sind dabei zu unterschiedlichen Zeitpunkten des Inanspruchnahmeprozesses zu finden, können somit vor, zu Beginn, während und bei Beendigung einer Inanspruchnahme virulent werden. Des Weiteren werden alle Analy-seebenen des Dienstleistungsprozesses (Erbringungsverhältnis, Erbringungskontext und gesell-schaftliche Ebene) einbezogen.  Insgesamt gewinnt die Frage nach der Übereinstimmung und den Diskrepanzen von bereitge-stellten sozialen Diensten und der Einschätzung ihres Nutzens durch die Nutzer_innen selbst 
                                                          3 Die Darstellung diesbezüglicher Ergebnisse muss weiteren Publikationen vorbehalten bleiben.  
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zunehmend an gesellschaftlicher und sozialpolitischer Bedeutung (vgl. BMFSFJ 1994; Kessl/Otto 2011). Ziel sozialstaatlich bereitgestellter personenbezogener sozialer Dienstleistungen ist dabei im Wesentlichen, die Handlungsfähigkeit von Personen und die Funktionsfähigkeit ihrer lebens-weltlichen Zusammenhänge temporär zu stützen, zu ergänzen oder (partiell) zu ersetzen (vgl. Thole 2010). Hiermit verbunden ist grundlegend die Einnahme einer strukturpräventiv ausge-richteten Perspektive, die Notwendigkeit weiterer Interventionen aufzuheben, wenn zu einem frühen Zeitpunkt Dienstleistungen angeboten und genutzt werden. Als Voraussetzung für deren Realisierung kann die Herstellung und Etablierung eines – immer auch prekären und auch nicht notwendigerweise vollständigen – Passungsverhältnisses von angebotenen und in Anspruch ge-nommenen Dienstleistungen angesehen werden. Soziale Dienstleistungen sind stets in einem sozialstaatlichen-gesellschaftlichen, institutionell-organisationellen und professionellen Rah-men zu betrachten. So wirken sich sozialpolitische Bedingungen auf den Erbringungskontext, welcher wiederum die Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen beeinflusst, aus. Innerhalb des Erbringungsverhältnisses, also dem Verhältnis zwischen Nutzer_innen und Professionellen, müssen Erbringungs- und Inanspruchnahmeperspektive zur zumindest partiellen Übereinstim-mung gebracht werden, damit Dienstleistungsprozesse im Sinne ihrer Zielsetzung nutzbringend sein können. Vor diesem Hintergrund wird hier von einer spezifischen Definition von Barrieren der Inanspruchnahme ausgegangen:  Insofern sozialstaatliche Erbringungskontexte, institutionalisierte und professionalisierte Formen sowie situative Konstellationen der Erbringung produktive Aneignungsleistungen von Dienstleis-tungen auf Seiten der Nutzer_innen erschweren, begrenzen oder verhindern, erweisen sich diese als Hindernisse und Barrieren der Inanspruchnahme. 2.1.2 Stand der Forschung Im Hinblick auf die Beantwortung der Frage nach den Barrieren, die die Inanspruchnahme sozi-aler Dienstleistungen erschweren bzw. verhindern, liegen bislang nur wenige vereinzelte und zudem selten umfangreichere Studien aus sehr heterogen Handlungsfeldern vor, deren Ergeb-nisse zugleich eine hohe Feldspezifik aufweisen. Von einem strukturierten Forschungsfeld kann nicht ausgegangen werden, vielmehr von erkennbaren Forschungsdesideraten. Bezogen auf die Zugänglichkeit und Nutzbarkeit von Angeboten finden sich Studien aus dem Pflege- und Gesundheitsbereich (vgl. Bauer/Büscher 2007; Dreßke 2001; Flick/Röhnsch 2010; Jurk et al. 2010; Kowalski et al. 2013; Schaeffer 2004) sowie dem Bildungsbereich (vgl. z. B. Barz/Tippelt 2004; Lobner 2013), deren Übertragbarkeit auf den Bereich sozialer Dienstleistun-gen sehr eingeschränkt ist. Studien aus dem engeren Kontext der Sozialen Arbeit beziehen sich auf die Wohnungslosenhilfe (vgl. Maar 2005), Bewährungshilfe (vgl. Bieker 1989), Schuldnerbe-ratung (vgl. Herzog 2015), Sozialhilfe (vgl. Maeder/Nadai 2004), Erziehungsberatung (vgl. Bittner 1981; Krassilschikov 2009), ambulante Betreuung Jugendlicher (vgl. Sladek 2000), Mutter-Kind-Einrichtungen (vgl. Hellmann 2005), Onlineberatung für Jugendliche (vgl. Klein 2008), Drogenar-beit (vgl. Flick/Röhnsch 2015; Müller 2013; Streck 2014) und (ältere) Migrant_innen im deut-schen Hilfesystem (vgl. Hahn 2011; Flick/Röhnsch 2015; Gaitanides 2006; May, Alisch 2013). 
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Diese Untersuchungen sind in Anlage und Fragestellung höchst different, im Zugriff weitgehend feldspezifisch und damit nur eingeschränkt aufeinander beziehbar. Schließlich ist die Perspek-tive der Nutzer_innen nur bedingt mit einbezogen. Die folgende Darstellung des Standes der Forschung wird systematisiert anhand der analytisch informierten Heuristik sozialer Dienstleistungen, wie sie im Kontext der Sozialpädagogischen Nutzerforschung entwickelt wurde (vgl. Schaarschuch/Oelerich 2005). Diese unterscheidet drei Ebenen: das (interaktive) Erbringungsverhältnis, den Erbringungskontext (Institution/Organisa-tion) und die gesellschaftliche Bedingungen der Erbringung. Auf der Ebene des Erbringungsverhältnisses zeigt sich, dass die Inanspruchnahme wohlfahrts-staatlicher Leistungen in der Nutzer_innenperspektive häufig negativ besetzt und von Scham, Angst vor Stigmatisierung und Diskriminierung sowie der Bedrohung des Selbstbildes geprägt ist (vgl. Bieker 1989; Flick/Röhnsch 2015; Gaitanides 2006; Kunhenn 2015; Maeder/Nadai 2004). Ferner gibt es Hinweise auf nutzerspezifische Kompetenzen der Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen, die sich bei ihrem Fehlen zu Barrieren entwickeln können (vgl. Bittner 1981; Flick/Röhnsch 2015; Maar 2006; Maeder/Madai 2004; Streck 2014, Kohlscheen/Nagy 2016). In Bezug auf das Verhalten der Professionellen finden sich weiterhin erste Hinweise der Kritik von Nutzer_innen an einem als autoritär erlebten oder an Stereotypen orientierten Vorgehen der Professionellen (vgl. Flick/Röhnsch 2015; Hahn 2011; Krassilischikov 2009). Weitere Nutzenbe-grenzungen auf der Ebene der direkten Interaktion deuten sich, vermittelt über die erlebte Nicht-Passung der Perspektiven der Nutzer_innen mit denen der Professionellen an (vgl. Bittner 1981; May/Alisch 2013; Sladek 2000), ebenso in der Erfahrung fehlender Anerkennung als Per-son bzw. als produktiver Interaktionspartner (vgl. Bieker 1989; Bittner 1981; Flick/Röhnsch 2015; Herzog 2015; Klein 2010; Krassilschikov 2009; Maar 2006; May/Alisch 2013) sowie im mangeln-den Vertrauen bzw. Misstrauen der Nutzer_innen gegenüber den Professionellen (vgl. Bieker 1989; Flick/Röhnsch 2010; Krassilschikov 2009; Maeder/Nadai 2004). Auf der Ebene des Erbringungskontextes zeigt sich, dass organisationelle Merkmale, wie z. B. Öffnungszeiten, Wartezeiten, Erreichbarkeit, mangelnde Geldmittel als Voraussetzung für die Nutzung, sowie eine als bürokratisch erlebte Organisationsstruktur die Inanspruchnahme er-schweren oder beeinträchtigen können (vgl. Flick/Röhnsch 2015; Gaitanides 2006; Herzog 2015; Maar 2006; Müller 2013; Kohlscheen/Nagy 2016). Ebenso finden sich Hinweise auf sprachliche Verständigungsschwierigkeiten, die zu Barrieren führen und den Kontakt- und Beziehungsauf-bau behindern können (vgl. Flick/Röhnsch 2015; Gaitanides 2006; Hahn 2011; May/Alisch 2013). Zu den institutionellen Bedingungen sozialer Dienstleistungen liegen Hinweise vor, dass – über die Nichterfüllung von Anspruchsvoraussetzungen hinaus (vgl. Cremer-Schäfer 2005; Ma-eder/Nadai 2004) – die Inanspruchnahme erschwert oder nicht möglich ist, wenn Zuständigkei-ten, einrichtungsspezifische Problemlösungszuschnitte und -modi so dominant werden, dass eine Delegation von Teilproblemen an andere Einrichtungen vorgenommen wird (vgl. Gaitanides 2006; Maar 2006) und/oder die nutzerseitigen Erwartungen an die Problembearbeitung demen-tiert werden (vgl. Bittner 1981). 
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Auf der Ebene der gesellschaftlichen Bedingungen der Inanspruchnahme zeigen sich in erster Linie die Kontroll- und Aktivierungsfunktion Sozialer Arbeit für die Nutzer_innen (vgl. Bieker 1989; Cremer-Schäfer 2005; Hahn 2011; Maeder/Nadai 2004) wie auch Prozesse von Beschä-mung und Scham durch Inanspruchnahme (vgl. Bolay 1996; Schröder 2013) als nutzenlimitie-rend. Zugespitzt auf die Frage der Nicht-Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen liegen ebenfalls nur sehr wenige Studien vor, die sich zudem mit den Feldern Sozialhilfe (vgl. Becker/Hauser 2005; Maeder/Nadai 2004), Schuldnerberatung (vgl. Herzog 2015) und Hilfen für junge Obdach-lose (vgl. Flick/Röhnsch 2010) lediglich auf spezielle Segmente sozialer Dienstleistungen kon-zentrieren. Mit den Ergebnissen hierzu deuten sich allerdings Parallelen zu den oben beschrie-benen Nutzungsbarrieren an. Einige Ergebnisse verweisen darauf, dass die Nicht-Inanspruchnahme in besonderer Weise in Beziehung zu Faktoren auf der Seite der Nutzer_innen selbst steht. Gründe können bspw. sein: Furcht vor Stigmatisierung, Diskriminierung oder Autonomieverlust (vgl. Becker/Hauser 2005; Herzog 2015; Maeder/Nadai 2004), die Annahme, dass Angebote Sozialer Arbeit keine brauch-bare Hilfe leisten könnten (vgl. Flick/Röhnsch 2010; Herzog 2015), die Präferenz für eigenstän-dige Problemlösungen (vgl. Herzog 2015) oder die Bevorzugung eigener sozialer Netzwerke (vgl. Schumann et al. 2006). Andere Ergebnisse verweisen auf die Nicht-Kenntnis von Angeboten und Verfahrensweisen (vgl. Becker/Hauser 2005; Flick/Röhnsch 2010; Herzog 2015) oder darauf, dass die Integration von Angeboten in den Alltag der (Nicht-)Nutzer_innen aufgrund lebenswelt-licher Faktoren nicht praktikabel ist (vgl. Maeder, Nadai 2004; Flick/Röhnsch 2010; Herzog 2015). Zu einer produktiven Inanspruchnahme können aus Nutzer_innenperspektive bspw. eine als gleichberechtigt erlebte Beziehungsstruktur zwischen Nutzer_innen und Professionellen sowie die Anerkennung und Akzeptanz als gleichwertige Personen beitragen. Weiterhin erweist sich eine Verlässlichkeit der Professionellen in schwierigen Situationen als nutzenfördernd (vgl. Maar 2006; Oelerich/Schaarschuch 2005a). Aber auch hier handelt es sich um erste Hinweise und kei-neswegs um gesicherte Erkenntnisse.  2.1.3 Nutzung und Nicht-Nutzung Vor dem Hintergrund der Bestimmung des Begriffs der Barriere soll eine begriffliche Konkreti-sierung der Kategorien von Nutzung und Nicht-Nutzung sowie, damit einhergehend, von Nutzen und Nicht-Nutzen erfolgen, da diese zwingend innerhalb des Forschungsvorhabens mitzudenken ist. Zwingend deswegen, weil bisher nur spezifische Aussagen über vereinzelte Handlungsfelder der sozialen Dienstleistungen und ihre Nutzung sowie Nicht-Nutzung im Bereich der Wohnungs-losenhilfe gemacht werden können (vgl. Maar 2006), wobei keine übergreifenden Forschungs-ergebnisse im Bereich der Sozialen Arbeit vorliegen, auf die zurückgegriffen werden könnte. Die Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen ist auch als Prozess der Nutzung zu konzipieren. Es kann davon ausgegangen werden, dass der/die Nutzer_in sich eine Verbesserung seiner/ihrer 
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Situation und damit einen persönlichen Nutzen von der Inanspruchnahme bzw. Nutzung erhofft. Der Nutzen Sozialer Arbeit wird in der sozialpädagogischen Nutzerforschung bestimmt „als die Gebrauchswerthaltigkeit professioneller Tätigkeit im Hinblick auf die produktive Auseinander-setzung mit den Anforderungen, die sich für die Nutzer aus den sich ihnen stellenden Aufgaben der Lebensführung ergeben͞ ;OeleƌiĐh/SĐhaaƌsĐhuĐh ϮϬϬϱ, S. 81).  Zu Beginn des Dienstleistungsprozesses ist es erforderlich, dass der/die Nutzer_in sich – wie frei-willig oder unfreiwillig auch immer – für eine Inanspruchnahme eines sozialen Dienstes entschei-det und in sie – mehr oder weniger – einwilligt. Ab diesem Zeitpunkt können sie als (potentielle) Nutzer_innen verstanden werden. Wie sich die Nutzung der sozialen Dienstleistung allerdings im Konkreten darstellt, ist abhängig von den individuellen Präferenzen, die in hohem Maße durch subjektiv-lebensweltliche Relevanzen geprägt sind (Oelerich/Schaarschuch 2013; Oele-rich/Schaarschuch 2005). Die (potentiellen) Nutzer_innen verfügen ihrerseits über individuell differente Nutzungsvermögen, die je nach Kontext, in dem sie aufgewachsen sind und soziali-siert wurden, und entsprechend der jeweils vorhandenen Ressourcen, auf die sie zurückgreifen können, sich innerhalb des Verlaufs einer Inanspruchnahme ausdifferenzieren (vgl. Herzog et al. 2018, S. 2). Die Figur des Nicht-Nutzers bzw. der Nicht-Nutzerin hebt sich hiervon ab. Geht man davon aus, dass es nicht nur Nutzer_innen gibt, die bewusst oder durch die Vermittlung Anderer soziale Dienstleistungen in Anspruch nehmen, so kann davon ausgegangen werden, dass es Per-sonen gibt, die sich explizit gegen eine Nutzung entscheiden und dies somit zur Nicht-Nutzung potentiell nutzbarer sozialer Dienstleistungen führt. Wenn für den/die Nutzer_in kein Nutzen (also ein Nicht-Nutzen) erkennbar wird, kann es zur Nicht-Nutzung kommen, die Nicht-Nutzen impliziert. Die Gründe für eine Nicht-Nutzung können vielfältig sein und die Erfahrungen mit sozialstaatlich gerahmten sozialen Dienstleistungen, aber auch Präferenzen und Eigensinnigkei-ten der Nicht-Nutzenden umfassen. Dabei besteht auf theoretischer Ebene eine Relation zu ei-ner potentiellen Nutzungsmöglichkeit einer sozialen Dienstleistung, da das individuelle Anliegen potentiell institutionell bearbeitbar wäre. Der/Die Nutzer_in entscheidet selbst, ob eine Inan-spruchnahme stattfindet, für ihn/sie ein Nutzen erkennbar wird oder nicht, daraus resultierend ein Passungsverhältnis zustande kommt oder eine Nicht-Nutzung dieses Angebotes erfolgt.  
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2.2 Forschungsfrage und -begründung In der Verbindung des theoretisch-analytischen Rahmens und des Forschungsstandes ergeben sich folgende übergreifende Forschungsfragen: 1. Welche Faktoren sozialer Dienstleistungserbringung nehmen aus Sicht der Nutzer_in-nen Einfluss auf die Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen? a. Welche Faktoren und Faktorenkonstellationen stellen sich als Barrieren der In-anspruchnahme dar? b. Welche Faktoren und Faktorenkonstellationen tragen zu einer produktiven In-anspruchnahme bei? c. Welche Faktoren und Faktorenkonstellationen beeinträchtigen oder fördern die Passung von Erbringung und Inanspruchnahme? Weitere Differenzierungen erfolgen unter Bezug auf die oben explizierten Analyseebenen des Dienstleistungsprozesses: Erbringungsverhältnis, Erbringungskontext und gesellschaftliche Be-dingungen der Erbringung (vgl. Schaarschuch/Oelerich 2005a, S. 13): 2. Welche beschränkenden und/oder förderlichen Faktoren und Faktorenbündel lassen sich auf welcher der Analyseebenen des Dienstleistungsprozesses identifizieren? a. Auf der Ebene der Interaktion von Professionellen und Nutzerinnen? b. Auf der institutionell-organisationellen Ebene? c. Auf der gesellschaftlichen Ebene (ökonomisch, politisch, normativ)? Mit Wirth (1982, S. 57) wird Inanspruchnahme als ein hochselektiver Transformationsprozess der gestuften „Reduzierung von Inanspruchnahmemöglichkeiten͞ gefasst. Die Forschungsfragen richten sich somit auch auf die zeitlichen Dimensionen der Inanspruchnahme: 3. Welche Faktoren lassen sich als Barrieren und/oder förderliche Bedingungen der Inan-spruchnahme auf welcher Stufe des Inanspruchnahmeprozesses identifizieren? a. Auf den der eigentlichen Inanspruchnahme vorgelagerten Stufen? b. Auf der interaktiven Stufe der Inanspruchnahme? c. In der Beendigung der Inanspruchnahme (Regelbeendigung, freiwillige Beendi-gung, Abbruch)? Mit Thole (2010, S. 27) sind die zu untersuchenden Handlungsfelder nach der Intensität der In-tervention in lebensweltliche Kontexte als „lebensweltergänzende͞, „lebensweltunterstüt-zende͞ und „lebensweltersetzende͞ soziale Dienstleistungsangebote zu differenzieren: 4. Auf welcher Stufe der Intensität der Intervention lassen sich welche Faktoren als Barri-eren und/oder förderliche Bedingungen der Inanspruchnahme feststellen? Auf der Ebene  
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a. der „leďeŶsǁelteƌgäŶzeŶdeŶ͞ Dienstleistungsangebote, b. der „leďeŶsǁeltuŶteƌstützeŶdeŶ͞ Dienstleistungsangebote oder c. der „leďeŶsǁelteƌsetzeŶdeŶ͞ Dienstleistungsangebote? Im Verlauf des Forschungsprozesses ergab sich eine verstärkte Konzentration der Aufmerksam-keit auf die in der Forschungsfragestellung benannten restringierenden und limitierenden As-pekte. Damit wurde eine intensivere Befassung mit der Frage nach den Barrieren der Inan-spruchnahme ermöglicht. 2.3 Methodisches Vorgehen In der Rekonstruktion und der Analyse von Faktoren, die auf die Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen Einfluss nehmen, spielen individuelle Präferenzen, die in hohem Maße durch subjektiv-lebensweltliche Relevanzen geprägt sind (s. o.), für die Einschätzung und Inanspruch-nahme sozialer Dienstleistungen eine zentrale Rolle. Entsprechend folgt diese Untersuchung dem qualitativen Forschungsparadigma (vgl. bspw. Flick et al. 2000; Lamnek 1995) und ist im Kern als teil-strukturierte Interviewstudie (vgl. Helfferich 2005; Friebertshäuser 2010) mit Nut-zer_innen sowie mit Nicht-Nutzer_innen sozialer Dienstleistungen angelegt. Mit Bezug auf die unterschiedlichen Intensitäten der Interventionen Sozialer Arbeit in die Lebenszusammenhänge der Inanspruchnehmenden (Fragestellung 3) wurden folgende Handlungsfelder gewählt: 
 offeŶe AŶgeďote: SozialĐafés/GeŵeiŶǁeseŶzeŶtƌeŶ ;„leďeŶsǁelteƌgäŶzeŶd͞Ϳ, 
 intensivere Beratungs- und Betreuungsangebote: sozialpädagogische Familienhilfe so-wie im Rahmen ambulant betreuten Wohnens Erwachsener bei psychischen bzw. 
SuĐhteƌkƌaŶkuŶgeŶ ;„leďeŶsǁeltuŶteƌstützeŶd͞Ϳ, 
 stationäre Angebote/Maßnahmen für Eltern und KiŶdeƌ ;„leďeŶsǁelteƌsetzeŶd͞Ϳ. Damit wurde einerseits eine relativ breite Variabilität der Bedingungen sozialer Dienstleistungen in den Blick genommen und zugleich, vermittelt über die Konzentrierung auf zwei Schwerpunkt-felder Sozialer Arbeit – Kinder- und Jugendhilfe/Beratungs- und Betreuungsangebote für Er-wachsene –, die Vergleichbarkeit der Ergebnisse gesichert.  Die Fokussierung auf Barrieren der Inanspruchnahme in der hier verfolgten Fragestellung ver-langte darüber hinaus, dass auch solche Personen in die Befragung einbezogen wurden, für die eine Inanspruchnahme nicht (z. B. aufgrund zu hoher Zugangsbarrieren) oder nicht mehr (Ab-bruch) möglich war (Nicht-Nutzer_innen). Die Rekrutierung solcher Interviewpartner_innen sollte handlungsfeldübergreifend über niedrigschwellige Angebote Sozialer Arbeit wie Sleep-Ins, offene Beratungscafés etc. und über Selbsthilfegruppen erreicht werden. Dies stellte sich jedoch letztlich schwierig und problematisch dar (vgl. Kapitel 2.4 Sampling). Bei der Auswahl der Einrichtungen, über die der Kontakt zu den Inanspruchnehmenden herge-stellt wurde, wurden die Unterschiedlichkeit von Trägern, die Größe der Kommune sowie ver-schiedene Regionen Nordrhein-Westfalens berücksichtigt. 
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2.4 Sampling Angestrebt waren 80 Interviews mit Nutzer_innen sozialer Dienstleistungen in Einrichtungen unterschiedlicher Intensität, im Konkreten: 
● Sozialcafés/Gemeinwesenzentren: N= 15 
● Beratungs- und Betreuungsangebote (SPFH und betr. Wohnen): N = 25 
● Eltern-Kind-Einrichtungen: N = 15 
● Nicht-Nutzer_innen: N= 25 Durchgeführt werden konnten letztlich 76 Interviews, wovon 74 Interviews genutzt werden konnten: 
● Sozialcafés/Gemeinwesenzentren: N= 14 
● Beratungs- und Betreuungsangebote (SPFH und betr. Wohnen): N = 20 
● Eltern-Kind-Einrichtungen: N = 16 
● Nicht-Nutzer_innen: N= 26 Angefragt wurden für die Akquise 43 Träger, wovon 20 Einrichtungen Interviewpartner_innen akquirieren konnten. Die Verteilung sah dabei folgendermaßen aus: 
● Sozialcafés/Gemeinwesenzentren 
○ angefragt: 6 
○ teilgenommen: 4 
● Beratungs- und Betreuungsangebote (SPFH und betr. Wohnen) 
○ angefragt: 19 
○ teilgenommen: 6 
● Eltern-Kind-Einrichtungen 
○ angefragt: 8 
○ teilgenommen: 5 
● Nicht-Nutzer_innen: 
○ angefragt: 10 
○ teilgenommen: 5  Als Gründe für eine Nicht-Teilnahme an der Datenerhebung wurden genannt: Einerseits konnten Einrichtungen keine Nutzer_innen finden, die sich für ein Interview bereit erklärten, oder sie schlossen dies im Vorfeld aus, da sich die Nutzer_innen derzeit in einer schwierigen Lebenssituation befänden. Andererseits gaben Einrichtungen an, kein Interesse o-der keine Kapazitäten oder gar schlechte Erfahrungen mit Forschungseinrichtungen gemacht zu haben. Die Dauer der durchgeführten Interviews betrug durchschnittlich ca. 42 Minuten. Im Hin-blick auf die Größe der Kommunen, in denen die Interviews durchgeführt wurden, ergab sich folgende Verteilung: 
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● Kleinstadt    n = 1 (ab 5.000 Einwohner_innen) 
● Mittelstadt    n = 11 (ab 20.000 Einwohner_innen) 
● Großstadt    n = 62   (mehr als 100.000 Einwohner_innen) Diese Verteilung ist darauf zurückzuführen, dass in größeren Städten quantitativ mehr soziale Dienstleistungen angeboten werden und somit vermehrt Interviews in Großstädten geführt wurden. Die Interviewpartner_innen waren zwischen 14 und 68 Jahren alt, wovon sich 41 Personen dem männlichen und 33 Personen dem weiblichen Geschlecht zugeordnet haben. Teilweise hatten die Nutzer_innen einen Migrationshintergrund, welcher aber nicht erfasst wurde, da dieser für die Fragestellung des Projektes nicht von Relevanz ist. Wie dargestellt, war intendiert, auch sogenannte Nicht-Nutzer_innen zu interviewen. Bereits zu Beginn der Durchführung stellte sich jedoch heraus, dass es sich bei der Rekrutierung dieser Personengruppe um ein kaum zu lösendes Unterfangen handelte, da Personen, die etwas nicht nutzen, nicht als solche in Erscheinung treten und folglich nicht ansprechbar sind. Hilfsweise wurden deshalb Nutzer_innen niederschwelliger Angebote gefragt, ob und ggf. warum sie an-dere Angebote, von denen sie Kenntnis hatten, begründet nicht in Anspruch nähmen und nutz-ten. In dieser Hinsicht können diese als Nicht-Nutzer_innen von spezifischen Angeboten der So-zialen Arbeit gelten und ihre Aussagen entsprechend einbezogen werden.  
  
Barrieren der Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen  
15  
3 Ergebnisse der Studie 3.1 Zugänge zur Inanspruchnahme Dass die Nutzung sozialer Dienstleistungen als ein prozessuales Geschehen mit einem zeitlichen Verlauf zu konzipieren ist, darauf hat insbesondere die klassische Studie von Wirth (1982) hin-gewiesen, ebenso darauf, dass der Nutzungsprozess sozialer Dienstleistungen ein hochselektiver 
TƌaŶsfoƌŵatioŶspƌozess deƌ gestufteŶ „ReduzieƌuŶg ǀoŶ IŶaŶspƌuĐhŶahŵeŵögliĐhkeiteŶ͞ (Wirth 1982, S. 57) ist. Jenseits aller Versuche, solche komplexen Verläufe von Inanspruchnah-men in differenzierter Weise breit in den Blick nehmen zu wollen, soll sich die folgende Ergeb-nisdarstellung auf die Frage nach den Zugängen konzentrieren. Angebote Sozialer Arbeit finden in aller Regel jenseits des Alltags der potentiellen Nutzer_innen statt. In der Konsequenz müssen vor einer unmittelbaren Inanspruchnahme zunächst Zugänge zu den Angeboten und Maßnahmen Sozialer Arbeit hergestellt werden. Diese Zugänge stellen eine wichtige Schwelle im Nutzungsprozess dar, verbunden mit verschiedenen Selektionspro-zessen, die hier wirksam werden können. Auf Situationen, in denen Zugänge erschwert, also zu Barrieren der Inanspruchnahme werden, wird unten (vgl. Kapitel 3.2.2) genauer eingegangen. Mit dem hier Folgenden soll vielmehr ein Blick auf die Unterschiedlichkeit von Zugängen zu An-geboten Sozialer Arbeit gerichtet werden, beginnend mit einem Beispiel für eine Zugangssitua-tion zu einem offenen Jugendtreff: I: Und war das das erste Mal, dass du dann hier im Jugendtreff warst? Mit diesem Tanzangebot? M: Ja I: Und warst nicht irgendwie als Kind schon mal hier und hast den Kindertreff genutzt? M: Nein! Also direkt wo es diesen – ich wusste nicht mal, dass dieser Ort existiert. Ich wusste nur halt wie gesagt mit dem Tanzen und dann wurde ich auch hierhin geführt dann. Also vom Busbahnhof her, weil ich nicht wusste, wo das war. (.) Und halt, dann hats angefangen so mit dem Tanzen, dann hier hin zu kommen I: Mhm und wer hat dich – du hast eben erzählt, du wurdest hier rüber geführt – wer hat dich konkret hier rüber geführt?  M: Ehm, ja, eine Freundin, die hier, geht auf die Schule von dem einen da, und äh, sie hat mich halt gefragt, ob ich auch Lust habe. Da hatte ich halt Lust da drauf. Dann hat sie mich vom Busbahnhof abgeholt, weil sie war schon hier gewesen und dann hat sie mir das halt gezeigt. (Frau Mittendorf, Abs. 39-46) Frau Mittendorf erfährt von dem Angebot in dem Offenen Treff über eine Bekannte. Sie wird von ihr angesprochen und gefragt, ob sie Interesse an einem Tanzangebot hätte. Frau Mitten-dorf kannte zuvor weder das Angebot noch deŶ OffeŶeŶ Tƌeff, ǁaƌ aďeƌ iŶteƌessieƌt ;„hatte Lust 
daƌauf͞Ϳ. Sie eƌhält die IŶfoƌŵatioŶ üďeƌ das AŶgeďot Sozialer Arbeit aus dem Kreis ihrer peer group und erreicht das Jugendzentrum, eine für sie bis dahin unbekannte Einrichtung an einem unbekannten Ort, ŵit diƌekteƌ UŶteƌstützuŶg dieseƌ FƌeuŶdiŶ ;„ǁuƌde iĐh auĐh hieƌhiŶ ge-
fühƌt͞Ϳ. Sie, die NutzeƌiŶ, ǁuƌde ǀoŶ ihƌeƌ FƌeuŶdiŶ uŶŵittelďaƌ ǀoŵ BusďahŶhof aďgeholt uŶd 
Barrieren der Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen  
16  
zur Einrichtung geleitet. Seitdem besucht Frau Mittendorf den Offenen Treff regelmäßig. Die Information über das Angebot, die Motivierung zur Teilnahme sowie die praktische Unterstüt-zung beim unmittelbaren Zugang gehen hier von einem Mitglied ihrer peer group, einer Freun-din, aus. Ohne diese Vermittlung hätte Frau Mittendorf das Angebot vermutlich nicht genutzt bzw. aus Unkenntnis nicht nutzen können. Dieses Zugangsmuster der Vermittlung durch peers scheint für den Bereich offener Angebote 
Sozialeƌ Aƌďeit ŶiĐht uŶüďliĐh. Geƌade deƌ hieƌ ďeƌiĐhtete Akt des ‚Dorthin-Geführt-WeƌdeŶs͚ liefert ein eindrückliches Beispiel für die Eröffnung eines Zugangs zu einer sozialen Dienstleis-tung durch die Unterstützung Dritter, hier aus dem privaten Umfeld. Gleichwohl lassen sich Pro-zesse der Vermittlung eines Zugangs durch Personen aus dem privaten Umfeld ebenso in ande-ren Handlungsfeldern Sozialer Arbeit wiederfinden. So schildert bspw. Herr Lübbe in recht ähn-licher Weise seinen Zugang zu einem Angebot des ambulant betreuten Wohnens für psychisch Erkrankte, das als lebensweltergänzendes Angebot durch eine deutlich höhere Zugangs-schwelle, als der zuvor angesprochene Bereich, gekennzeichnet ist. L: Also mich – ŵiĐh hat ǁiƌkliĐh ähŵ so͛Ŷ ďissĐheŶ ŵeiŶe ;.Ϳ älteƌe SĐhǁesteƌ, die hat ŵiĐh ǁie so nen kleinen Jungen äh im Prinzip an die Hand genommen und ähm (.) ist mit mir so die ersten Wege (.) gegangen, ne. (Herr Lübbe, Abs. 113-115) Herr Lübbe beschreibt, dass seine Schwester maßgeblich daran beteiligt war, dass er einen Zu-gang zu diesem Angebot fand. Seine Schwester hatte ihn mehrfach auf diese Möglichkeit hinge-wiesen, aber erst, nachdem Herr Lübbe in dieselbe Stadt gezogen war, in der auch seine Schwes-ter lebt, konkretisiert sich der Zugang zur Inanspruchnahme aufgrund deren expliziter Unter-stützung. Seine Schwester ergreift die Initiative, recherchiert das Angebot, motiviert ihn zum 
‚HiŶgeheŶ͚ uŶd ďegleitet ihŶ sogaƌ zuŵ eƌsteŶ TƌeffeŶ. Deƌ ZugaŶg zuƌ SozialeŶ DieŶstleistuŶg, hier zum ambulant betreuten Wohnen, wird in diesem Fall maßgeblich von einer Familienange-hörigen eröffnet. Ohne deren Initiative, so ist nach den Schilderungen des Befragten zu schluss-folgern, wäre, ähnlich wie in der zuvor dargestellten Situation, eine Inanspruchnahme vermut-lich nicht oder erst deutlich zeitverzögert zustande gekommen. Der Zugang auch zu diesem hö-herschwelligen Angebot erfolgt insofern wesentlich durch die Vermittlung und vor allem die Un-terstützung einer Familienangehörigen.  Ein weiteres Beispiel, aus demselben Bereich der ambulanten Betreuung, unterstreicht noch einmal die Bedeutung, die einer Vermittlung durch Dritte für den Zugang zur Dienstleistung zu-kommt, jetzt allerdings bezogen auf eine Vermittlung aus dem professionellen Kontext:  I: Wie also wie bist du erst mal an dieses Angebot ran gekommen? A: Also ich bin rein gekommen ähm über die Klinik, ich war in der Klinik und hab da ähm (.) von einer Fachärztin das Angebot bekommen über ein ambulanten Dienst, also über ambulanter Dienst ähm (..) ähm ja ein Angebot anzunehmen, ob ich das machen möchte? Und das durfte ich dann machen und deswegen bin ich hierhin gekommen. 
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I: Ja. U n d was hat die Ärztin damals erzählt über diesen Verein dann? A: Sie hat darüber erzählt, dass es ein ambulanter Dienst ist und dass hier die Leute sehr nett sind und (.) ja. I: Das heißt, die hatten schon gute Erfahrungen mit dem Verein hier [...] ja, und du hast dich dann darauf verlassen? A: Ja genau.  (Frau Aubert, Abs. 21-36) Die Vermittlung dieser Nutzerin an eine ambulante Betreuung erfolgt über die Fachärztin einer Klinik, in der Frau Aubert Patientin war. Die Ärztin informiert Frau Aubert über das ambulante Angebot, motivierte sie, es anzunehmen, und unterstreicht dies mit dem Verweis auf die Freundlichkeit des Personals dort („dass hier die Leute sehr nett sind͞). Für Frau Aubert stellte sich diese Situation als echte Entscheidungsoption, das Angebot anzunehmen oder es abzu-lehnen, dar. Dabei erscheint ihr die Möglichkeit, die ihr damit geboten wird, keineswegs als selbstverständlich. Ihrer Einschätzung nach bedarf es vielmehr zunächst einer Erlaubnis, das An-gebot ŶutzeŶ zu düƌfeŶ ;„das duƌfte iĐh daŶŶ ŵaĐheŶ͞Ϳ. Deƌ ZugaŶg zuŵ AŶgeďot Sozialeƌ Aƌďeit wird in diesem Fall von institutioneller Seite her angebahnt und von der aufnehmenden Institu-tion erlaubt, so die Schilderung der Befragten. Frau Aubert wird innerhalb des Systems Sozialer Dienstleistung weitervermittelt.  Dass ein Zugang zu einem intensiveren Angebot Sozialer Arbeit, hier zu einer sozialpädagogi-schen Familienhilfe, über institutionelle Vermittlung zustande kommt, zeigt auch das Beispiel von Herrn Vobbe: 
V: Ja, also ŵeiŶe Mutteƌ hat glauď iĐh Ŷ TeƌŵiŶ ŵit͛ŵ JugeŶdaŵt ausgeŵaĐht uŶd ähŵ ;.Ϳ fƌa-gen Sie nich, wo die das herhatte. Ich- ich- ich weiß es nicht ähm (.) auf- auf jeden Fall hat das Jugendamt dann Herrn Schulze vermittelt. (Herrn Vobbe, Abs. 73- 81) Die geschilderte Situation ist gleich durch zwei Vermittlungsprozesse gekennzeichnet. Zum ei-nen eröffnet wiederum ein Familienmitglied, hier die Mutter, den Zugang zum Jugendamt, wäh-rend im zweiten Schritt Herr Vobbe durch die Vermittlung des Jugendamtes eine Sozialpädago-gische Familienhilfe erhält. Dass das Jugendamt in einem solchen Fall diejenige Instanz ist, die eine erzieherische Hilfe bewilligen muss und insofern unmittelbar und notwendigerweise als zu-ständige Stelle für den Zugang zu einer Sozialpädagogischen Familienhilfe zu sorgen hat, spielt in der Erzählung von Herrn Vobbe keine Rolle. Für ihn steht nicht die Bewilligung an sich im Vordergrund, sondern die Vermittlung des neuen Betreuers.  Neben den bislang betrachteten Zugängen zu Angeboten Sozialer Arbeit, die wesentlich von den Befragten als Prozesse realer Entscheidungsoptionen geschildert wurden, finden sich ebenso Beispiele, in denen die Zugangsprozesse zu den jeweiligen Angeboten und Maßnahmen nur be-dingt freiwillig verlaufen oder sogar durch Unfreiwilligkeit und Zwang gekennzeichnet sind.  
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Vor allem aufgrund mangelnder Ausstattung mit Ressourcen in ihrem Alltag und insofern nur bedingt freiwillig, wird der Zugang zu einer Eltern-Kind-Einrichtung in der folgenden Schilderung-dargestellt:  S: und ä h m  (.)  j a.  Ich  h a t t e  (.) mich für eine Schule beworben, um meinen Realschulab-schluss nachzuholen. Das Problem war, das Jugendamt hat mir keine Möglichkeiten gestellt, für eine Tagesmutter oder für einen Kindergartenplatz. Dann haben die mir vorgeschlagen, „ǁie͛s wäre in einer Mutter-Kind-Einrichtung?͞, halt damit ich auch von meiner Mama ausziehen kann, weil wir hatten nur wirklich nen kleines Zimmer gehabt. Und ähm ja, dann hab ich halt zu (.) gestimmt, und dann konnte mein Sohn unten hieƌ iŶ͛Ŷ KiŶdeƌďeƌeiĐh, die haben einen extra 
KiŶdeƌďeƌeiĐh, so͛Ŷ KiŶdeƌgaƌteŶ halt. DaŶŶ koŶŶte iĐh ihŶ doƌt uŶteƌďƌiŶgeŶ uŶd koŶŶte ja dann halt meine (.) Schule (.) machen. (Frau Seifert, Abs. 23-33) Frau Seibert hat ein Ziel: Sie will ihren Realschulabschluss machen. Das setzt jedoch für sie als junge Mutter eines noch nicht einmal einjährigen Sohnes voraus, dass sie einen Betreuungsplatz für ihn hat. Sie geht davon aus, dass das Jugendamt eine Tagesmutter oder einen Kindergarten-platz stellt, was allerdings nicht der Fall ist. Vielmehr wird ihr vorgeschlagen, in eine Eltern-Kind-Einrichtung zu ziehen. Auch wenn dies nicht ihrer ursprünglichen Intention entspricht, stimmt sie dem Vorschlag zu, auch weil sie neben der Sicherung der Betreuung ihres Sohnes in eine größere Wohnung ziehen kann. Der Mangel an Ressourcen (Kinderbetreuungsplatz und geringer Wohnraum) bzw. die Erlangung solcher Ressourcen, mit denen sie ihrem Ziel, einen Schulab-schluss machen zu können, näherkommen kann, bildet aus ihrer Sicht den Grund, in die Einrich-tung umzuziehen. Ihr Zugang folgt einem Vorschlag des Jugendamtes. Ob der Umzug in die Ein-richtung für sie seinerzeit alternativlos war, muss dahingestellt bleiben. Folgt man ihrer Schilde-rung, dann kann hier von einem bedingt freiwilligen Zugang zur Nutzung dieses Angebots ge-sprochen werden. Demgegenüber zeigt sich die Begründung für die Inanspruchnahme sozialer Dienstleitungen im folgenden Beispiel, ebenfalls einer Eltern-Kind-Einrichtung, als für die Nutzerin explizit alterna-tivlos und damit unfreiwillig: R: und ähm, ja. (.) Und äh das war dann halt vom Jugendamt, ne, die haben gesagt, ne, sonst hätten sie mir den Kurzen wegnehmen müssen deswegen äh, ne, haben die mir dann hier die Einrichtung ausgesucht und (..) so bin ich dann hier gelandet. Was auch (.) gut war, also (.) ne, sonst hätten sie mir den Kurzen weggenommen. (Frau Rottmann, Abs. 44-55) Frau Rottmann sieht sich hier von Seiten des Jugendamtes vor die Alternative gestellt, entweder in eine Eltern-Kind-Einrichtung zu ziehen oder andernfalls – gewissermaßen zwangsläufig – das 
SoƌgeƌeĐht füƌ ihƌ KiŶd zu ǀeƌlieƌeŶ ;„daŶŶ hätteŶ die ŵiƌ deŶ KuƌzeŶ ǁegŶehŵeŶ ŵüsseŶ͞Ϳ. Frau Rottmann will aber ihr Kind behalten, eine Trennung von ihrem Kind stellt für sie keine ernsthafte Alternative dar. Für den Umzug in eine Eltern-Kind-Einrichtung bestand somit für sie keine reale Entscheidungsmöglichkeit. Der Zugang zur Eltern-Kind-Einrichtung erfolgt für Frau Rottmann folglich unfreiwillig, auch wenn sie der Maßnahme letztlich zustimmt und diese im Verlaufe des Interviews zunehmend positiv konnotiert. 
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Im Hinblick auf die Zugänge zu Angeboten Sozialer Arbeit kann an dieser Stelle festgehalten wer-den, dass sich diese kontextspezifisch wie situativ unterschiedlich gestalten, und zwar sowohl bezogen auf die einzelnen Angebote bzw. Handlungsfelder selbst als auch im Vergleich zwischen den verschiedenen Angeboten bzw. Handlungsfeldern, die in die Untersuchung mit aufgenom-men wurden. Das heißt, nicht nur dort, wo Angebote konzeptionell offen gestaltet sind und ent-sprechend zu erwarten ist, dass sich auch die Zugänge offen und damit different gestalten, ver-laufen die Zugänge auf vielfältige Art und Weise, sondern auch dort, wo es festgelegte Verfah-renszugänge gibt wie bspw. in Hilfeplanverfahren im Kontext der Hilfen zur Erziehung. Trotz aller formalen Festlegungen zeigen sich aber auch hier in den Schilderungen der Nutzer_innen viel-fältige und differente Zugangswege. Hierbei erschließen sich die Nutzenden die Zugänge teilweise eigenständig; andere Berichte ver-weisen aber auch auf hoch selektive wie zum Teil kontingente Prozesse der Vermittlung und Verweisung.  Des Weiteren lassen sich sowohl Zugangsprozesse rekonstruieren, die als freiwillige im Sinne von – zumindest relativer – Entscheidungsmöglichkeit für verschiedene Handlungsoptionen ver-standen werden können, als auch als Zugangsprozesse, die für die Seite der Nutzer_innen die Inanspruchnahme eines Angebotes bzw. einer Maßnahme tatsächlich alternativlos werden las-sen. Die Zugänge sind in solchen Fällen folglich durch Unfreiwilligkeit und Zwang gekennzeich-net.  Unabhängig davon, ob es sich um Handlungsfelder Sozialer Arbeit handelt, die mehr oder weni-ger stark in die Lebenswelt der Nutzenden eingreifen, nehmen Vermittlungsprozesse bei den Zugängen zur Inanspruchnahme von Angeboten Sozialer Arbeit eine wesentliche Rolle ein. Zu bedeutsamen Vermittlungspersonen können hier Familienangehörige oder direkte Freunde werden, aber auch institutionelle Akteur_innen wie z. B. Professionelle der Sozialen Arbeit selbst oder angrenzender Felder (z. B. Ärzte, Kliniken). Insbesondere im höherschwelligen Bereich So-zialer Arbeit scheint – auch hier aus der Perspektive der Nutzenden betrachtet – institutionellen Vermittlungsakteur_innen wesentliche Bedeutung zuzukommen. Dies schließt aber nicht aus, dass zugleich auch persönliche Bezugspersonen in diesen komplexen Prozessen der Vermittlung und Erschließung von Zugängen zu Angeboten Sozialer Arbeit involviert sind. Die zentral gekenn-zeichneten Vermittlungen werden für die potentiellen Nutzer_innen zu – ggf. auch fehlenden – Ressourcen bei der Erschließung von Zugängen zu Angeboten Sozialer Arbeit.  
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3.2 Barrieren der Inanspruchnahme Der zentrale Begriff der ‚Barriere͚, wie er von uns verwendet wird, basiert auf der folgenden Bestimmung:  Insofern sozialstaatliche Erbringungskontexte, institutionalisierte und professionalisierte Formen sowie situative Konstellationen der Erbringung produktiver Aneignungsleistungen von Dienstleis-tungen auf Seiten der Nutzer_innen erschweren, begrenzen oder verhindern, erweisen sich diese als Hindernisse und Barrieren der Inanspruchnahme. 
Deƌ Begƌiff deƌ ‚BaƌƌieƌeŶ͚ in diesem Sinne fokussiert auf das Aneignungshandeln der Inan-spruchnehmenden, auf deren subjektive Sicht und Perspektive auf die Inanspruchnahme sozia-ler Dienstleistung im Rahmen des hier in Rede stehenden Interaktionsgeschehens. Dabei wird 
„Barriere͞ als ein prozessorientierter und jeweils von der individuellen Wahrnehmung jeder/je-des einzelnen Inanspruchnehmenden abhängiger Begriff konzipiert, der in der Konsequenz die vollständige Verhinderung einer Nutzung von Angeboten bedeuten kann, aber auch diejenigen Prozesse einbezieht, die eine unter den jeweiligen Voraussetzungen und Interessen optimale Nutzung der sozialen Dienstleistung wie auch die Realisierung eines Gebrauchswertes behindern oder einschränken. Es zeigt sich auf der Basis des hier erhobenen Materials, dass Barrieren nicht auf einzelne Berei-che der untersuchten Forschungsfelder beschränkt sind, sondern sich auf allen drei analytisch differenzierten Ebenen des Dienstleistungsprozesses – dem Erbringungsverhältnis, dem Erbrin-gungskontext und der gesellschaftlichen Ebene der Erbringung – finden und rekonstruieren las-sen. Gleichwohl ist zu betonen, dass es sich hier um eine analytische Differenzierung handelt, die unter der spezifischen Perspektive dienstleistungstheoretischer Überlegungen die Phäno-mene zu systematisieren versucht. In der Realität sind die Phänomene selbstredend miteinander verwoben. Dass sich die Verortung von Barrieren nicht auf einen Bereich beschränkt, gilt gleich-ermaßen für die verschiedenen zeitlichen Phasen des Nutzungsprozesses sowie alle hier be-trachteten Handlungsfelder, unabhängig davon, wie tief der Eingriff in die Lebenswelt der Nut-zerinnen und Nutzer jeweils erfolgte. Zugleich fließen aber auch die Unterschiede in die Analyse mit ein. 3.2.1 Barrieren auf der Ebene des Erbringungsverhältnisses Der Forschungsansatz der sozialpädagogischen Nutzerforschung fokussiert auf das Erbringungs-verhältnis von Nutzer_innen und Professionellen im Rahmen personenbezogener sozialer Dienstleistungen, sowohl auf der Ebene der direkten Interaktion als auch auf der Ebene päda-gogisch absichtsvoll strukturierter Situationen und Arrangements. Dabei steht im Folgenden zu-nächst das Interaktionsverhältnis mit seinen unterschiedlichen Facetten im Zentrum der Auf-merksamkeit. In den nächsten Abschnitten sollen sodann die Erbringungskontexte, die Rahmung und Voraussetzung des Erbringungsverhältnisses bilden, in den Blick genommen werden. 
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Vor der weiteren Analyse gilt es vorauszuschicken, dass im Rahmen dieser Untersuchung, auch wenn sie hier nicht Gegenstand der Analyse sind, gleichwohl eine Vielzahl von Beispielen zu fin-den ist, die diejenigen Interaktionen zwischen Nutzer_innen und Professionellen zum Thema haben, welche von Seiten der Nutzer_innen als hilfreich und unterstützend erfahren werden. Die Befragten berichten davon, dass Professionelle ihnen zuhören, sie als Person wahrgenom-men und ihre Anliegen ernst genommen werden und dass die Nutzer_innen die Angebote und Maßnahmen Sozialer Arbeit als für sich gebrauchswerthaltig gestalten können. Die im Folgen-den vorgetragenen Ergebnisse dürfen insofern nicht dahingehend interpretiert werden, dass die hier untersuchten Angebote und Maßnahmen Sozialer Arbeit von den Befragten ausschließlich als mit negativen Erfahrungen und Einschätzung behaftet verstanden werden. Dennoch wollen die Analysen hier diejenige Seite der Erfahrungen fokussieren, die sich als Bar-rieren der Inanspruchnahme erweist. Diese können für die Nutzenden Beschränkungen im Nut-zungsprozess bedeuten, bis hin zu einer vollständigen Verhinderung der Inanspruchnahme.  Eine so verstandene wesentliche Einschränkung im Nutzungsprozess auf der Ebene des Erbrin-gungsverhältnisses bezieht sich auf das Verhalten der Mitarbeiter_innen der Einrichtung gegen-über den Nutzer_innen und auf die Beziehung, die zwischen den Nutzer_innen und den Mitar-beiter_innen entsteht. So beschreiben z. B. Befragte in den Interviews, dass sie sich von den Mitarbeiter_innen unter Druck gesetzt fühlen, sie sehen sich der Macht der Beschäftigten aus-geliefert und nicht ernst genommen, oder sie fühlen sich von den Mitarbeitenden zu Unrecht sowie über Gebühr kontrolliert. Die Folge ist, dass sie die Angebote und Maßnahmen nur noch eingeschränkt oder gar nicht mehr zu ihren Gunsten nutzen können.  Ein erstes Beispiel hierzu zeigt sich in den Erfahrungen der jungen Frau Pieper, die als 16-jährige Mutter in einer Eltern-Kind-Einrichtung lebt:  P: nach manchen Aussagen fühl ich mich dann halt wieder nicht mehr wohl. I: Aussagen Von wem? 
P: ǀoŶ deŵ Betƌeueƌ. […] I: Ja. (.) Magst du mal ne konkrete Situation schildern? P: (.) Ja, gestern zum Beispiel – also mein Baby hat halt geschrien abends – ich bring sie jeden Tag hier unten [Raum außerhalb des eigenen Appartements] zum Schlafen, weil wenn ich dann Treppen hochlaufe schreit sie noch ŵehƌ […] UŶd daŶŶ hat deƌ Betƌeueƌ, deƌ gesteƌŶ hieƌ ǁaƌ, 
halt die gaŶze Zeit gesagt „du ďƌiŶgst sie jetzt sofoƌt ŶaĐh oďeŶ͞, iĐh haď gesagt „iĐh sĐhl- bring 
sie iŵŵeƌ uŶteŶ zuŵ SĐhlafeŶ͞,  I: mhm  P: dann hat der angefangen mich anzu- richtig anzuschreien uŶd alles, […] das haďeŶ auĐh 
ŵehƌeƌe ŵitďekoŵŵeŶ. […] UŶd das geht halt stäŶdig so.  I: Okay  P: Ich (.) weiß nich, ich hab auch eh (.) manchmal richtig Angst, dass sie mir abgenommen wird, 
[…] ǁeil so KoŵŵeŶtaƌe ǁie „ja du kaŶŶst diĐh ŶiĐht ƌiĐhtig uŵ deiŶ KiŶd küŵŵeƌŶ͞, „du 
kƌiegst die ŶiĐht ƌuhig͞ uŶd alles. 
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I: Siehst du das anders? P: (.) Ich – also iĐh ;.Ϳ iĐh kƌieg sie iŵŵeƌ uŶteŶ zuŵ SĐhlafeŶ, […] jedeŶ Tag. ;.Ϳ IĐh kƌieg sie eigentlich ruhig, nur man- wenn man mich dann noch hetzt, dann reg ich mich auch noch auf. (Frau Pieper, Abs. 222-245) P: U n d (.) i- ich hab mich gestern- (.) ich hab ganz ehrlich gesagt (.) manchmal Angst nach Hause zu kommen, wenn der hier ist.  I: O k a y P: Ich war letztens in der Stadt und hab gesagt, dass ich nich nach Hause will, bin zu meiner Mutter gegangen. (Frau Pieper, Abs. 418-420) Frau Pieper beschreibt, zum Teil wortidentisch an zwei Stellen im Interview, dass sich die Situa-tion in der Einrichtung aufgrund des Verhaltens einer Betreuungsperson für sie so weit zuge-spitzt hat, dass sie Angst hat, nach einem Besuch in der Stadt wieder zurück in die Einrichtung (nach Hause) zurückzukehren. Der Grund ist ihre Furcht, dass ihr das Kind weggenommen , wenn sie den Anforderungen eines Mitarbeiters nicht nachkomme. Hierbei hebt sie hervor, dass die Anforderungen, die von dieser Person an sie gestellt würden, von ihr nur sehr schwer zu erfüllen seien. Denn erstens kann sie die Sinnhaftigkeit der Anforderung (ihr Kind an einem anderen Ort als dem üblichen zu Bett zu bringen) nicht nachvollziehen und erlebt das Ansinnen dieses Mit-arbeiters ihr gegenüber als willkürlich. Zweitens hat sie faktisch Schwierigkeiten, diese Anforde-rung zu erfüllen (ihr Kind zu beruhigen, wenn, wie gefordert, die bekannten Einschlaf-Rituale nicht mehr greifen). Erschwerend kommt drittens hinzu, dass sich Frau Pieper kaum in der Lage sieht, ihr Kind zu beruhigen, wenn sie sich, wie in dieser Situation, selbst gehetzt, also unter Druck gesetzt fühlt. Schlussendlich befürchtet sie für sich und ihr Kind einschneidende Konse-quenzen: Wenn es ihr nicht gelingt, in relativ kurzer Zeit die an sie gestellten Anforderungen des Mitarbeiters zu erfüllen, also ihr Kind in der verlangten Art und Weise zur Ruhe zu bringen, sieht 
sie siĐh ǀoŵ Betƌeueƌ als ‚sĐhleĐhte͚ Mutteƌ ďeǁeƌtet, ǀeƌďuŶdeŶ ŵit deƌ Gefahƌ, aufgƌuŶd deƌ permanenten Beurteilungssituation, in der sie sich in der Einrichtung befindet, daraufhin das Sorgerecht für ihr Kind zu verlieren.  Das als nicht nachvollziehbar, unnachgiebig und unangemessen empfundene Verhalten des Be-treuers führt nicht nur zu einer mangelhaften Unterstützung bei der sich ihr ursprünglich stel-lenden Herausforderung, eine gute Zu-Bett-Geh-Situation für ihr Kind zu gestalten, sondern setzt sie zusätzlich unter Druck und verschafft ihr damit weitere Probleme. Das Verhalten des Mitarbeiters wird für die Nutzerin zu einer Barriere der Inanspruchnahme der sozialpädagogi-schen Maßnahme Eltern-Kind-Einrichtung. Man könnte auch weitergehend davon sprechen, dass hier ein Prozess der Schädigung durch eine Maßnahme Sozialer Arbeit beschrieben wird, denn das hier geschilderte Verhalten des Betreuers verhindert nicht nur das Hervorbringen einer neuen, produktiven Herangehensweise im Umgang mit ihrem Kind, sondern konterkariert sogar die Gestaltung ihres bislang mehr oder weniger gut gelingenden Alltags. Auf die Rekonstruktion und Analyse von Prozessen der Schädigung durch Soziale Arbeit kann an dieser Stelle aber nicht näher eingegangen werden. 
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Für Konstellationen wie die hier angesprochene ist sicherlich spezifisch, dass nicht selten das Damokles-SĐhǁeƌt ‚EŶtzug des SoƌgeƌeĐhts füƌ das eigeŶe KiŶd͚ üďeƌ deŶ ElteƌŶteileŶ, die iŶ El-tern-Kind-Einrichtungen leben, schwebt und diese sich deshalb in besonderer Weise in einem Kontroll- und Abhängigkeitsverhältnis gegenüber der Einrichtung und deren Mitarbeiter_innen befinden. Dennoch lässt sich diese Grundfigur, dass ein Verhalten von Mitarbeiter_innen, durch welches sich die Nutzer_innen unter Druck gesetzt fühlen, zu einer Barriere der Inanspruch-nahme führen kann, auch in anderen, weniger in die Lebenswelt der Nutzer_innen eingreifen-den Angeboten Sozialer Arbeit wiederfinden. Auch im folgenden Beispiel entwickeln sich Aushandlungsprozesse im Erbringungsverhältnis zwischen den Professionellen und einer anderen befragten Nutzerin einer Eltern-Kind-Einrich-tung zu einer Barriere der Inanspruchnahme, wenngleich in anderer Weise, als im Beispiel zuvor beschrieben: I: Warum musst du ausziehen? J: Ä h m weil die hier meine Maßnahme beenden möchten. I: Okay. J: Eigentlich ist das ja im Großen und Ganzen ein Haus (.) für Frauen, die den Alltag mit ihren 
KiŶdeƌŶ ;..Ϳ ŶiĐht uŶďediŶgt ďeǁältigeŶ köŶŶeŶ. […] Und ähm auch Sucht. Und ähm, bei mir ist 
ja keiŶes ǀoŶ deŵ ďeideŶ deƌ Fall, […] iĐh ďiŶ ja Ŷuƌ hieƌ ƌeiŶ gekommen für meinen Sohn, für ne Kinderbetreuung, meine Schule hab ich ja jetzt auch beendet. (Frau Seifert, A. 249-262) J: ne, also ich bin eigentlich da in dem Sinne sehr selbstständig (..) und ä h m, dann denk ich mir 
auĐh Ŷuƌ ŵeiŶeŶ Teil uŶd sag daŶŶ: „Nee Leute, bisschen auf Abstand, (..) ich habs mit euch eigentlich gar nicht so oder möchte, oder will, nicht wirklich so viel mit euch dann so 
ŵitaƌďeiteŶ͞. […] UŶd das siŶd eigeŶtliĐh auĐh VoƌaussetzuŶgeŶ, hieƌ zu ǁohŶeŶ, sag iĐh jetzt mal, ne, mit denen dann auch noch Termine, oder wenn man selber für sich persönliche, private Arzttermine hat, soll man die trotzdem auch angeben [..] und das sind halt für mich Dinge, die 
ďei ŵiƌ hieƌ halt ŶiĐht ƌeiŶǁolleŶ. […] WeŶŶ͛s uŵ ŵeiŶeŶ SohŶ geht, ja okaǇ, köŶŶt ihƌ Termine wissen, aber (..) von meinen Sachen eigentlich unbedingt jetzt n i c h t, und das ist halt meine Einstellung, und (..) ä h, damit haben die ein Problem. Und, das ist auch mit ein Teil der Begründung, warum ich dann hier auch ausziehen soll, weil sie die Maßnahme halt beenden wollen, weil ich da nicht kooperativ mit denen mitarbeite. (Frau Seifert, Abs. 284-304) Auch diese Nutzerin sieht sich von Seiten des Angebots mit Anforderungen konfrontiert, denen sie nicht nachkommen will und sich verweigert. Während Frau Seifert ihren Bedarf in Bezug auf das Eltern-Kind-Angebot, in dem sie seit fast drei Jahren lebt, auf diejenigen Angelegenheiten beschränken will, die ihren Sohn betreffen, erwarten die Professionellen von ihr, dass auch An-gelegenheiten, die sie selbst angehen wie bspw. ihre eigenen Arzttermine, zum Gegenstand der Betreuung gehören und somit auch besprochen werden („Termine͞). Dies lehnt Frau Seifert für sich als Eingriff in ihre Privatsphäre ab, unabhängig davon, dass sie zugleich anerkennt, dass diese geforderte Form der Interaktion Bestandteil („Voraussetzung͞) des Programms ist. Für sich 
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selbst sieht sie aber keinen Unterstützungsbedarf und fühlt sich insofern legitimiert, nur Teilbe-reiche des Programms in Anspruch zu nehmen. Sie nutzt das Angebot, jenseits weiterer päda-gogischer Beratung, als Möglichkeit, eine Wohnung und vor allem eine Betreuung für ihren Sohn zu erhalten. Indem die Nutzerin sich gegenüber weitergehenden pädagogischen Anforderungen verweigert, wird ihr dies als mangelnde Kooperationsbereitschaft ausgelegt. Im Verbund mit der von beiden Seiten geteilten Einschätzung, dass sie in der Lage sei, für ihr Kind allein zu sorgen, wird diese Kooperationsverweigerung von Seiten der Einrichtung mit als Grund herangezogen, die Hilfe beenden zu wollen.  Die Forderung, sich jenseits der individuellen Interessen auf die generalisierten, konzeptionell vorgesehenen Anforderungen des pädagogischen Programms einzulassen und entsprechendes Verhalten zu zeigen, wird für die Nutzerin zu einer Barriere der Inanspruchnahme und schließt sie von der weiteren Nutzung aus. Gleichwohl gilt für diese Nutzerin, dass ihr letztlich die Kon-sequenz, in einer eigenen Wohnung zu leben, durchaus recht ist. Offen bleibt aber die Sicherung der Betreuung ihres Kindes, wenn sie in Zukunft mit ihrem Sohn allein in einer eigenen Wohnung lebend gleichzeitig einer Ausbildung bzw. einer beruflichen Tätigkeit nachgeht. Als Konsequenz der beiden zuvor untersuchten Beispiele für Barrieren der Inanspruchnahme auf der Ebene des Erbringungsverhältnisses Sozialer Dienstleistung droht jeweils – wenngleich auf-grund unterschiedlicher Begründungen – die Beendigung der Maßnahme. Die an die Nutzer_in-nen gestellten Anforderungen und deren Nichtbefolgung werden zu einem wesentlichen Hin-dernis einer weiteren Nutzung.  Demgegenüber geht es in der folgenden Situation nicht um eine Verhinderung der Nutzung des Angebotes im Ganzen, sondern um eine Minderung der Realisierungsmöglichkeiten eines Nut-zens.  So berichtet Frau Prange, ebenfalls aus dem stationären Bereich der Eltern-Kind-Einrichtung, Folgendes: I: Was meinst du denn (.) insgesamt, was nicht sonderlich gut (.) hier läuft? Also aus deiner Sicht. P: (.) S i e – bei mir kontrollieren die mich eher (um) – mehr oder weniger, also immer hinterher und „hab ich dies schon gemacht, hab ich jenes schon gemacht͞, also das geht schon echt ei-
Ŷeŵ auf deŶ Geist. [...] J a, ǁ e Ŷ Ŷ daŶŶ ;.Ϳ fühlt ŵaŶ siĐh so, als ŵaŶ ďehaŶdelt ǁiƌd so ǁie͚Ŷ kleines Kind, so. Da s s einem immer hintergelaufen wird, oder sowas.  (Frau Prange, Abs. 188-189) Frau Prange beschreibt, dass die Mitarbeiter_innen der Einrichtung sie fortwährend kontrollie-
ƌeŶ ǁüƌdeŶ, ǁas ihƌ deutliĐh ŵissfällt ;„‚auf deŶ Geist͚ geht͞Ϳ. Sie fühlt siĐh „wie´n kleines Kind͞ behandelt und in ihrer Selbstständigkeit eingeschränkt, nicht ernst genommen. In diesem Be-reich, wie im stationären Bereich insgesamt, können sich die Nutzer_innen den Anforderungen der Mitarbeiter_innen kaum entziehen, wollen sie nicht massive Einschränkungen in ihrem All-tag in Kauf nehmen. Das Nicht-Erbringen von Verhaltensweisen, die von ihnen erwartet werden, bspw. das Zimmer zu putzen, führt hier zwar nicht zum Ausschluss aus dem Programm, ist aber 
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durchaus einschneidend strafbewehrt, in diesem Fall mit dem Entzug von Taschengeld. Zwar steht die hier befragte junge Frau solchen Kontrollen an sich nicht grundsätzlich ablehnend ge-genüber4, weil sie darin eine pädagogische Intention erkennen kann – nämlich das Erlernen einer eigenständigen Haushaltsführung –, die sie an sich akzeptiert. Sie reagiert aber mit einer deutli-chen Zurückweisung, weil sie die Kontrollen in ihrem Falle als unangemessen ansieht bzw. mit einer persönlichen Degradierung (sich wie ein kleines Kind behandelt fühlen) verbunden erlebt.  Ähnlich verhält es sich auch in anderen Zusammenhängen. Dies bringt ein Nutzer aus dem Be-reich einer offenen Einrichtung für Obdachlose deutlich zum Ausdruck. Der Befragte erlebt sein Verhältnis zu den Mitarbeiter_innen als persönliche Abwertung, auch wenn er den Grund für ein solches Verhalten letztlich den institutionellen Zwängen zuspricht:  W: … iĐh koŵŵ aus͛ŵ oďeƌeŶ MittelstaŶd. UŶd da ist sofoƌt ;..Ϳ offeŶ gesagt ;..Ϳ die Pƌo- das Problem. Es sind hier gar nicht die Gäste; die Gäste sind zum Teil debil, Sonderschüler, da er-wartet man nicht viel, aber, was einen verletzt ist, dass diese minderausgebildeten Leute tau-sende von Fach- FaĐhsĐhuleŶ […] da köŶŶeŶ Sie, ist jetzt Phantasie, die dritte Relativitätstheorie 
eŶtǁiĐkelt haďeŶ auf͛ŵ BieƌdeĐkel uŶd deŵ Sozialaƌďeiteƌ das zeigeŶ. Kapieƌt eƌ das? ;.Ϳ Deƌ ;.Ϳ findet garantiert irgend nen Trichter, das abzuwerten. [...] Das wird extrem abgewertet. Immer. 
Das ist ŶiĐht Ŷuƌ ďei ŵiƌ so. […] Das is iŵŵeƌ ZuĐkeƌďƌot uŶd PeitsĐhe. Weil die oďeŶ ďleiďeŶ wollen und sie – die sind nicht besonders viel, und wenn die – die müssen auch nen bisschen, nen bisscheŶ seh iĐh͛s eiŶ, die ŵüsseŶ ŶeŶ ďissĐheŶ ǁie͛Ŷ Doŵpteuƌ, ǁie͛Ŷ Ziƌkusdiƌektoƌ seiŶ. 
[…] Die ŵüsseŶ aufpasseŶ, dass deƌ LadeŶ ŶiĐht uŵkippt uŶd desǁegeŶ haďe sie auĐh SǇsteŵ Zuckerbrot und Peitsche  (Herr Wiese, Abs. 100-110) Herr Wiese, der als Nutzer eines offenen Treffs für Wohnungslose interviewt wurde, macht die Erfahrung einer systematisch verweigerten Anerkennung. Dies macht er an einem Beispiel deut-lich, in dem er beschreibt, dass selbst in dem Fall, in dem Nutzer_innen eine erhebliche intellek-tuelle Leistung erbracht hätten („die dritte Relativitätstheorie entwickelt haben͞), die Mitarbei-ter_innen dieser Einrichtung diese Leistung nicht anerkennen, vermutlich sogar nicht einmal in-tellektuell erkennen würden. Vielmehr würden sie auf unterschiedliche Weise eine solche Leis-tung ŵassiǀ ;„eǆtƌeŵ͞Ϳ aďǁeƌteŶ. Diese AďǁeƌtuŶg sĐhätzt eƌ ŶiĐht Ŷuƌ als eiŶ isoliertes Phäno-men ihm gegenüber ein, sondern er erkennt hierin auch ein generalisierbares und fortwährend 
;„iŵŵeƌ͞Ϳ zu eƌǁaƌteŶdes VeƌhalteŶ deƌ Mitaƌďeiter_innen dieser Einrichtung, wobei er die dort tätigen Ehrenamtlichen ausdrücklich in sein Urteil mit einschließt. Für ihn erklärt sich ein solches Verhalten auf zweierlei Weise: Zum einen macht er den seines Erachtens schlechten Ausbil-dungsstand ;„ŵiŶdeƌausgeďildete Leute͞Ϳ deƌ Mitaƌďeiteƌ_iŶŶeŶ uŶd daŵit deƌeŶ begrenzte Fä-higkeiten für ein solches Verhalten verantwortlich, und zum anderen sieht er den Grund in der personellen Unterbesetzung der Einrichtung, weshalb eine zu geringe Anzahl an Mitarbeiter_in-nen einer zu großen Anzahl an Gästen gegenüberstehe. Beide Gründe würden ein solches Han-deln der Mitarbeiter_innen notwendig machen, um der Gruppe der Nutzer_innen gegenüber überhaupt Herr bleiben zu können. Hierfür sei es erforderlich, sowohl den Gästen gegenüber 
                                                          4 Zum Zusammenhang von Kontrollerfahrung und Realisierung eines Nutzens in der Sozialen Arbeit vgl. Schaarschuch/Oelerich 2015. 
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zugänglich zu bleiben als auch die Machtposition der Mitarbeitenden zu betonen. Ob ihm daraus unmittelbar Einschränkungen in Bezug auf seine Inanspruchnahme des Angebotes entstehen, formuliert der Befragte nicht explizit, aber im weiteren Verlauf des Interviews deutet er dies in Abgrenzung zu einem anderen Angebot an. Hier zeigt sich, dass seine Möglichkeiten und vor allem seine Bereitschaft, das zuerst angesprochene Angebot nach seinen Interessen und Priori-täten zu nutzen, durch ein solches Verhalten der Mitarbeiter_innen beschränkt werden:  
W: Also die, […] da dƌüďeŶ, da-da d r ü b e n, [gemeint sind die Mitarbeiter_innen einer anderen Einrichtung] naja was sagen die denn, nee, die sagen eigentlich gar nichts, genau, sie- sie geben einem zu verstehen, dass man was kann. Und hier geben die (.) die hier geben dir, einem zu verstehen, dass man zu viel labert, dass man nen Laberkopf wär. (Herr Wiese, Abs. 300-303) Herr Wiese vergleicht seine Erfahrungen, die er mit Mitarbeiter_innen aus zwei verschiedenen Einrichtungen im Bereich Offener Treff für Wohnungslose gemacht hat. Im Rahmen des einen 
AŶgeďotes eƌfähƌt eƌ WeƌtsĐhätzuŶg ;„sie geďeŶ eiŶeŵ zu ǀeƌsteheŶ, dass ŵaŶ ǁas kaŶŶ͞Ϳ, ǁo-hingegen das Personal des anderen Angebots ihm zeige, „dass man zu viel labert, dass man nen 
Laďeƌkopf ǁäƌ͞. Die MitaƌďeiteŶdeŶ ŶehŵeŶ ihŶ in dem, was er zu sagen hat, nicht ernst, viel-mehr behandeln sie ihn abschätzig. Dies trifft ihn persönlich, weil er sich selbst als intellektuell sehr wohl in der Lage sieht, elaboriert zu sprechen (s. o.). Seine argumentativen Fähigkeiten 
ǁeƌdeŶ jedoĐh ŶiĐht aŶeƌkaŶŶt, soŶdeƌŶ als „Laďeƌei͞ aďgetaŶ. Die Folge ist, dass eƌ aufgƌuŶd dieser Abwertungserfahrung in der einen Einrichtung die Nutzung des ihn als persönlich wert-schätzend empfundenen anderen Angebotes präferiert und die erste Einrichtung nur noch in deutlich reduziertem Umfang, lediglich um Nahrungsmittel zu erhalten, nutzt. Die aus seiner Sicht als abwertend empfundene Beziehungsgestaltung zwischen Nutzer_in und Mitarbeiter_in wird zu einer Barriere im Nutzungsprozess und führt zu einer nur noch selektiven Nutzung bzw. partiellen Nicht-Nutzung.  Weniger im Sinne eines individuellen Fehlverhaltens von Professionellen als vielmehr im Sinne eines strukturellen Problems, das Konsequenzen für die Beziehungsgestaltung zeitigt, wird schließlich auf Schwierigkeiten verwiesen, die entstehen, wenn sich die Nutzer_innen bei einem Mitarbeiter_innenwechsel oder in Vertretungssituationen –bspw. im Kontext der ambulanten Betreuung – immer wieder auf neue, ihnen fremde Mitarbeiter_in einlassen müssen.5 So be-schreibt eine Nutzerin, dass manche Anbieter neue Beschäftigten gut über die Situation der Nut-zer_innen informieren würden, so dass es im Vertretungsfalle nicht dazu komme, dass die Nut-
zeƌ_iŶŶeŶ iŵ KoŶtakt ŵit deŵ ďzǁ. deƌ ŶeueŶ Mitaƌďeiteƌ_iŶ „ďei Adaŵ uŶd Eǀa aŶfaŶgeŶ͞ (Frau Glotz) müssten oder immer wieder neu ihre persönlichen und schmerzlichen Problemla-gen gegenüber ihnen zunächst iŶ GäŶze fƌeŵdeŶ PeƌsoŶeŶ offeŶďaƌeŶ ŵüssteŶ ;„SeeleŶstƌip͞, Frau Münch). Wenngleich die Befragten zugestehen, dass solche Wechsel zum Teil kaum zu ver-meiden seien, betonen sie dennoch die damit einhergehenden Schwierigkeiten für die Gestal-tung einer vertrauensvollen Beziehung zwischen ihnen und den Professionellen, welche sich bis 
                                                          5 Vgl. hierzu vertiefend die Ausführungen zu den Barrieren auf der Ebene des Erbringungskontextes im folgenden Kapitel. 
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zu einer deutlichen Einschränkung der Realisierung eines Nutzens des Angebotes verdichten können. In Bezug auf das Erbringungsverhältnis zwischen Nutzer_innen und Mitarbeiter_innen stand bis-lang vor allem die Beziehung zu den Mitarbeiter_innen im Vordergrund. Im Folgenden soll ein weiterer Aspekt der direkten Interaktion zwischen den Nutzenden und den Professionellen im Inanspruchnahmeprozess fokussiert werden, und zwar die fachliche Bewertung des Verhaltens der Professionellen, wobei eine klare Abgrenzung zu der zuvor thematisierten Arbeitsbeziehung zu den Professionellen faktisch nicht möglich erscheint. Zudem spielt es hier keine Rolle, dies sei an dieser Stelle betont, ob es sich bei den beschriebenen Handlungen der Mitarbeitenden um ein, wie auch immer objektivierbares, fachliches Fehlverhalten handelt oder nicht. Vielmehr muss hier im Vordergrund stehen, dass die Nutzer_innen in den geschilderten Interaktionen mit den Professionellen ein aus ihrer Perspektive fachlich nicht angemessenes Vorgehen sehen und dies mit einer Beschränkung der Nutzung in Zusammenhang bringen. Das Verhalten der Mitarbeiter_innen zeigt sich in den Aussagen der Befragten dort als Barriere der Inanspruchnahme, wo es als grenzüberschreitend, aus verschiedenen Gründen als inkom-petent oder als voreingenommen wahrgenommen wird. Letztlich führen solche Erfahrungen auf Seiten der Nutzer_innen dazu, dass sie die Angebote nicht mehr wahrnehmen oder es zu Schwie-rigkeiten und Begrenzungen der Inanspruchnahme der Angebote und Maßnahmen kommt. Im folgenden Beispiel beendet eine Nutzerin explizit die Inanspruchnahme einer Hilfe, da sie das Verhalten der Mitarbeiterin als grenzüberschreitend bewertet und deren Fachlichkeit in Zweifel zieht: 
K: IƌgeŶdǁaŶŶ tƌaf iĐh d i e iŶ deƌ Stadt ǁiedeƌ uŶd daŶŶ sagt sie „j a, eh-͞ odeƌ ǁiƌ haďeŶ uŶs immer getroffen, also auch bei ihr zuhause und so und dann hat se gesagt, (..) e h sie würd 
geƌŶe ŵit ŵiƌ zusaŵŵeŶ seiŶ uŶd s o‚ ja, wir haben dann familiär und (.) alles Mögliche und irgendwann sagt sie dann (.) s o tƌifft ŵiĐh iŶ deƌ Stadt uŶd sagt „d u, ähŵ machst ja grad 
ďetƌeutes WohŶeŶ, iĐh ŵaĐh das ŵal ǁiedeƌ͞ (.) und sie wollte die Zeit so n bisschen mit mir intensivieren so und das hab ich als sehr f a lsch empfunden, irgendwann mal nachher, (.) weil ä h m aus ä h m Betreuung ich gelernt hab, Freundschaft (.) i s (.) ganz übel, das is nix. D a s das bringt nicht weiter, da is, find ich, das i s  e h, da gibts Vermischung e n und ähm d a war ich auch dann irgendwann hab ich dann auch gesagt, also ich will keinen e h- keinen Kontakt mehr 
haďeŶ. […] K: und ä h m also, weil ich gemerkt hab, das läuft n bisschen mir (.) nich s o, nicht so wie ich das möchte  I: ja K: (.) und ähm ich wollte dann auch die Betreuung nicht, die wollt ich nicht mehr.  (Frau Knoop, Abs. 68-92) Nachdem Frau Knoop eine erste Betreuung beendet hat, entwickelt sich auf Initiative der ehe-maligen Betreuerin hin eine freundschaftliche Beziehung zwischen ihr und dieser Mitarbeiterin. Nachdem die Mitarbeiterin dann den Träger gewechselt hat und gleichzeitig Frau Knoop erneut eine Betreuung in Anspruch nehmen will, übernimmt diese ehemalige Mitarbeiterin, wieder auf 
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ihre eigene Initiative hin, nun im Auftrag des zweiten Trägers erneut die Betreuung und gestaltet diese Arbeitsbeziehung jetzt eheƌ fƌeuŶdsĐhaftliĐh faŵiliäƌ ;„die Zeit so n bisschen mit mir in-
teŶsiǀieƌeŶ͟Ϳ, was Frau Knoop zunehmend missfällt und schließlich zum Abbruch der Hilfe führt. Die Nutzerin beschreibt, dass aus ihrer Sicht durch das Verhalten der Mitarbeiterin eine Vermi-schung zwischen privatem und beruflich-institutionellem Kontakt stattgefunden habe, indem die Mitarbeiterin die Beziehung vor allem auf einer freundschaftlichen Ebene ausbauen wollte. Das empfindet Frau Knoop als falsch, und sie stellt fest, das ein freundschaftliches Verhältnis im Rahmen einer professionellen BetƌeuuŶg deutliĐh Ŷegatiǀ zu ďeuƌteileŶ ;„gaŶz üďel, das is Ŷiǆ͞Ϳ 
uŶd füƌ deŶ NutzuŶgspƌozess ŶiĐht pƌoduktiǀ ist ;„das ďƌiŶgt ŶiĐht ǁeiteƌ͟Ϳ. NaĐh eiŶeƌ geǁisseŶ Zeit, in der die Einschätzung gereift ist, positioniert sich Frau Knoop recht strikt und selbstbe-wusst. Die unterschiedlichen Vorstellungen von einer fachlich gestalteten Zusammenarbeit füh-ren dazu, dass sie den Kontakt zur Mitarbeiterin sowie zu dem Träger insgesamt beendet. Als 
EƌkläƌuŶg, ǁaƌuŵ die BetƌeuuŶg ŶiĐht eƌfolgƌeiĐh ǀeƌlaufeŶ ;„sĐhief gelaufeŶ͞Ϳ ist, sieht die Be-fragte vor allem Mängel auf Seiten des Anbieters: 
K: … uŶd daŶŶ ist es h a l t ;s oͿ sĐhief gelaufeŶ uŶd das ǁaƌ halt ŶeŶ AŶďieteƌ ǁüƌd iĐh ŵal sagen, die arbeiten- f i n gen damals an zu arbeiten mit- mit e h m Kräften die e h- die gar nicht 
ƌiĐhtig ausgeďildet ǁaƌeŶ […] für diesen Ber u f    I: okay K: die haben dann, also e h teilweise s o  e h, eiŶeƌ sagt „j a also eƌ sei so'n Natur(.)talent und 
so͞ […] u Ŷ d  ä h ŵ- er machte halt seine Fortbildung, die man machen muss, die man durchlaufen muss […] u Ŷ d die hat eƌ geŵaĐht, aďeƌ eƌ hatte keiŶe- (.) keine spezifische Ausbildung – also iĐh faŶd͛s a l s o sĐhǁieƌig, faŶd deŶ VeƌeiŶ sehƌ ä h ŵ ďefƌeŵdeŶd ;.Ϳ  I: ja K: und ä h m ja und da hat ich erst  s e h r  s e h r  s e h r starke Schwierigkeiten hier [zu dem aktuellen Träger] auch herzugehen und- (.) und wieder neu Vertrauen zu fassen. (Frau Knoop, Abs. 325-345) Die mangelnde Qualifikation der Mitarbeiter_innen des kritisierten Anbieters erscheint ihr die zentrale Ursache für das oben beschriebene fachliche Fehlverhalten. Die Mitarbeiter_innen hät-ten lediglich eine Minimal-Qualifikation, ihrer Einschätzung nach aber keine für die Arbeit not-wendige spezifische Ausbildung. Diese Unerfahrenheit hätte letztlich zu dem kritisierten fachli-chen Fehlverhalten geführt. Als Folge dieser negativen Erfahrungen bricht Frau Knoop die Be-treuung ab, obwohl sie diese eigentlich benötigt hätte und auch weiterhin wünscht. Darüber hinaus beschreibt sie auch langfristige Folgen, denn sie habe aufgrund dieser Erfahrungen heute noch gegenüber Mitarbeiter_innen anderer Anbieter große Probleme, das notwendige Ver-trauen aufzubauen.  Von anderen Befragten wird die Fachlichkeit von Mitarbeiter_innen Sozialer Dienste infrage ge-stellt, weil sie zu jung oder zu unerfahren seien mit der Folge, dass die Unterstützungsangebote nicht wirklich hilfreich seien, wie bspw. eine Nutzerin aus dem Handlungsfeld der Eltern-Kind-Einrichtung argumentiert. Ein Nutzer aus dem Bereich der offenen Drogenarbeit sieht die man-
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gelhafte Unterstützung durch Mitarbeiter_innen darin begründet, dass diese die falschen Aus-bildungen hätten und seines Erachtens andere fachliche Kompetenzen als die vorhandenen not-wendiger gewesen wären, um angemessen auf die Probleme der Nutzer_innen reagieren zu können.  Dass ein Angebot nach Einschätzung eines Nutzers deshalb zu keinem Erfolg führt, weil es fach-lich unangemessen umgesetzt wurde, wird in folgenden Äußerungen deutlich: S: Und die [eine Suchttherapie] war um einiges besser. (.) Die war viel intensiver. Auf jeden Fall.  I: Okay. S: Das [eine andere Suchttherapie] waren Gruppenstunden in Stadt B  d a (.) ich war der einzige, der was erzählte. Der Rest der wollte, der schwieg sich aus. Und dann sagte die Psychologin: 
„Ja, ǁeŶŶ sie Ŷiǆ zu eƌzähleŶ haďeŶ, köŶŶeŶ ǁiƌ auĐh SĐhluss ŵaĐheŶ.͞  I: Okay 
S: UŶd das passieƌte ŵehƌeƌe Male ;…Ϳ iŶ deƌ WoĐhe. Also das AŶgeďot ǁaƌ ;…Ϳ EŶtsĐhuldiguŶg, unter aller Sau.  (Herr Schliehe, Abs. 232-238) 
AŶ eiŶeƌ späteƌeŶ Stelle iŵ IŶteƌǀieǁ ƌesüŵieƌt Heƌƌ SĐhliehe: „das haďe iĐh ŵehƌ odeƌ ǁeŶiger umsonst geŵaĐht͞. Eƌ gƌeŶzt iŶ eiŶeŵ aŶdeƌeŶ Interviewausschnitt dieses Angebot scharf von einem weiteren, später genutzten ab: Das zuerst angesprochene, fachlich als unangemessen charakterisierte Vorgehen der Mitarbeiter_in war für ihn seinerzeit eine mangelhafte Unterstüt-zung. Eine weitere Kritik an der Fachlichkeit von Mitarbeiter_innen bezieht sich auf deren Unzuverläs-sigkeit und den damit verbundenen expliziten Folgen, die sich für die Nutzer_innen ergeben können.  I: „Okay, aber es gibt ja auch noch die Mitarďeiter, wie läuft deŶŶ das ŵit deŶeŶ aď? […] G: Die nerven,  I: Die nerven? G: Also nicht alle nerven, nur (.) zwei oder drei nerven. Ähm, also die sind halt alle ziemlich 
uŶoƌgaŶisieƌt. […] Odeƌ ǁiƌ haďeŶ halt auĐh so StƌuktuƌpläŶe, ǁo uŶseƌ gaŶzeƌ Tagesablauf mit unseren Aufgaben ist, und der wird halt ziemlich oft nicht ausgefüllt und das sieht halt vorm Jugendamt schon ein bisschen schlecht aus. Obwohl wir es halt machen. (Frau Gläser, Abs. 142-156) Die Nutzerin bewertet das Verhalten der Mitarbeiter_innen ihr gegenüber als unorganisiert und 
iŶ deƌ Folge als uŶzuǀeƌlässig uŶd Ƌuittieƌt dies ŵit deutliĐheŵ MissfalleŶ ;„die ŶeƌǀeŶ͞Ϳ. Als eiŶ Beispiel verweist sie darauf, dass sie selbst, wie auch andere Nutzer_innen der Maßnahme, die von Seiten der Institution gestellten Aufgaben erfüllen würden ;„oďǁohl ǁiƌ es halt ŵaĐheŶ͞Ϳ, während die Betreuer_innen ihrerseits ihren Pflichten, hier bezogen auf die Dokumentation der individuellen StƌuktuƌpläŶe, ŶiĐht ŶaĐhkoŵŵeŶ ǁüƌdeŶ ;„uŶd deƌ ǁiƌd halt zieŵliĐh oft ŶiĐht 
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ausgefüllt͞Ϳ. Wiƌd diese DokuŵeŶtatioŶ jedoĐh ŶiĐht ƌegelŵäßig ǀoƌgeŶoŵŵeŶ, kaŶŶ das Ju-gendamt die erfolgreich erbrachten Leistungen und Entwicklungsfortschritte der Nutzer_innen nicht nachvollziehen, was für die Nutzer_innen nicht folgenlos bleibt. Vielmehr geht die Befragte davon aus, dass das Fehlen dieser Dokumentationen, d. h. hier die Dokumentation ihres positi-
ǀeŶ VeƌhalteŶs, sie selďeƌ deŵ JugeŶdaŵt gegeŶüďeƌ iŶ keiŶ gutes LiĐht stellt ;„sieht halt ǀorm 
JugeŶdaŵt sĐhoŶ eiŶ ďissĐheŶ sĐhleĐht aus͞Ϳ. Führt man sich vor Augen, dass diese Nutzer_in-nen im Rahmen der Eltern-Kind-Einrichtung fortwährend unter Beweis stellen müssen, dass sie in der Lage sind, regelmäßig die ihnen gestellten Aufgaben der Versorgung und Pflege ihrer Kin-der zuverlässig zu erfüllen und dass die Einschätzung dessen wesentlicher Bestandteil der Beur-teilung der Maßnahme durch das Jugendamt, inklusive der Sorgerechtsentscheidung, ob das 
KiŶd ďei ihŶeŶ ǀeƌďleiďeŶ daƌf odeƌ ŶiĐht, ist, spielt die ǀoŶ ihŶeŶ heƌǀoƌgehoďeŶe ‚uŶoƌgaŶi-sierte͚ DokuŵeŶtatioŶ duƌĐh die Mitaƌďeiteƌ_iŶŶeŶ füƌ die Nutzeƌ_iŶŶeŶ eiŶe geǁiĐhtige Rolle. Die Nutzer_innen sorgen sich darum, dass das von ihnen kritisierte unorganisierte Verhalten der Beschäftigten für sie potentiell zu Schwierigkeiten beim erfolgreichen Absolvieren oder Beste-hen ihrer Maßnahme führt und damit hinderlich für die Realisierung des zentral von ihnen an-gestrebten Nutzens, das Sorgerecht für ihre Kinder zu behalten, ist.  Ein weiteres Beispiel aus dem Kontext ambulanter Betreuung psychisch Erkrankter, für ein als fachlich inkompetent bewertetes Verhalten, das zu einer Barriere der Inanspruchnahme wird, bezieht sich auf eine aus Sicht der Nutzerin falsche Einschätzung eines notwendigen Unterstüt-zungsbedarfs. 
K: … daŶŶ hat ŵaŶ ŵiĐh ǀeƌsuĐht ŵit den Stunden runter zu stufen dann und und ä h m man 
hat daŶŶ gesagt „also iĐh käŵ ja so eh ŵit alleŵ klaƌ, ŵeiŶe WohŶuŶg säh ja iŶ OƌdŶuŶg aus͞ 
uŶd s o, ;.Ϳ Ŷe? […] UŶd daďei ist es Ŷie iŶ deƌ WohŶuŶg- um die Wohnung gegangen, und e h 
„ja ŵaŶ ǁüƌde üďeƌlegen nur noch m h jetzt bei Bedarf ǁas aŶzuďieteŶ͞. UŶd daŶŶ haď iĐh ŵiƌ 
Ŷ aŶdeƌŶ AŶďieteƌ gesuĐht, iĐh ďiŶ daŶŶ hieƌheƌ gekoŵŵeŶ. […] 
K: … da [ďei deŵ fƌüheƌeŶ AŶďieteƌ] hat ŵaŶ ŵiĐh eh iŶŶeƌhalď ǀoŶ kuƌzeƌ Zeit auf zǁei Leistungsstunden runtergestuft. Und ä h m- […] „d i e Hilfsďedüƌftigkeit ǁäƌ ŶiĐht ŵehƌ da͞. S 
o iŶŶeƌhalď kuƌzeƌ Zeit, ǁeil „iĐh hätte ŵiĐh so sĐhŶell gefaŶgeŶ͞ uŶd daďei ǁuƌd iĐh iŵŵeƌ kranker, ne? […] 
K: UŶd ä h ŵ  e h daŶŶ e h ǁaƌ ŵ a Ŷ ;.Ϳ ďei ŵiƌ uŶd hat da Ŷ Ŷ auĐh e h gesagt ähŵ  „j a, also e 
h ;.Ϳ ä h ŵ, ŵaŶ ǁüƌde jetzt ďei Bedaƌf Ŷuƌ ŶoĐh ǁas aŶďieteŶ͞ uŶd so uŶd ä h ŵ  j a uŶd  d a  s e h- da hab ich gesehen, da ist keine Zusammenarbeit mehr möglich weiter, weil d a  e h Befangenheit war  (Frau Knoop, Abs. 259-295) In der voranstehenden Passage zeigt sich ein Widerspruch, eine mangelnde Passung, der bzw. die für die Nutzerin in der Betreuung durch ihren früheren Anbieter entstanden ist: Sie selbst fühlte sich zunehmend kränker, während der sie betreuende ambulante Dienst zeitgleich eine deutliche Besserung ihres Zustandes feststellt. Der ambulante Betreuungsdienst schlussfolgert aus dieser Einschätzung, dass nur noch ein geringerer Betreuungsbedarf bestehe und will inso-fern den Betreuungsumfang zeitlich reduzieren. Dem steht die Einschätzung von Frau Knoop entgegen. Sie beurteilt ihren Gesundheitszustand deutlich kritischer, schätzt somit die für sie 
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notwendige Betreuung höher ein und ist folglich mit der Stundenreduzierung nicht einverstan-den. Zudem wurde aus Sicht von Frau Knoop als Maßstab der Beurteilung ein Kriterium heran-
gezogeŶ ;„ŵeiŶe WohŶuŶg säh ja iŶ OƌdŶuŶg aus͞Ϳ, welches zuvor nicht Gegenstand ihres Be-treuungsbedarfs gewesen war und insofern nun in unangemessener Weise Kriterium zur Ein-schätzung einer Verbesserung ihrer Situation sei. Diese fachliche Beurteilung ihrer Situation durch die Mitarbeiter_in des ambulanten Dienstes erlebt Frau Knoop als nicht veränderbar und 
daŵit auĐh als ďestiŵŵeŶd füƌ die ǁeiteƌe BetƌeuuŶg duƌĐh dieseŶ DieŶst ;„ǁeil da BefaŶgeŶ-
heit ǁaƌ͞Ϳ. Daŵit fehlt ihr die Grundlage für eine weitere Zusammenarbeit. Sie beendet in der Konsequenz die Betreuung von sich aus und sucht einen neuen Anbieter, der ihre Situation aus 
ihƌeƌ Peƌspektiǀe faĐhliĐh ‚ƌiĐhtig͚ eiŶsĐhätzt. Die ihƌeƌ EiŶsĐhätzuŶg ŶaĐh fachlich unangemes-sene Beurteilung ihres Krankheitszustandes wird in der Konsequenz für Frau Knoop zu einer deutlichen Barriere der Inanspruchnahme. Um es noch einmal zu wiederholen: Hierbei spielt die 
Fƌage, ǁelĐhe deƌ ďeideŶ EiŶsĐhätzuŶg ‚die ƌiĐhtige͚ sei, keiŶe Rolle. Die mangelhafte Passung zwischen dem Verhalten der Professionellen und den Einschätzungen der Nutzerin einerseits sowie die fehlende Bereitschaft auf Seiten der Professionellen andererseits, mit dieser Diskre-panz in aus Sicht der Nutzerin produktiver Weise umzugehen, entziehen der Nutzerin die Grund-lage der Zusammenarbeit. Die Beendigung der Betreuung ist die konsequente Reaktion. Dass sie sich zugleich einen neuen Anbieter sucht, spricht für eine deutliche Souveränität dieser Nutzerin und ein nachdrücklich hohes Nutzungsvermögen.6 Auch in Bezug auf das Angebot eines offenen Treffpunktes, hier für Drogenabhängige, wie ihn Herr Erhardt im folgenden Beispiel besucht, zeigt sich Kritik wie anseiner Beschränkung der Nut-zungsmöglichkeit, die sich auf die fachliche Kompetenz von Mitarbeiter_innen richtet.  I: Ja. (.) Wie ist so äh m das Verhältnis zu den Mitarbeitern hier? Wie muss ich mir das vorstellen? 
E: Ä h, also da ŵuss iĐh sageŶ, also iĐh peƌsöŶliĐh ;…Ϳ iĐh ǁill das ǀoŶ ŵeiŶeƌ PeƌsoŶ gerade nicht so sagen, aber ich würde sagen so (..) die Hälfte der Leute, ne, (.) die hier sind, finden so 
;.Ϳ eiŶe ďestiŵŵte PeƌsoŶ uŶŵögliĐh hieƌ, Ŷe. ;.Ϳ UŶd das ǁeiß die auĐh, Ŷe. […] Aďeƌ die hat 
siĐh ŵittleƌǁeile so eiŶ ďissĐheŶ geäŶdeƌt, Ŷe. […] Auf jeden Fall war die so gut wie untragbar.  I: Mhm+ (..) Was äh macht es konkret? Warum ist diese Person so unmöglich? E: Ja also, wenn man was von der will, oder so, ne? (.) ist die erst mal immer beschäftigt oder 
so. […] UŶd ǁeŶŶ ŵaŶ ǀoŶ iƌgeŶdeiŶeƌ Sache spricht, ein Problem hat, oder so, ne? dann redet 
sie Ŷuƌ BlödsiŶŶ, geht gaƌ ŶiĐht dƌauf eiŶ odeƌ so. […] Ŷe? UŶd giďt alleŶ iŵŵeƌ total ;.Ϳ falsĐhe 
RatsĐhläge, odeƌ so, […] Odeƌ äh AŶǁeisuŶgeŶ auĐh, Ŷe? […] WeŶŶ ǁas passieƌt, iƌgeŶdǁie, wenn sich zwei in die Haare kriegen, oder sonst irgendwas, dann kriegt sie das so gut wie gar nicht mit, ne? Kommt immer nur zu spät, passt überhaupt nicht auf, was da läuft. (Herr Erhardt, Abs. 172-195) Die Kritik von Herrn Erhardt am Verhalten einer Mitarbeiterin setzt recht umfassend an. Er be-mängelt, dass diese Professionelle im Offenen Treff zum einen für die Anliegen der Nutzer_innen 
                                                          6 Diese Interviewsequenz wird im folgenden Kapitel zu den Barrieren auf der Ebene des Erbringungskon-textes, dort aber im Hinblick auf die organisationellen Aspekte, noch einmal herangezogen werden. Un-ter der analytischen Perspektive der Differenzierung von verschiedenen Aspekten eines Gegenstandes kann dieses Vorgehen durchaus als produktiv erachtet werden. 
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kaum ansprechbar sei. Sofern man sie aber dennoch erreicht und ihr ein Anliegen oder ein Prob-lem mitteilen würde, dann würde sie gar nicht darauf eingehen und ihre Reaktionen würden nur 
uŶaŶgeŵesseŶ ;„BlödsiŶŶ͞Ϳ uŶd sogaƌ saĐhliĐh falsĐh ;„falsĐhe RatsĐhläge͞Ϳ ausfalleŶ. Diese fachliche Inkompetenz bezieht sich seiner Einschätzung nach nicht nur auf Anfragen einzelner, sondern auch auf einen angemessenen Umgang mit dem Interaktionsgeschehen in der Einrich-tung insgesamt. Sofern es bspw. Streit unter den Gästen des offenen Treffs gebe, was nach sei-ner Erfahrung häufiger der Fall sei, würde diese Mitarbeiterin nicht darauf aufpassen, was, so kann hier unterstellt werden, seiner Auffassung nach ihre Aufgabe sei. Vielmehr würde sie sol-che Konfliktsituationen unter den Gästen gar nicht wahrnehmen und, wenn überhaupt, dann regelmäßig zu spät reagieren. Die dann folgende Eskalation eines Streites, die er im Anschluss an diesen Interviewausschnitt schildert, sei aber eigentlich unnötig und letztlich nur der Unfä-higkeit der Mitarbeiterin geschuldet. Auch wenn dies hier nicht unmittelbar ausgesprochen wird, lässt sich dennoch vermuten, dass aufgrund des mangelnden fachlichen Handelns dieser Mitarbeiterin die Bedingungen der Nutzung dieses Angebotes für ihn beeinträchtigt sind. So hat Herr Erhardt in der Folge eines handgreiflichen Konflikts mit einer anderen Nutzerin für zwei Wochen Hausverbot für die Einrichtung erhalten. Die Mitarbeiterin habe den Konflikt im Vorfeld nicht verhindert, hätte den Konflikt während seiner Austragung kaum wahrgenommen und sei erst nach einer Eskalation verspätet hinzugekommen. Infolgedessen habe sie den Konflikt seiner Meinung nach falsch eingeschätzt und in unangemessener Weise gegen ihn eine Strafe (Haus-verbot) verhängt anstatt gegen die andere Nutzerin. Das aus seiner Sicht fachlich unangemes-sene Verhalten der Mitarbeiterin führte für ihn zu einer deutlichen Einschränkung in der Nut-zung des Angebotes, hier zum Ausschluss vom Angebot für zwei Wochen. Es lässt sich nun zusammenfassen: Mit Bezug auf die analytische Ebene des Erbringungsverhält-nisses im Dienstleistungsprozess wurde hier im Hinblick auf mögliche Barrieren der Inanspruch-nahme von Angeboten und Maßnahmen Sozialer Arbeit das Interaktionsverhältnis zwischen Nutzer_innen und Professionellen in den Mittelpunkt gestellt. Deutlich wurde, dass sich auch auf der Ebene der direkten Interaktion zwischen den am Nutzungsprozess beteiligten Akteur_in-nen, hier konzentriert auf den Beitrag der Professionellen aus Sicht der Nutzer_innen, Situatio-nen oder das Interaktionsgeschehen so verdichten können, dass sie für die Nutzer_innen zu Bar-rieren der Inanspruchnahme werden. Damit knüpfen diese Ergebnisse an den bislang eher in Andeutungen vorliegenden Forschungsstand an (s. o.) und können diesen konkretisieren und erweitern.  Auch wenn sich mit Blick auf die hier mit einbezogenen Handlungsfelder unterschiedliche Schwerpunktsetzungen und Ausprägungen von Barrieren der Inanspruchnahme andeuten, lässt sich vor dem Hintergrund unserer Ergebnisse dennoch festhalten, dass sich in allen Handlungs-feldern, unabhängig davon, wie intensiv Soziale Arbeit Eingriffe in die Lebenswelt der Nutzer_in-nen vornimmt, Barrieren der Inanspruchnahme auf der Eben des Erbringungsverhältnisses auf-zeigen lassen.  
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Ein Schwerpunkt solcher Beschränkungen und Barrieren zeichnet sich dadurch aus, dass die Nut-zer_innen von Seiten der Einrichtungen bzw. der Professionellen Anforderungen an sich gestellt sehen, die von ihnen nicht erfüllt werden können, entweder weil ihnen die Möglichkeiten hierzu fehlen oder weil sie diese Anforderungen nicht erfüllen wollen, und zwar keineswegs aus trivia-len, beliebig gesetzten Gründen, sondern weil diese Anforderungen aus ihrer Sicht gegen ihre berechtigten Interessen verstoßen. Aufgrund einer solchen Nicht-Passung zwischen den Erwar-tungen, Interessen, Problemlagen, aber auch Möglichkeiten und Ressourcen der Nutzenden auf der einen Seite und den Anforderungen der Institution bzw. Professionellen auf der anderen Seite (vgl. hierzu auch die Untersuchungen von Bittner 1981; May/ Alisch 2013 oder Sladek 2000) sehen sich die Nutzer_innen unter Druck gesetzt oder unangemessenen Anforderungen gegen-übergestellt. Werden die Anforderungen der Institution bzw. der Professionellen zu Vorausset-zungen der weiteren Nutzung des Angebotes bzw. der Maßnahme, kann sich diese Nicht-Pas-sung zu einer Barriere der Inanspruchnahme, im zugespitzten Fall zu einer Verhinderung der (weiteren) Nutzung des Angebotes ausweiten. Dies trifft in unserer Untersuchung insbesondere auf solche Handlungsfelder zu, die mit einem stärkeren Eingriffscharakter in die Lebenswelt der Beteiligten und damit mit tendenziell weniger Alternativen verbunden sind (stationäre Maß-nahme).  Darüber hinaus führen Verhaltensweisen von Professionellen dann zu Beschränkungen im Nut-zungsprozess, wenn die Nutzer_innen sich selbst im Rahmen des Interaktionsgeschehens nicht als Person anerkannt, nicht ernst genommen oder abgewertet fühlen (vgl. hierzu auch Bieker 1989; Bittner 1981; Flick/Röhnsch 2015; Herzog 2015; Klein 2010; Krassilschikov 2009; Maar 2006; May/Alisch 2013), häufig verbunden mit der Konsequenz, nur geringes Vertrauen zu den Mitarbeiter_innen entwickeln zu können. Dieses Fazit unterstützt ebenfalls die verschiedenen bereits vorliegenden Forschungsergebnisse nachdrücklich. Die Tatsache, dass sich dieses Erfah-rungsmuster explizit in allen hier beteiligten Handlungsfeldern wiederfindet, unterstreicht die grundsätzliche Bedeutung dieses Ergebnisses für den Gesamtbereich der Sozialen Arbeit. Schließlich nimmt auch die Erfahrung bzw. Einschätzung der Nutzer_innen, dass die Mitarbeite-rinnen und Mitarbeiter fachlich nicht angemessen handeln würden bzw. in Bezug auf die Bear-beitung der anstehenden Sachlage nicht als ausreichend kompetent angesehen werden, deut-lich einschränkenden Einfluss auf den Nutzungsprozess und die damit verbundenen Möglichkei-ten für sie, einen Nutzen für sich zu realisieren. Auch dieses Ergebnis findet sich feldübergrei-fend.  3.2.2 Barrieren auf der Ebene des Erbringungskontextes Als Erbringungskontext bezeichnen wir die institutionellen und organisatorischen Rahmungen, die systematisch Einfluss auf das Erbringungsverhältnis, also die Face-to-Face-Interaktionen von Nutzer_innen und Professionellen, nehmen und diesem eine jeweils spezifische Form und Rich-tung verleihen. Die Gegebenheiten auf dieser Ebene variieren stark, wobei tendenziell bei den weniger voraussetzungsvollen niedrigschwelligeren Diensten die Fragen von Information, Zu-gänglichkeit und verlässlicher Organisation im Mittelpunkt stehen. Es handelt es sich hierbei um 
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Sachverhalte, die aus Nutzer_innensicht oftmals eine Inanspruchnahme von vornherein nicht zustande kommen lassen oder nur diskontinuierlich ermöglichen. In diesem Fall ist die Absage eines Angebotes oder die Reduktion des Zugangs zu diesem bereits als solche eine nicht über-windbare und somit absolute Barriere der Inanspruchnahme: Dies betrifft zum einen die kurzfristige Absage von angebotenen Veranstaltungen, zum anderen ungünstige oder unvorhersehbare und kurzfristige Änderungen von Öffnungszeiten, von denen Nutzer_innen nicht oder erst kurz vor der prospektiven Nutzung, wenn ein Angebot nicht statt-findet, Kenntnis erhalten:  P: Die Angebote mal so gesagt, es sollten auch die Angebote, wenn wa Angebote haben, es- sie 
sollteŶ auĐh duƌĐhgefühƌt ǁeƌdeŶ. Es gaď ŵal Ŷe Zeit, ǁo eh eh, ǁo͛s g- wo Angebote ange-schlagen waren, unten an der Tafel. Ah wir haben so͛n schwarzes Brett da unten und da war ͛n 
AŶgeďot aŶgesĐhlageŶ uŶd daŶŶ auf eiŶŵal hieß es „ja das AŶge- e h das Angebot findet leider nicht statt, w e i l hilf- Leute gefehlt haben, die da so͛n bisschen die Aufsicht machen und so, dies und jenes. Es waren einfach keine Leute da. Da war der eine krank, der andere war in Urlaub, der andere konnte nicht oder sonst was und jedes Mal war dann ist dann diese Veran-staltung abgesagt worden. Und das-, das müsste irgendwie ͛n bisschen besser kommuniziert werden. Das ist das, was ich ͛n bisschen bemängel. (Herr Protzel, Abs. 1077-1080) Der Nutzer berichtet von der für ihn überraschenden Absage („auf einmal hieß es͞) von fest angekündigten Angeboten, wobei die Gründe ihm nicht uneingeschränkt stichhaltig erschienen („und so, dies und jenes͞; „Da war der eine krank, der andere war in Urlaub, der andere konnte nicht oder sonst was.͞). Er bemängelt die fehlende Kommunikation und zugleich die aus seiner Sicht nicht vollständig überzeugenden Begründungen für die Absage. In ähnlicher Weise, aber vielschichtiger argumentiert ein anderer Nutzer eines offenen Angebo-tes, indem er weitere Argumente vorbringt und Erfahrungen bzgl. dessen Organisation benennt: N: J a, zum Beispiel, wenn zum wenn die hier freitags Teamsitzung haben. Wissen wir zwar, dann bleibt das Cafe einen Tag zu, aber dann ist meistens Samstag auch zu. So. Und ja, das sind halt so Sachen ja, da regen wir uns auch drüber auf. [...] Zum Beispiel, jetzt hat es die ganze Woche lang geregnet. Freitag Teamtag. Samstag zu. Sonntag zu. Montag wieder auf. O d e r dat, das Cafe ist auf und auf einmal ä h heißt es „Ja nee, wir machen jetzt sĐhoŶ uŵ ϭϱ Uhƌ zu.͞ Haben aber jetzt schon 13:30 oder 14 Uhr, ja dann kriegt man das vor den Latz geknallt: „Ja ǁiƌ machen heute um 15 Uhr zu͞, weil angeblich keine Leute da sind. (..) Ja? Und dat regt uns auch auf. Also, das ist der einzigste Nachteil, äh, den ich sagen kann. I: Mhm, uŶd äh giďt͛s dafür eiŶe BegrüŶduŶg, waruŵ die daŶŶ zuŵ Beispiel kurzfristig so … N: Ja, nee. Dann heißt es, es fehlt ein Sozialarbeiter, oder es fehlt ein Anleiter, dies, das, das. Und ja, dat müssen wir dann halt hinnehmen. (Herr Niemeyer, Abs. 333-338) In den Ausführungen des Nutzers wird unmittelbar erkennbar, dass die regulären Öffnungszei-ten der Einrichtung, deren Ressourcen in Anspruch zu nehmen beabsichtigt wird, eine Nutzung zu Zeiten, die nutzerseitig von großer Relevanz sind (insb. witterungsbedingt und an Wochenen-
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den) nicht möglich ist. Das Bedürfnis nach Inanspruchnahme wird aus Nutzersicht durch die bin-nenorganisatorische Vorgabe der Öffnungszeiten konterkariert, indem gerade dann, wenn die Nutzer_innen die Inanspruchnahme besonders präferieren, eine Nutzung mit aus ihrer Sicht fragwürdigen Begründungen unmöglich gemacht wird. Wie aus dieser Interviewpassage zudem eindeutig ersichtlich ist, stellen Änderungen eines of-fensichtlich ansonsten regelhaften und damit erwartbaren organisatorischen Ablaufes ange-botsorientierter Dienste für Nutzer_innen wie Herrn Niemeyer insofern ein Problem dar, als eine angestrebte geplante Nutzung dieser Angebote nicht realisiert werden kann, weil der Zugang zu diesen aufgrund von kurzfristigen terminlichen Änderungen organisatorischer Abläufe und Res-sourceneinsätzen (fehlendes Personal) nicht möglich ist.  Eine besondere moralische Komponente erhält diese aufgrund von organisationellen Entschei-dungen nicht mögliche Inanspruchnahme hier zudem durch das vom Nutzer wahrgenommene asymmetrische Machtverhältnis. Nicht nur, dass dieses als Grundlage für intransparente, äu-ßerst kurzfristige und von Seiten des Nutzers als willkürlich wahrgenommene Entscheidungen („weil angeblich keine Leute da sind͞; „Dann heißt es, es fehlt ein Sozialarbeiter, oder es fehlt ein Anleiter, dies, das, das.͞) fungiert, vielmehr kommt es für ihn auch zu Erfahrungen von Ohn-macht („Und ja, dat müssen wir dann halt hinnehmen.͞) und Missachtung („ja dann kriegt man das vor den Latz geknallt͞). Aus Sicht der Nutzer_innen führt damit die partielle Nicht-Zugäng-lichkeit und damit die Nicht-Passung des Angebotes im Verhältnis zu ihren Bedürfnissen auf-grund der willkürlich erscheinenden Entscheidungen auf organisationeller Ebene zu einer damit verbundenen Ohnmachtserfahrung und auf diese Wiese zu einer Delegitimierung des Angebots. Die nicht an den Bedürfnissen der Nutzer_innen, sondern an nicht durchsichtigen organisatio-nellen Kriterien ausgerichteten Öffnungszeiten stellen aus Sicht der Nutzer_innen eine offen-sichtliche und nicht überwindbare Barriere der Inanspruchnahme dar, die die Nutzung der An-gebote auf eine schlichte, aber vollkommen grundsätzliche Weise verhindert. War bei den eher niedrigschwelligen Angeboten eine offene Angebotsstruktur die Grundlage einer meist freiwilligen Inanspruchnahme, so zeigen sich bei Hilfen, die intensivere Formen der Interaktion und für beide Seiten einen höheren Grad der Verpflichtung zur Kooperation aufwei-sen, spezifische Arten von Kontextbedingungen, die sich zu Barrieren verdichten können und eine für die Nutzer_innen produktive Inanspruchnahme beeinträchtigen oder verhindern. Eine Aufgabe, vor die sich die Nutzer_innen gestellt sehen, ist die, sich in einer neuen Umgebung zu orientieren und zurechtzufinden. Frau Glotz, die sich aktuell in einer ambulanten Betreuung befindet, berichtet von ihren vormaligen Erfahrungen in einer psychiatrischen Klinik, in der die organisatorischen Rahmenbedingungen zu Anfang des Inanspruchnahmeprozesses für die Nut-zerin eine als so unangenehm empfundene Situation herbeiführten, dass sie sich ihr am liebsten hätte entziehen wollen: J: [...] und ä h ganz am Anfang- aber ich wurd da auch, ich kam dahin, und mir wurd irgendwie gar nichts so richtig gesagt. Ich hatte auch keinen, der mich rumgeführt hat, ich hab mich da 
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auch irgendwie sehr verloren gefühlt am Anfang‚ und wollte da auch- die ersten Tage wollte ich unbedingt wieder nach Hause (Frau Glotz, Abs. 469-474) In dieser Interviewpassage macht die Nutzerin eindrücklich deutlich, wie sie sich aufgrund orga-nisationeller Bedingungen zu Beginn des Inanspruchnahmeprozesses (hier: die mangelnden In-formationen über das zu erwartende Geschehen wie auch das Bekanntmachen mit den bauli-chen, räumlichen, institutionellen und sozialen Gegebenheiten der Einrichtung) neu orientieren musste und ein Gefühl der Verlorenheit entstand. Dieses Gefühl war so stark, dass sie die Ein-richtung „unbedingt͞ verlassen, und damit diese Maßnahme, bevor sie ,eigentlich͛ begonnen hatte, abbrechen wollte. Aus der Perspektive der Nutzerin entsteht aufgrund der in der Einrich-tung gegebenen organisationellen Bedingungen eine Situation, der sie sich entziehen will, ob-wohl sie die Einrichtung freiwillig aufgesucht hat. Das Zusammenspiel von organisationellen Kontextbedingungen und nutzerseitiger Wahrnehmung befördert hier eine Situation, die dazu führt, dass das Verlassen der Einrichtung als Ausweg angesehen wird und somit eine interaktive Arbeit – auf der Ebene des Erbringungsverhältnisses, in deren Rahmen eine produktive Aneig-nung professioneller Arbeit durch die Nutzerin erst möglich wäre – nicht zustande kommt. In denjenigen Maßnahmen und Einrichtungen, die auf eine längerfristige und intensivere Koope-ration ausgerichtet sind, stellen organisationsbedingte Wechsel von Mitarbeiter_innen, was im-mer die Gründe sein mögen, für die Nutzer_innen meist eine deutliche Erschwernis oder Be-grenzung der Inanspruchnahme von als wesentlich erachteten professionellen Leistungen dar. Damit eine Kooperation auf der Ebene des Erbringungsverhältnisses zustande kommen kann, müssen nutzerseitige (Vor-)Leistungen erbracht werden. Wenn nun durch den Wechsel der bis-herigen professionellen Kooperationspartner diese Vorleistungen für die interaktive Zusammen-arbeit mit den neuen Professionellen erneut reproduziert werden müssen, bedeutet dies eine erhebliche Belastung für die Nutzer_innen, denen diese Personen fremd sind. Frau Glotz macht im folgenden Auszug aus dem mit ihr geführten Interview zum einen deutlich, dass es für sie 
„schwierig͞ ist, ihre (Krankheits-)Geschichte im Vertretungsfall zu reproduzieren, zumal sie dies vor jemand für sie Fremden tun müsste: I: Wie ist das so ä h m mit Wochenend-Zeiten oder Abendzeiten? Hast du da hier den Anspruch, jemanden anzurufen, oder- oder die Anna Sophie? J: Ja, aber es ist halt irgendwie (.) jemand Fremdes dann ;..Ϳ ‚deshalď͚ ;.Ϳ also iĐh haď auĐh ǁohl schon mal in der Vergangenheit angerufen (..) aber das ist halt schwierig, weil man muss ir-gendwie dann nochmal wieder von (..) Adam und Eva anfangen ;.Ϳ ‚uŶd ä h͚ ;.Ϳ das siŶd halt 
auĐh ŶiĐht Ŷuƌ uŶďediŶgt ;.Ϳ Leute aus ;Teaŵ AͿ, ǁo die aus͛ŵ Teaŵ, soŶdeƌŶ auĐh aus aŶdeƌeŶ 
Teaŵs‚ ä h m (..). Ist (.) schwierig.  (Frau Glotz, Abs. 814) In dieser Passage macht die Nutzerin mit der Schilderung ihrer Erfahrungen zum einen deutlich, dass eine Inanspruchnahme von Betreuung außerhalb der üblichen Dienstzeiten, also am Abend und in der Nacht, dadurch erschwert wird, dass sie es in einem solchen Fall mit Professionellen des Notdienstes zu tun hat, die ihr weitgehend fremd sind („nicht nur unbedingt (.) Leute aus 
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;Teaŵ AͿ, ǁo die aus͛ŵ Teaŵ, soŶdeƌŶ auĐh aus aŶdeƌeŶ Teaŵs͞). Diesen gegenüber muss sie 
„irgendwie dann nochmal wieder von (..) Adam und Eva anfangen͞. Dies zu tun bewertet sie für sich als „schwierig͞. Dies kann zum einen so interpretiert werden, dass die erneute („nochmal͞) Präsentation ihrer Fallgeschichte gegenüber ihr nicht vertrauten Professionellen insofern an-strengend ist, als diese Reproduktion die biographische Dimension ihrer schwierigen Lebenssi-tuation aktualisiert. Zum anderen muss sie gegenüber Professionellen, die ihr fremd sind, ihre Situation in einer Weise darstellen, die ein Mindestmaß an Informationen enthält, die der priva-ten, persönlichen und intimen Sphäre zuzurechnen sind. Dass diese Öffnung gegenüber mehr oder weniger fremden Personen, auch wenn es sich um Professionelle handelt, emotional be-lastend und anstrengend ist, ist nachvollziehbar.  Dieser Sachverhalt wird in einer Äußerung aus dem Interview mit Frau Münch, die eine sozial-pädagogische Familienhilfe in Anspruch nimmt, sehr explizit artikuliert und mit Händen greifbar: I: war das schwierig, dass er dann sof- also relativ am Anfang bei Ihnen dann auch Urlaub hatte? M: (..) Ja, ich dachte mir schon so, ähm (4) is ͛ n kack Zeitpunkt, so, (.) besprechen (.) und, kriegen 
͛n Gefühl für einander, so grade eben, ä h m und gerade am Anfang da jemanden dann- jemand Anderes vertretungsweise rein zu schicken, nur damit halt jemand auf Papier bei mir war, so dachte ich, ä h (..) der jetzt- da müsste ich wieder alles durchkauen, weil was ist die Vorge-schichte et cetera pp, das ist ja auch immer, ne, so͛Ŷ SeeleŶstƌip, das ist ja auch immer anstren-gend, macht man ja auch nicht null acht fünfzehn bei irgendwem, dann dachte ich mir: „Toll, jetzt kommt da die Vertretung, dem muss ich das auch alles ((einatmen)) niederlatschen. (Frau Münch, Abs. 725-740) Die Nutzerin berichtet hier von ihren Erfahrungen mit den Vertretungsregelungen der Einrich-tung, von denen sie fälschlicherweise zunächst in der konkreten Situation annahm, dass diese auf sie zuträfen. Gleichwohl, hätten sich diese Regelungen auch in ihren Fall so ausgewirkt wie von ihr erwartet, hätte dies für sie die geschilderten unangenehmen Konsequenzen – die „Vor-geschichte et cetera pp͞ „durchzukauen͞; einen „Seelenstrip͞ bei „irgendwem͞ zu vollführen; 
„alles niederzulatschen͞ – gehabt. Die gesamte Situation wird von ihr als sehr anstrengend und belastend empfunden und mit drastischen Worten bewertet. In beiden Interviewauszügen wird deutlich, auf welche Weise die Bedingungen der Vertretungs-regelung, wie sie auf der organisationellen Ebene eingerichtet sind, sich als Belastung und als Hürde bei der Inanspruchnahme auf der Ebene der direkten Interaktion von Nutzer_innen und Professionellen erweisen können. Dies hat seinen Grund darin, dass die ‚Fremdheit͚ der/des Ver-tretenden direkt aus den organisatorischen Bedingungen auf der Ebene des Erbringungsverhält-nisses heraus ihren Niederschlag findet und damit zugleich als Restriktion gegenüber der Mög-lichkeit von nutzerseitigen Aneignungsprozessen professioneller Tätigkeit fungiert. Einen besonderen Aspekt, der aus Nutzer_innensicht mit wechselnden Personen in der Betreu-ung verbunden ist, stellt die Organisation der Betreuung außerhalb der regulären Dienst- und Öffnungszeiten dar, wenn die bekannten und vertrauten Professionellen nicht zur Verfügung stehen. Dies wird deutlich in der Passage aus dem Interview mit Frau Glotz, in der sie schildert, 
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dass in für sie schwierigen Situationen am Abend und in der Nacht die Stammbetreuer nicht kommen und ein Notdienst im Hinblick auf ihre Bedürfnisse nur eingeschränkt als hilfreich wahr-genommen wird: J: Mir also, wenn ich- (.) noch nen Wunsch (.) geäußert- (.) also (.) so ne Wunschvorstellung  I: Du darfst noch mehr äußern!  J: wär halt auch gewesen, dass vielleicht wirklich sogar (.) ä h, spätabends oder nachts jemand kommen könnte, ((etwas leiser)) nicht nur anrufen, sondern, dass jemand kommen könnte. I: Und. hast du die Idee, dass das äh hier nicht passieren würde? J: (..) ‚WeŶŶ ŵaŶ- (.) wenn dieser- wenn man sagt, „iĐh ǁill ŵiĐh͚ uŵďƌiŶgeŶ͞ oder so mit Si-cherheit, aber, ansonsten, eher nicht. I: Sonst eher nicht, nee. J: Nein I: Du würdest aber trotzdem gerne, äh dass jemand nachts kommt J: Ja, ich hätte das zwischen durch gebraucht, ja. 
I: ‚Mhŵ, ;.Ϳ UŶd͚ AŶŶa Sophie koŶŶte aďer daŶŶ ŶiĐht? J: Das äh läuft hier ja einfach nicht so, ne. Also (..) die haben halt ihre Arbeitszeiten, dann wird das Handy umgestellt auf (.) den Notdienst, sag ich mal, und da kann man dann anrufen (.) I: Also wenn nichts Akutes ist, dann kommen sie nicht raus. J: Richtig. Wenn man nicht sagt (.) „bring mich in ne Klinik, irgendwohin, sonst (.) passiert was͞ (..) kommen die nicht. Genau. (Frau Glotz, Abs. 814) In dieser Passage macht die Nutzerin mit der Schilderung ihrer Erfahrungen zum einen deutlich, dass eine Inanspruchnahme insbesondere in für sie kritischen Situationen, in denen sie die Un-terstützung der Betreuer_innen außerhalb der regulären Arbeitszeiten, „zwischendurch ge-braucht͞ hätte – d. h. von ihrer Seite ein Bedürfnis nach einer persönlichen Vor-Ort-Betreuung durch ihre Regelbetreuerin bestanden hat –, diese aufgrund der organisationellen Einrichtung der Arbeitszeiten der Betreuer_innen einschließlich des Notdienstes nicht realisiert werden würde. Sie verweist dabei auf die organisationsinterne Logik des Betreuungsdienstes („Das äh 
läuft hieƌ ja eiŶfaĐh ŶiĐht so, Ŷe. Also ;..Ϳ ‚die haďeŶ halt ihƌe AƌďeitszeiteŶ, daŶŶ ǁiƌd das HaŶdǇ 
uŵgestellt͚ auf ;.Ϳ deŶ Notdienst, sag ich mal, und da kann man dann anrufen.͞), der nur eine telefonische Betreuung anbietet. Diese erachtet sie in bestimmten Situationen nicht für ausrei-chend. Dabei ist sie sich dessen gewärtig, dass es zwar in extremen, etwa präsuizidalen Situati-onen möglich wäre, persönliche Besuche der Betreuer_innen oder des Notdienstes auszulösen. Allerdings wünscht sie sich die Möglichkeit, persönliche Betreuung jenseits des Einsatzes dra-matisierender existentieller Situationsbeschreibungen zu erhalten. Anhand der Argumentation der Nutzerin wird erkennbar, dass eine potentielle Aneignung einer für die Bewältigung schwierig empfundener Lebenssituationen als hilfreich und unterstützend resp. gebrauchswerthaltig empfundene professionelle Tätigkeit aufgrund der organisationellen Einrichtung der Bereitstellung von Hilfen nicht ermöglicht wird. Organisationelle Strukturen, die 
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im Kern auf die Regulative des Normalarbeitsverhältnisses der Professionellen ausgerichtet sind („die haben halt ihre Arbeitszeiten͞), verhindern aus Sicht der Nutzer_innen die Inanspruch-nahme professioneller Unterstützung in Situationen, in denen sie besonders benötigt wird. Es zeigt sich, dass Personalwechsel, sei es durch Vertretungen, Notdienste oder den Wechsel von betreuenden Personen, u. a. im Zusammenhang mit Wechseln in der institutionellen Zuord-nung (bspw. aus dem Bereich des SGB VIII in den Bereich des SGB II, so im Interview Hofner, Abs. 890-937), von Nutzer_innenseite generell als problematisch im Hinblick auf die Etablierung eines produktiven Ko-Produktionsprozesses von Nutzer_innen und Professionellen betrachtet wer-den. Die hierzu notwendige Arbeitsbeziehung benötigt eine Ebene der personalen Vertrautheit, die mit kurzfristig einsetzenden Vertretungen und Notdiensten wegen deren Fremdheit nur an-satzweise aufgebaut werden kann. Insbesondere bei intensiveren Dienstleistungsformen mit le-bensweltersetzendem Charakter würde dies auf Seiten der Nutzer_innen voraussetzen, dass sie sich ihnen fremden Personen ohne Vorbehalt mit ihren (erlittenen) Problemgeschichten und -biographien öffnen müssten, damit eine neue Arbeitsbeziehung unmittelbar ad hoc realisiert werden könnte. Dass die Aktualisierung schwieriger und oft mit Leidenserfahrungen verbunde-ner Umstände im Rahmen der von ihnen nicht zu beeinflussenden und zu überwindenden orga-nisationellen Strukturen vermieden werden will, ist nicht den Nutzer_innen als Personen, son-dern den organisationellen Formen und Abläufen der Dienste, die diese Abwehrreaktion hervor-rufen, zuzurechnen. Eine unmittelbar einsehbare Barriere der Inanspruchnahme stellt für die Nutzer_innen die tem-poräre Kontingentierung und Befristung von Angeboten dar. Oftmals können sie die Gründe, nach denen diese vergeben und reduziert werden, nicht nachvollziehen. Die Einschätzung ihrer Situation ist dabei geprägt von der Auffassung, dass die bisherige Unterstützung durch Soziale Dienste auch weiterhin, oder sogar in stärkerem Umfang, notwendig ist. Frau Hofner berichtet von der Entscheidung in einem vorausgegangenen Hilfeplangespräch – „da der Bericht immer so positiv über mich ist͞ –, die eine Reduzierung ihrer Betreuungsstunden im Rahmen einer kon-tinuierlichen Betreuung im Umfang von zwei Stunden auf einen nicht weiter fixierten Umfang 
‚nach Bedarf͚ vorsieht: H: und ja dann im HPG haben wir halt darüber geredet und (..) da der Bericht eh immer so positiv über mich ist  I: Haben sie es dann runter gestuft?  H: Ja I: Ja und jetzt ist es besser für dich? H: „J a so gut also (..) ich weiß, dass das nicht klappen wird. Also ich will noch nicht alleine da stehen, ich kann auch nicht alleine da stehen. Das Jugendamt möchte aber gerne jetzt, dass ich (..) ab Mai nur noch nach Bedarf Termine mache I:  Mhm (.) das heißt keine Wochentermine mehr? H: J a. S o n d e r n einfach so (.) wahrscheinlich „Diese Stundenzahl kriegen sie für den Monat, und dann müssen wir gucken.͞ ;…Ϳ Das JugeŶdaŵt ŵöĐhte ŵiĐh ŶäŵliĐh ŶiĐht also uŶgern an WLW übergeben und deswegen wollen die, dass ich bin zum Sommer (..) alleine klar komme. 
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I: Bis nächstes Jahr Sommer? H: Ja I:  Ja und was sagst du so dazu? H: Ne, passt mir gar nicht. I: Du hättest auf jeden Fall gern noch wen in Begleitung? H: Ja. Weil ich weiß, dass ich noch nicht so extrem stabil bin. Dass ich alles alleine hinbekomme. Gerade jetzt. Es fängt die Schule für mich an. Es ist wieder was Neues. Ne, ne. Und vielleicht brauche ich dann wieder Hilfe, wenn ich ne Ausbildung suche. Kann ich nicht gebrauchen. (Frau Hofner, Abs. 890-901) Frau Hofner macht deutlich, dass sie sich als „noch nicht so eǆtƌeŵ staďil͟ ǁahƌŶiŵŵt uŶd an-gesichts neuer biographischer Herausforderungen – sie möchte wieder eine Schule besuchen und prospektiv eine Ausbildung suchen – „daŶŶ ǁiedeƌ Hilfe͟ ďeŶötigeŶ köŶŶte. Sie ist pessi-mistisch hinsichtlich der Folgen der Reduzierung der Betreuung für sie („ich weiß, dass das nicht klappen wird͞), weil sie von sich den Eindruck hat, dass sie zum jetzigen Zeitpunkt nicht in der Lage ist, den Aufgaben der Lebensführung ohne betreuende Begleitung gewachsen zu sein („ich will noch nicht alleine da stehen, ich kann auch nicht alleine da stehen͞), , vor die sie sich vor allem hinsichtlich der anstehenden Entwicklungsaufgaben gestellt sieht. In ähnlicher Weise äußert sich Frau Knoop bezüglich der Umstellung von festen Betreuungsre-lationen auf eine bedarfbasierte Zuteilung von Dienstleistungen im Rahmen der ambulanten Be-treuung. Diese bereits in Teilen bekannte Interviewpassage analysieren wir an dieser Stelle je-doch explizit unter Bezug auf die Ebene des Erbringungskontextes, also der institutionellen und organisationellen Rahmungen des Inanspruchnahmeprozesses: K: (.) weil ä h m `m h` ich hab das vers u c h t dann nochmal kurz, ne andere- ͛ne andere eh Betreuung da aufzunehmen, aber man hat mich versucht mit den Stunden runter zu stufen, dann und und ä h m `m h` man hat dann gesagt `„also ich käm ja so eh` mit allem klar, meine Wohnung säh ja in Ordnung aus͞ und so, ne? Und dabei ist es nie in der Wohnung- in die Wohnung gegangen und e h, ja man würde überlegen nur noch `m h` jetzt bei Bedarf was anzubieten und dann hab ich mir ͛n andern Anbieter gesucht, ich bin dann hierher gekommen und e h (.) komischerweise, dann `e h` haben wir erstmal aufgearbeitet, was dann so ist und ä h m, (.) j a , (.), e h da bin ich dann auch (.) inzwischen auf jetzt, inzwischen vier Fachleistungsstunden, ne? I: Okay, von wie vielen früher? 
K: E h` ja, fƌüheƌ ǁaƌeŶ͛s zueƌst zǁei koŵŵa füŶf, daŶŶ hat deƌ Dienst erhöht auf vier, dann eh bin ich mit der eh- bin ich mit der Frau (.) war ich- ǁ a ƌ͛s `e h` ŶiĐh ŵehƌ, daŶŶ ďiŶ iĐh, eh-, hab ich versucht ͛n Wechsel stattfinden zu lassen, da hat man mich eh innerhalb von kurzer Zeit auf zwei runtergestuft, und ähm- I: Damit der Wechsel stattfinden konnte? K: (.) M h m,  ä h m d i e Hilfsbedürftigkeit wär nicht mehr da. I: Ach so. K: S o innerhalb kurzer Zeit, weil ich hätte mich so schnell gefangen und dabei wurd͛ ich immer kranker, ne? Und ä h m  eh dann, eh war m a n (.) bei mir und hat da n n auch e h gesagt ähm 
„j a, also eh (.) ä h m `m h` man würde jetzt h bei Bedarf nur noch was anbieten͞ und so und ä 
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h m, j a und d a  s e h- da hab ich gesehen, da ist keine `Zusammenarbeit mehr möglich weiter, weil d a  eh Befangenheit war und, und ä h m` hier, (.) d a s hab ich eh im Internet gelesen und eh, ich hab mir dann überlegt, (.) „ich brauch aber (.) doch Hilfen͞ und auch schon alleine durch diese Erfahrung, durch diese Kränkung, die da stattgefunden hat, ähm ähm bin ich da n n `mh` e h zu einem andern, jetzt bin ich halt ja wieder hierhin gegangen hier- (.) bin ich halt hierher gegangen, nicht wieder, sondern bin ich hierher gegangen. (Frau Knoop, Abs. 257-308) Die Nutzerin Frau Knoop berichtet, dass ihre Betreuungsstunden zunächst um 50 % reduziert worden sind – aus Anlass eines von ihr gescheiterten Versuchs, einen Wechsel der Betreuerin zu erlangen – und sie dann nur noch „bei Bedarf͞ Betreuung erhalten sollte mit der Konsequenz: 
„und dann hab ich mir ͛n andern Anbieter gesucht͞. Bei diesem „haben wir erstmal aufgearbei-tet, was dann so ist͞, mit dem Resultat, dass sie nun mit vier Fachleistungsstunden in der Woche betreut wird. Der ganze Prozess, in dem eine Reihe von Situationsdefinitionen und Entscheidun-gen erfolgte, an denen die Nutzerin nicht beteiligt war („man hat mich versucht mit den Stunden runter zu stufen͞; „man würde jetzt h bei Bedarf nur noch was anbieten͞; da ist keine `Zusam-menarbeit mehr möglich weiter͞), kulminiert in der Erfahrung einer „Kränkung͞, die zum Ver-lassen des bisherigen Anbieters führt. Diese Konsequenz basiert auf ihrer Einschätzung, dass man ihr die Betreuungsleistungen verweigert, die sie vor dem Hintergrund des von ihr wahrge-nommenen eigenen Zustands in Anspruch nehmen müsste. Ihren Zustand resümiert sie mit: „ich brauch aber doch (.) Hilfen͞. Die Verweigerung dieser aus ihrer Sicht für sie dringend notwendi-gen Hilfen beruht nach ihrer Aussage auf einer „Befangenheit͞ in der Einrichtung, die von grund-legenden Fehleinschätzungen in Bezug auf ihre Situation getragen wird. So werden aus ihrer Sicht zum einen Behauptungen über Fortschritte bezüglich ihrer Lebensführung vorgebracht, für die es keine Grundlage gibt („also ich käm ja so eh` mit allem klar, meine Wohnung säh ja in Ordnung aus͞ ;…Ϳ „und dabei ist es nie in der Wohnung- in die Wohnung gegangen͞). Zum Zwei-ten macht sie auf die Diskrepanz in den Einschätzungen die Situation ihrer Person betreffend zwischen der Einrichtung – konkrete Personen werden nicht benannt – und ihrer eigenen Sicht auf ihren Zustand aufmerksam: Von der Einrichtung kommt die Aussage, „die Hilfsbedürftigkeit wär nicht mehr da, (...) so innerhalb kurzer Zeit, weil ich hätte mich so schnell gefangen͞, wo-hingegen sie in konträrer Gegenpositionierung ihre Situation mit den Worten beschreibt: „und dabei wurd͛ ich immer kranker, ne?͞ und: „ich brauch aber (.) doch Hilfen͞. Schließlich, „durch die Erfahrung͞ dieser Verweigerungen der ihr zustehenden Leistungen, kommt es geradezu als Fazit zu einer „Kränkung, die da stattgefunden hat͞. Es ist zudem interessant, dass Frau Knoop keinen Hinweis darauf gibt, an den Entscheidungen in irgendeiner Weise substanziell beteiligt gewesen zu sein. Die getroffenen Entscheidungen erscheinen in ihrer Erzählung in einer sprach-lichen Form, die den Eindruck hinterlässt, dass diese ihr lediglich mitgeteilt wurden oder, mehr noch, dass sie ohne ihr Beteiligtsein über sie gekommen sind. Im Zusammenhang mit diesen Äußerungen und Schilderungen der Nutzerin fällt überdies unmittelbar ins Auge, dass in ihrer Rede die Einrichtung, die sie verlassen hat, ausschließlich als anonyme Struktur – als „Dienst͞ und ansonsten nur in der unpersönlichen (institutionellen) pluralen Form des „man͞ – repräsen-tiert ist. Dies kontrastiert stark mit ihrer Schilderung der ersten Schritte in der Einrichtung des neuen Anbieters, in der sie von einem kooperativen Prozess mit einem/einer nicht genannten 
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Sozialarbeiter_in berichtet: „ich bin dann hierher gekommen und eh (.) komischerweise, dann eh, haben wir erstmal aufgearbeitet, was dann so ist͞. Hier tritt die Nutzerin als kooperatives Subjekt auf, das aktiv an der Feststellung des ,Standes der Dinge͚ bezüglich ihrer Person mitar-beitet. Hingegen verweisen die Darstellungen in Bezug auf den ersten Anbieter auf ihre Erfah-rungen mit einer als definitions- und entscheidungsmächtig erfahrenen Einrichtung, die eine Be-rücksichtigung der von der Nutzerin selbst wahrgenommenen Einschätzungen und Wünsche in den Entscheidungen offenbar nicht vorsieht. Die Herunterstufung, und damit die Verweigerung einer aus Sicht der Nutzerin notwendigen Anzahl von Betreuungsstunden, formiert sich im Zu-sammenhang mit der Nichtberücksichtigung ihrer Selbsteinschätzung zu einer für sie unüber-windbaren Barriere der Inanspruchnahme. Ganz im Sinne der „exit͞-Option (vgl. Hirschman 1974) informiert sie sich, sucht sich einen neuen Anbieter ihres Vertrauens und verlässt den bisherigen. Damit zeigt sie sich als äußerst selbstbewusstes und handlungsfähiges Subjekt, das mit den institutionell errichteten Barrieren, die ihr innerorganisationell nicht überwindbar er-scheinen, in der Weise verfährt, dass sie – durchaus auch motiviert durch die erfahrene „Krän-kung͞ – sich auf externer Ebene ein Angebot sucht, dass im Hinblick auf die eigene Situation ihr die Hilfen zur Verfügung stellt, die sie braucht. In starkem Kontrast zu dieser vorherig behandelten aktiven Umgehung von institutionell-orga-nisationellen Barrieren stehen Umgangsweisen von Nutzer_innen mit der Entscheidung der ein-seitigen Beendigung von Hilfen durch die Organisation oder Einrichtung, die gegen den Willen der Nutzer_innen getroffen werden. So berichtet Herr Nordmann von seinen Erfahrungen im Kontext des ambulant betreuten Wohnens: N: Ne? Aber wie gesagt, damals musste man da wieder vors Gremium (..) Beziehungsweise das erste mal, da haben se ganz einfach gesagt: „Ja doch und halt unter den Umständen braucht der gar nicht hier hin. Der kriegt noch mal 18 Monate͞. Und dann wurd͛ dann irgendwann gesagt, äh „Muss ich da noch mal hin͞. So und dann wurd͛ gesagt: „Nee jetzt ist Ende.͞ Ne? (..) Irgendwie geh- wird nicht weiter, grundsätzlich nicht weiter bezahlt, auf jeden Fall ich musste auch in Therapie. Und das hat wahrscheinlich auch dann mit da rein gespielt I: Ja. (..) Das heißt da gab͛s so ein Abbruch, so ein richtigen dann auch (..) von der Hilfe? N: Äh, Ja. I: Ja, aber nicht von dir gewollt N: Nee I: sondern von denen her? N: Ja I: Ja, und was hast du da gemacht?  N: Ja, machste gar nichts. Musst du, musst du halt zusehen, dass du selber klar kommst. (Herr Nordmann, Abs. 522 – 536) In den Schilderungen seiner Erfahrungen mit der Beendigung seiner bisherigen Hilfe wird zum einen deutlich, wie Nutzer_innen die Machtverhältnisse innerhalb von Organisationen und Ein-richtungen erleben, zugleich aber auch, wie sie damit umgehen und sich dazu verhalten. Bisher, so Herr Nordmann, war die Weiterbewilligung der Hilfe unproblematisch („das erste mal, da 
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haben se ganz einfach gesagt: ,Ja doch und halt unter den Umständen braucht der gar nicht hier hin. Der kriegt noch mal 18 Monate͚͞). Jedoch wird er in einem weiteren Turnus mit der Aussage konfrontiert, dass die Hilfe beendet wird. („So, und dann wurd͛ gesagt: ,Nee jetzt ist Ende͚, ne? (..) Irgendwie geh- wird nicht weiter, grundsätzlich nicht weiter bezahlt'͞). Hinsichtlich der Be-gründung macht er keine Angaben, er verweist lediglich auf eine Vermutung, dass nämlich eine demnächst anzutretende Therapie „da mit reinspielt͞. Auf Nachfrage bestätigt er den Abbruch des Angebots, der von ihm nicht gewollt war, sondern einseitig von Einrichtungsseite her vorge-nommen wurde. Dass er diese Entscheidung in seinem Sinne revidieren könnte, schließt er in Anbetracht seiner Position grundsätzlich aus. Sehr plastisch wird an diesem Beispiel erkennbar, wie Nutzer_innen erleben, in welcher simpelst administrativen Weise ihnen der Zugang zu bislang gewährten Unterstützungsleistungen ver-wehrt wird: Die Schilderung Herrn Nordmanns über die Art und Weise, wie mit ihm verfahren wurde, lässt unwillkürlich die Erinnerung an ein Tribunal aufsteigen: „Aber wie gesagt, damals musste man da wieder vors Gremium͞. Die Entscheidung wird getroffen und verkündet: „Nee jetzt ist Ende͞. Dies geschieht nach Aussagen des Nutzers Nordmann, ohne dass er eine Begrün-dung erführe, nur unter allgemeinem Verweis auf allgemeine Regeln, es werde „grundsätzlich nicht weiter bezahlt͞. Um dennoch der Entscheidung, deren Gründe ihm offensichtlich nicht transparent sind, einen irgendwie gearteten Sinn zuschreiben zu können, nimmt er an, dass diese etwas mit seiner Therapie zu tun haben könnte. Er ist nicht nur an den Entscheidungen nicht beteiligt, sondern kann darüber hinaus zu den Gründen nur Mutmaßungen anstellen. So wird ihm gegenüber eine Barriere zum Zugang errichtet, die er unter dem nicht weiter explizier-ten Verweis auf Grundsätzlichkeiten nicht überwinden, kritisch hinterfragen, protestierend ein-klagen oder umgehen, sondern nur hinnehmen kann: „Ja, machste gar nichts. Musst du, musst du halt zusehen, dass du selber klar kommst͞. In dieser fatalistischen – gleichwohl sinnverbür-genden – Aussage kommt der zu einem Topos kondensierte soziale Erfahrungs- und damit Deu-tungsgehalt klassenbasierter Ohnmachtserfahrungen von Menschen zum Ausdruck, die sich stets als Objekte herrschaftlichen Handelns und kaum als Subjekte ihrer Lebensumstände erfah-ren und begreifen konnten. Die in den Schilderungen der Nutzer_innen dargelegte Art und Weise, wie in den Einrichtungen mit Entscheidungen, die sie betreffen, verfahren wird, lassen deutlich werden, dass dieser Erfahrungshorizont nicht durchbrochen, sondern reproduziert wird. Es sollte deutlich geworden sein, dass sich die von den Nutzer_innen geschilderten Umstände und Verhältnisse, die in organisationeller wie institutioneller Hinsicht den hier die als Erbrin-gungskontexte bezeichneten Rahmungen professionellen Handelns zugrunde liegen, in erhebli-chem Maße die Möglichkeiten einer Inanspruchnahme strukturierend beeinflussen, wenngleich auch nicht determinieren. Dabei wird erkennbar, wie einfache Regelungen organisatorischer Art, wie etwa Vertretungsregelungen, die Möglichkeiten der Aneignung professionellen Han-delns durch die Nutzer_innen erschweren bis verunmöglichen, weil z. B. als Voraussetzung für die Kooperation oder Ko-Produktion mit den Professionellen im Vertretungsfall ad hoc eine per-sonale Basis erforderlich ist, die der Vertrautheit, wenn nicht gar des Vertrauens bedarf und 
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zumeist nur langfristig etabliert werden kann. Dies gilt auch im Falle der Aufnahme in eine Ein-richtung, in der die Vertrautheit mit den örtlichen, räumlichen und sozialen Gegebenheiten her-gestellt wird, damit sich die Nutzer_innen zumindest nicht entziehen. In nahezu allen institutionell-organisatorischen Feldern, in niedrig- wie hochschwelligen gleich-ermaßen, zeigt sich, dass mangelnde Transparenz den Aneignungsprozess erschwert resp. ver-hindern kann. Die kurzfristige Absage von Veranstaltungen bspw. im offenen Bereich mindert die Verlässlichkeit des Angebots und bringt Frustrationen hervor, die den Grund für eine Abkehr von der Einrichtung und damit eine zukünftige Nicht-Inanspruchnahme der Angebote abgeben. Dies wiegt umso schwerer, als – wie gezeigt werden konnte – generell die Gründe für Entschei-dungen auf Organisations- resp. Institutionsebene kaum kommuniziert und plausibilisiert wer-den. Die Gründe für Entscheidungen, so wurde hier in der Rekonstruktion der Perspektive der Nutzer_innen herausgearbeitet, werden diesen nicht erklärt und transparent gemacht, vielmehr wird ihnen lediglich das Resultat des Entscheidungsprozesses verkündet. Noch weniger werden Nutzer_innen an den Entscheidungsprozessen so substantiell beteiligt, dass sie ihre Definitionen über ihre eigenen Situationen so zur Geltung bringen könnten, dass diese in den Entscheidungen materialiter Berücksichtigung fänden. Auf diese Weise erscheinen Entscheidungen z. B. über den Zugang zu Hilfen, ihren quantitativen und zeitlichen Umfang, bis hin zur Beendigung, als nicht nachvollziehbar und willkürlich. Nur in seltenen Fällen gelingt es Nutzer_innen, sich gegen diese Nicht-Einbeziehung in sie selbst betreffende Entscheidungen aktiv zu wehren oder diese zu um-gehen. Die einseitig getroffenen Entscheidungen auf organisationeller Ebene werden als grund-legend machtbesetzte, asymmetrische Verhältnisse wahrgenommen, denen sie unterliegen und innerhalb derer sie sich als ohnmächtig erfahren. Bei den Nutzer_innen fügen sich diese konkret erlebten Ereignisse mit den aus langen Erfahrungen erwachsenden kollektiven Deutungsmus-tern ihrer sozialen Klassenherkunft und reproduzieren und perpetuieren diese: „Ja, machste gar nichts. Musst du, musst du halt zusehen, dass du selber klar kommst͞; „Und ja, dat müssen wir dann halt hinnehmen.͞ Auf diese Weise verfestigen sich Verhältnisse in der Inanspruchnahme von sozialstaatlichen Dienstleistungen, aus denen ein potentieller Gebrauchswert für die pro-duktive, d. h. weiterführende Bearbeitung der Aufgaben der Lebensführung, vor die sich die Nut-zer_innen gestellt sehen, erwachsen könnte, zu einer Barriere gegenüber ebendieser Inan-spruchnahme. 3.2.3 Barrieren auf gesellschaftlicher Ebene Neben den Barrieren auf den Ebenen von Erbringungsverhältnis und Erbringungskontext exis-tieren gleichwohl Barrieren auch auf einer gesellschaftlichen Ebene. Diese finden sich zumeist im kontextuellen Zusammenhang von: Normalität – Abweichung/Defizit – Inanspruchnahme öf-fentlicher Unterstützungsagenturen – Stigmatisierung. Nutzer_innen beziehen sich dabei ihren Äußerungen zufolge meist auf Einstellungen und Positionen von Personen oder Personengrup-pen aus ihrem sozialen Umfeld. Dabei fürchten und erleben sie Abwertung und soziale Missach-tung. Die Einstellungen und Positionen des sozialen Umfelds sind ihrerseits an gesellschaftliche Vorstellungen und Konzeptionen von gesellschaftlicher Normalität gekoppelt. 
Barrieren der Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen  
45  
So berichtet Frau Münch von ihrem Umgang mit dem gesellschaftlichen Image der Jugendhilfe, hier insbesondere des Jugendamtes: 
J: Ja. DaŶŶ hat͛s ŶeŶ ďissĐheŶ gedaueƌt. ;.Ϳ Ä h ŵ ;..Ϳ ‚ja͚, uŶd daŶŶ kaŵ halt ä h h die SaĐhe ŵit dem Familien- mit der Familienhilfe, wo ich dann auch erstmal, ne (.) Man hört ja viel so, Jugendamt, oh Gott und wenn du einmal das Jugendamt irgendwie ͛nen Kontakt hast, ZACK! 
deiŶ KiŶd ist ǁeg. ;..Ϳ IĐh halt͛s füƌ Blödsinn, ǁeil iĐh haď͛s aŶdeƌs eƌleďt, uŶd iĐh ;…Ϳ ǁie gesagt, durch meine Mutter weiß ich, dass das Jugendamt viel Gutes tut und nicht Kinder irgendwo raus nimmt weil (.) aus Jux und Dollerei. So. Punkt. I: Nee, definitiv nicht. J: und wenn ich mein Kind gefährden würde, würd͛ ich mir das wünschen, wenn ich das selber nicht merke, dass die mein Kind dann retten quasi. So! Mal abgesehen davon. (Frau Münch, Abs. 450-466) Frau Münch stellt in ihren Ausführungen das in ihrem sozialen Umfeld vorherrschende Bild des Jugendamtes als das einer Eingriffsbehörde („ZACK! dein Kind ist weg͞) dar. Dieses Bild kam ihr in den Sinn, als sie persönlich zum ersten Mal mit dem Jugendamt und der Familienhilfe in Kon-takt kam. Dieses öffentliche Bild hält sie für vollkommen falsch und kontrastiert es mit ihren eigenen Erfahrungen und den Schilderungen einer ihr nahestehenden signifikanten Person, die dieses Bild negieren. Sie selbst wünscht sich für den Fall, dass Sie in eine solche Situation käme, dass das Jugendamt ihr Kind – durch Herausnahme – „retten͞ würde. Gleichwohl, bei aller per-sönlichen Negation dieses vorherrschenden Bildes vom Jugendamt durch Frau Münch ist diese Auffassung in ihrem Umfeld vorherrschend und offensichtlich dominierend. In diesem öffentli-chen Deutungsmuster wird das Jugendamt mit dem Kindesentzug kurzgeschlossen: „Man hört ja viel so, Jugendamt, oh Gott und wenn du einmal das Jugendamt irgendwie ͛nen Kontakt hast, ZACK! dein Kind ist weg.͞ Diese Auffassung stellt Frau Münch in einer generalisierenden Per-spektive vor, denn sie nutzt das verallgemeinernde „du͞ im Sinne des unpersönlichen Adverbs man, im Sinne von ‚jedermann͚. Dass in einer solchen generalisierten Auffassung in der Öffent-lichkeit bereits der bloße „Kontakt͞ eine quasi unmittelbar reflexhafte Reaktion des Jugendam-tes im Sinne von „ZACK! Dein Kind ist weg͞ zeitigt, ist hier möglicherweise etwas stark pointiert dargestellt. Dennoch spiegelt sich darin eine in der Öffentlichkeit weit verbreitete Deutung, die das Jugendamt mit Kindesentzug gleichsetzt – wozu das Jugendamt in seinem ,Wächteramt͚ über das Kindeswohl zweifellos auch verpflichtet ist. Wenn Personen, die im Rahmen ihrer Er-ziehungsaufgaben sich vor Situationen gestellt sehen, die sie aus eigener Kraft und/oder mit Hilfe ihrer familialen oder weiteren sozialen Netzwerke nicht sinnvoll bearbeiten können, dann spielt im Rahmen der Überlegung, ob die für solche Situationen vorgesehene Institution der Ju-gendhilfe überhaupt in Anspruch genommen werden kann, dieses öffentliche Bild des Jugend-amtes in der Deutung als Behörde, die wesentlich für Kindesentzug steht, eine bedeutsame Rolle. Auf diese Weise kann dieses in der Öffentlichkeit herrschende Bild als eine Barriere der Inanspruchnahme Wirkung entfalten, wenn nicht konkurrierende Deutungen und, wie hier im Falle von Frau Münch, konkrete eigene Erfahrungen und/oder Erfahrungen signifikanter anderer Personen im sozialen Umfeld diese Auffassung widerlegen. 
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Um personenbezogene soziale Dienstleistungen in Anspruch nehmen zu können, ist es erforder-lich, dass die eigene, als schwierig erlebte Situation in der Auseinandersetzung mit den Anfor-derungen der Lebensführung als ein durch eine öffentliche Einrichtung bearbeitbares soziales 
‚Problem͚ (um-)definiert wird. Voraussetzung hierfür ist, dass eine Abweichung von den gege-benen, gesellschaftlich vorherrschenden Formen und Normen der Lebensführung, die aus eige-ner Kraft und mit Hilfe eigener sozialer Ressourcen nicht zu bewältigen ist, durch professionelle Vertreter dieser gesellschaftlichen Einrichtungen offiziell festgestellt und anerkannt wird. Dabei ist zur Gewährung der institutionalisierten Hilfeleistung in aller Regel eine Subsumtion unter spezifische Kategorien notwendig. In diesem Prozess der Fallkonstitution muss ein Abgleich zwi-schen der Realität der Lebenssituation und den Normen gesellschaftlich akzeptierter und aner-kannter Lebensführung vorgenommen werden und, soll eine ‚Fallbearbeitung͚ erfolgen, eine Differenz zwischen beiden offiziell beglaubigt werden. Diese Differenz muss, soll sie sozialpäda-gogisch bearbeitet werden, als ein zu behebendes Defizit auf der Ebene der Kompetenzen und des Verhaltens von Personen deklariert werden, das im Rahmen sozialpädagogischer Ko-Produk-tion von Nutzer_innen und Professionellen ausgeglichen werden soll. Die sozialpädagogische Aufgabe der „Personenänderung͞ (vgl. Olk 1986), ist nur durchführbar, wenn zuvor ein Defizit, das der Person zugerechnet werden kann, festgestellt wird. In funktionaler Perspektive besteht die Existenzberechtigung sozialpädagogischer Institutionen in diesem Konnex der Feststellung der defizitären Abweichung von gesellschaftlichen Normen und ihrer Bearbeitung im Hinblick auf die Konformität der Lebensführung durch ebendiese gesellschaftlichen Einrichtungen. Durch die Notwendigkeit der personalen Defizitzuschreibung als Voraussetzung für die Gewäh-rung sozialpädagogischer Leistungen kommt den Institutionen und Einrichtungen der Charakter der Bearbeitung defizitärer Lebenslagen zu. Diejenigen also, die deren Leistungen in Anspruch nehmen, gelten daher als Personen, die den Aufgaben der Lebensführung nicht gewachsen sind. Die Inanspruchnahme stigmatisiert sie als Personen, die den gesellschaftlichen Normen nicht entsprechen. Sie verlieren damit an gesellschaftlicher Respektabilität und Anerkennung.  Dieser Prozess, die damit verbundenen Risiken und die sozialen Folgen und Gefahren einer Fremdidentifizierung ihrer Person mit den durch die Institutionen und Einrichtungen zu bearbei-tenden Defiziten und den damit verbundenen gesellschaftlichen Stigmatisierungsfolgen ist den Nutzer_innen durchaus präsent. Allein schon der Kontakt mit solchen als stigmatisierend wirkenden Institutionen beeinflusst die 
– potentielle – Inanspruchnahme negativ (vgl. z. B. Herr Niemeyer, Abs. 370; Frau Prange, Abs. 345). Für die reale Inanspruchnahme gilt dies umso mehr. Einrichtungen zur Bearbeitung sozia-ler Probleme sind in einem räumlichen sozialen Umfeld angesiedelt, in dem sich die in diesem Umfeld lebenden Personen über den Charakter dieser Einrichtungen im Klaren sind. Allein schon durch das physische Aufsuchen einer solchen Einrichtung geht eine die Person stigmatisierende Wirkung von derselben aus. Dies betrifft insbesondere solche Einrichtungen, die sich mit klassi-schen sozialen Problemen wie Sucht und Wohnungslosigkeit auseinandersetzen. Personen, die diese Einrichtungen nutzen, versuchen mit verschiedenen Mitteln, in der Öffentlichkeit nicht als 
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Nutzer_innen dieser Einrichtungen erkannt und mit dem Problemkontext nicht identifiziert zu werden. Die Strategien des Umgangs mit den stigmatisierenden Wirkungen der Einrichtung werden präg-nant von Herrn Obermeyer, dem Nutzer eines offenen Treffs mit dem Schwerpunkt Drogenhilfe, dargestellt:  O: Heimlich. (.) Mein Heroinkonsum, den versuch ich s o (.) ganz (.) heimlich zu halten. `Ne?` (.) Und das is nich grade förderlich, wenn man h i e r aufläuft alle paar Tage und dann Heroin dann. Ich bin grade, als ich hierhin gekommen bin, (.) hab ich da hinten geparkt, weil (.) da, von (.) Volkshochschule. Und nur die paar Meter hier runter und d a n n dacht ich mir s o, (.) wer sieht dich denn wohl heute hier einlaufen, ne? Ja ,zack kommt mir ͛ne Arbeitskollegin entgegen ge-fahren, die seh ich [...] A l s o- nur ich bin dann schnell so auf die Straße, als ob ich auffe andere Seite müsste, ne? Die (.) weiß auch nich, was hier abgeht, aber der eine oder andere, die Leute sind ja auch nich blöd, ne? Die wissen ja was hier passiert oder wie stralle die manchmal hier rauskommen, is ja manchmal Ärger hier am Zaun, am- am Eingang, und sowas. (Herr Obermeyer, Abs. 623-641) Herr Obermeyer erklärt zunächst, dass er seinen Drogenkonsum als sein Geheimnis hütet und schildert sodann, wie er versucht, nicht als Nutzer der Einrichtung der Drogenhilfe, die er regel-mäßig aufsucht, erkannt und in einen Zusammenhang gebracht zu werden. Um zur Einrichtung zu gelangen, parkt er sein Auto etwas entfernt vor einer nahe gelegenen Bildungseinrichtung. Einer Person aus seinem beruflichen Umfeld, die ihn auf dem zielgerichteten Weg zur Einrich-tung erkennen könnte, versucht er – obwohl er annimmt, dass sie die Einrichtung nicht kennt – mit einem Wechsel der Laufrichtung über sein wahres Ziel zu täuschen. Andere „Leute͞ hinge-gen sind sich darüber vollkommen im Klaren, was in der Einrichtung geschieht und welche Kon-flikte mit dem räumlichen Umfeld bestehen. Insgesamt zeichnet Herr Obermeyer ein sehr nega-tives Bild vom Ansehen der Einrichtung und seiner Nutzer_innen („stralle͞), von dem er vermei-den möchte, dass seine Person mit diesemin Verbindung gebracht werden könnte. Hier wird erkennbar, dass mit dem Aufsuchen einer Einrichtung, die auf die Bearbeitung der Probleme von Personen ausgerichtet ist, deren Lebensführung gesellschaftlich als defizitär – nämlich als ab-hängig und nicht über Selbstkontrolle verfügend – betrachtet wird, die Befürchtung einhergeht, dass die von der Inanspruchnahme der Einrichtung ausgehende Stigmatisierung im sozialen und gesellschaftlichen Umfeld ihre negative Wirkung entfaltet. Diese Befürchtung einer Stigmatisie-rung durch die Inanspruchnahme kann sich zu einer Barriere entwickeln, deren Existenz eine Inanspruchnahme ganz grundsätzlich verhindert, oder aber, wie am Beispiel von Herrn Ober-meyer deutlich wird, Nutzer_innen Strategien der Verheimlichung, Täuschung und Distanzie-rung oder oder deren Hinnahme abverlangt, wenn sie diese Einrichtungen dennoch nutzen. Der Umgang mit der begründeten Furcht vor Stigmatisierung wird auch in Bereichen erkennbar, die nicht in dem Maße der gesellschaftlichen Verachtung ausgesetzt sind wie jene, die sich der Bearbeitung ,harter͚ sozialer Probleme wie Drogenkonsum mit seinen Folgeerscheinungen und Wohnungslosigkeit widmen. 
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Nutzer_innen aller Bereiche berichten, dass sie aus Furcht vor Stigmatisierung nicht innerhalb der Einrichtung und vor allem nicht mit den Mitarbeiter_innen in der Öffentlichkeit erkannt wer-den möchten. Eine Nutzerin aus dem Bereich des ambulant betreuten Wohnens beschreibt ih-ren Umgang mit dieser Furcht wie folgt: K: [...] wollt ich einfach nicht, wollte nicht, eh` d i e war h i e r vor Ort bekannt und ich- ((sucht nach Worten)) man wusste, dass die im sozialen Dienst arbeitet und ich wollte halt nicht mit ihr zusammen gesehen werden, weil dann eventuell aufkommen könnte, ich würde betreut werden und das wollt ich nich. (Frau Knoop, Abs. 96-102) In den Ausführungen der Nutzerin zeigt sich, dass gerade in überschaubaren räumlich-sozialen Umfeldern mit engeren Sozialbeziehungen allein die Tatsache, mit einer Betreuerin gesehen zu werden, den Verdacht aufkommen lassen könnte, „ich würde betreut werden͞. Die Entstehung einer solchen Vermutung in ihrem sozialen Umfeld versucht sie unbedingt zu vermeiden. Das heißt, dass sie bei der Inanspruchnahme der Leistungen der Betreuung eine öffentliche Sicht-barkeit nicht zulassen darf, sondern diese verheimlichen muss. Auch hier wird schlagend deut-lich, wie die Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen im (nah-)gesellschaftlichen Raum auf-grund ihres stigmatisierenden Charakters von Nutzer_innen als ein ihre soziale Integrität und Respektabilität gefährdendes Geschehen wahrgenommen und zu vermeiden versucht wird.  Eine besondere Variante der Stigmatisierung aufgrund der Inanspruchnahmen sozialer Dienst-leistungen zeigt sich in der spezifischen Form von Öffentlichkeit, den sog. „sozialen Netzwer-ken͞. Eine Jugendliche, Frau Prange, die wegen einer Schwangerschaft in einer Mutter-Kind-Ein-richtung lebt, schildert ihre Erfahrungen wie folgt: I: Jetzt hattest [...] du gesagt, dass bei Facebook dann Leute schreiben „d a s eh klappt doch eh nich“ oder wie auch immer, eh, war das bei dir s o? Oder- P: Ja, sehr oft. Also ich hab n Bild oder sowas gepostet (.) u n d (.) halt da haben die halt auch gesagt eh „wie kann man mit fünfzehn schwanger sein͞ un- also, am Anf a n g der Schwanger-schaft od e r auch Mitte der Schwangerschaft „guck dich doch an͞ u n d A- ach da waren sehr v i e l e Vorwürfe gegen mich, aber (.) ach (.) I: Ähm, aber wie issen das dann, also die Leu t e, die das irgend w i e dahin geschrieben haben, waren das alte (.) Freunde von dir oder-? P: Kannte ich gar nich. Die machen halt einfach Ŷuƌ͚Ŷ ;.Ϳ Uƌteil üďeƌ Leute, die sie gaƌ ŶiĐh keŶ-nen, das is halt einfach nur (.) zum Kotzen. (Frau Prange, Abs. 424-449) Frau Prange berichtet hier, wie sie als Nutzerin einer sozialen Einrichtung vor dem Hintergrund ihrer Situation in der Öffentlichkeit der „Sozialen Medien͞ äußerst negative Erfahrungen ma-chen musste. Während ihrer Schwangerschaft hat sie Bilder von sich gepostet, die offensichtlich den körperlichen Zustand der Schwangerschaft darstellen. Daraufhin erhielt sie negative Rück-meldungen, die sich einmal empört in Bezug auf ihr Lebensalter und die Tatsache der Schwan-gerschaft und zum anderen abwertend auf ihre äußere physische Erscheinung als Schwangere bezogen. Besonders erzürnt die Nutzerin, dass anonym bleibende Nutzer_innen sich Urteile 
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über andere Menschen anmaßen, die sie nicht kennen. Was hieran deutlich wird – auch wenn sich die Aussagen der Nutzerin nicht direkt auf die Inanspruchnahme sozialer Dienste beziehen 
–, ist die gleichwohl stattfindende öffentlichen Be- und Verurteilung ihrer aktuellen Lebenssitu-ation vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Normen (in welchem Lebensalter Kinder zu bekom-men sind; dass ihre mit der Schwangerschaft einhergehenden physischen Veränderungen von Teilen der Öffentlichkeit degoutiert werden). Dieser in der Öffentlichkeit stattfindende Abgleich ihrer Situation mit kulturellen, gesellschaftlichen Normen treffen vollkommen ungefiltert durch soziale Settings auf die darauf nicht vorbereitete Nutzerin und weisen sie öffentlich als abwei-chendes Subjekt aus. Hieran zeigt sich, dass die Anwendung gesellschaftlicher Normen auf das Verhalten auch bereits jenseits von institutionellen Einbindungen Stigmatisierungen zu erzeu-gen in der Lage ist, was eine integritätsverletzende Wirkung auf die betreffenden Personen ha-ben kann. Eine von den vorherig geschilderten Barrieren der Inanspruchnahme sich abhebende Form der Barriere sind Handlungen von Sozialarbeiter_innen, die nach Auffassung der Nutzer_innen we-sentlich – ohne Rücksichtnahme auf die Klient_innen – die einseitige Durchsetzung von Normen betreiben und dabei ihre Lebensweise „für den Staat͞ auszurichten und im Sinne der Aufrecht-erhaltung „öffentlicher Ordnung͞ zu regulieren versuchen. W: Die handelt, als ob (.) die ähm als ob der Klient selber nicht zählt, das ist eine Regulierungs-sozialarbeiter, die handelt- die richtet die Leute für den Staat aus. So benimmt sie sich. (..) [...] 
die ŵeiŶt tatsäĐhliĐh, ;;iŵŵeƌ leiseƌ ǁeƌdeŶd:ͿͿ ‚sie ǁüƌde füƌ die öffentliche Ordnung Sozial-
aƌďeit ŵaĐheŶ͚. UŶd diese TǇpeŶ ;.Ϳ hasse iĐh ǁie die Pest. (Herr Wiese, Abs. 832-835) Für Herrn Wiese hat ein solches Verhalten eines „Regulierungssozialarbeiters͞ die Folge, dass dieses hochgradig negative Emotionen provoziert („Und diese Typen hasse iĐh ǁie die Pest͟Ϳ. IŶ der Einseitigkeit der Normdurchsetzung im Sinne der herrschenden Ordnung sieht er sich als Person missachtet und zum Objekt regulatorischen Handels degradiert. Es ist höchst unwahr-scheinlich, dass eine solches, eher polizeiliches denn an den Normen professioneller Arbeit ori-entiertes Handeln ko-produktive Aneignungsprozesse befördert – im Gegenteil: mit jemandem, den man ‚wie die Pest hassen muss͚, ist keine kooperative Bearbeitung der Lebensführungsprob-leme, damit keine Passung von Bedürfnissen und Angeboten, schließlich keine produktive An-eignung zur Erweiterung der Handlungschancen von Nutzer_innen erwartbar. Der gesellschaftliche Kontext der konkreten Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen wurde hier vor allem im Hinblick auf die gesellschaftlich mächtigen, normativen Horizonte und deren Auswirkungen auf Personen, die die Vorgaben aus welchen Gründen auch immer nicht erfüllen, betrachtet. Die Anwendung gesellschaftlicher Vorstellungen von Normalität auf konkrete schwierige Lebenssituationen, so konnte gezeigt werden, generiert in ihrem Abgleich eine Zu-schreibung von Defiziten in der Lebensführung auf die Person, die diesen Normen nicht genügt. Die solchermaßen offiziell zugeschriebenen Defizitfeststellungen als ein bearbeitbarer ‚Fall͚ sind 
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notwendige Voraussetzung für den Einsatz (sozial-)pädagogischer Interventionen im sozialstaat-lichen Kontext, auf deren Grundlage Leistungen überhaupt erst gewährt werden. Auf der Grund-lage ihrer tendenziell ko-produktiven Form sollen mittels pädagogischen, verständigungsorien-tierten Handelns Entwicklungs- und Aneignungsprozesse auf Seiten der Nutzer_innen zum Aus-gleich der definierten Defizite eingeleitet und gestützt werden können. Zugleich aber werden durch diesen, im klassischen Sozialstaat kapitalistischer Prägung nicht zu umgehenden Zuschrei-bungsprozess jedoch gesellschaftliche Normen auf Subjekte angewendet, die bei Nichterfüllung einem gesellschaftlichen Abwertungsprozess ausgesetzt sind. Es wird damit ratifiziert, dass der-/diejenige, der/die Soziale Arbeit in Anspruch nimmt, nicht in der Lage ist, seine/ihre Aufgaben der Lebensführung selbst und selbstständig, ohne staatliche Hilfe, zu bewältigen. Dieser norma-tive, stigmatisierende Hintergrund ist, wie rekonstruiert werden konnte, den potentiellen wie aktuellen Nutzer_innen im Kontext ihrer alltagskulturellen Erfahrungen vollkommen präsent. Sie wissen um die Gefahren, dass ihre Lebensführung mit hoher Wahrscheinlichkeit als defizitär ge-kennzeichnet werden wird, sobald sie als Nutzer_innen sozialer Dienstleistungen öffentlich kenntlich werden (vgl. Maeder/Nadai 2004). Deshalb versuchen sie, wenn sie die Inanspruch-nahme von sozialstaatlich geformten, personenbezogenen sozialen Dienstleistungen aufgrund der Ausweglosigkeit ihrer Situation und aus Mangel an Alternativen nicht umgehen können, diese vor den für sie relevanten sozialen Umfeldern und Öffentlichkeiten zu verbergen und nicht erkennbar werden zu lassen. Die gesellschaftlichen Normen und ihre sozialen Wirkungen im Zu-sammenhang mit Lebensweisen, die diesen nicht entsprechen (können), erweisen sich somit als höchst wirksame, grundlegende Barrieren im Hinblick auf eine sozialpädagogisch gestützte, pro-duktiv-aneignende Auseinandersetzung mit den Aufgaben der Lebensführung, vor die sich die Nutzer_innen gestellt sehen.  
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4 Resümee Die Studie geht von der Grundannahme aus, dass die Inanspruchnahme sozialer Dienstleistun-gen höchst voraussetzungsvoll ist. Damit ist nicht nur die formale Ebene der Prüfung der An-spruchsberechtigung als die Grundlage der institutionellen und professionellen Konstitution ei-nes Falles benannt. Vielmehr ist die Inanspruchnahme eingebettet in vielschichtige, miteinander verflochtene soziale, institutionelle und gesellschaftliche Kontexte, die die Weise, wie diese Dienstleistungen von den Nutzer_innen konkret genutzt werden, beeinflussen und formieren. Dem empirischen Phänomen der Inanspruchnahme und der Nutzung sozialer Dienstleistungen kann man sich daher sinnvollerweise nur analytisch nähern. Dies bedeutet, dass unter einer the-oretischen Perspektive Zugangsweisen zu dem zu untersuchenden Phänomen entwickelt wer-den, die die wesentlichen Aspekte in einer differenzierenden Strukturierung des Gegenstandes zu erfassen versuchen. Die Theorie sozialer Dienstleistung (vgl. Schaarschuch 1998, 1999) als Grundlage dieser Studie geht von einer solchen, analytisch differenzierenden Strukturierung aus. Als Kernstruktur stellt diese das Erbringungsverhältnis, also die Ebene der Interaktion von Nutzer_innen und Professi-onellen in das Zentrum. Dieses ist eingebettet in jeweils konkrete Erbringungskontexte, die we-sentlich die institutionellen wie organisationellen Gegebenheiten umfassen. Beide, Erbringungs-verhältnis wie Erbringungskontext, werden durch eine weitere Kontextebene, die gesellschaftli-chen Bedingungen der Erbringung, gerahmt. Die verschiedenen Ebenen stehen keineswegs in einem harmonischen Verhältnis zueinander, vielmehr wird dieses als konflikthaft aufgefasst. Zu-gleich ist damit aber auch die Überlegung verbunden, dass dieses konflikthafte Verhältnis der Ebenen wie auch der Interaktanten auf der Ebene des Erbringungsverhältnisses zueinander als grundsätzlich machtstrukturiert zu verstehen ist. Allerdings nicht in dem Sinne, dass eine Ebene die jeweils andere vollkommen zu determinieren in der Lage wäre, sondern dahingehend, dass sie grundsätzlich in einem wechselseitig sich beeinflussenden Verhältnis von unterschiedlichen Machtrelationen stehen. Die sozialpädagogische Nutzerforschung, in deren Zusammenhang diese Studie steht, fokussiert auf die Inanspruchnahme von sozialen Dienstleistungen (vgl. Oelerich/Schaarschuch 2005) aus der Perspektive der Nutzerinnen und Nutzer. Damit Dienstleistungsprozesse im Sinne ihrer Ziel-setzung erfolgreich sein können, müssen die Erbringungs- wie auch die Inanspruchnahmeper-spektive zur zumindest partiellen Übereinstimmung gebracht werden. Erst auf dieser Grundlage kann eine wie auch immer stabile oder prekäre ‚PassuŶg͚ von Inanspruchnahme und Erbringung, und damit ein Nutzen sozialer Arbeit aus der Perspektive der Nutzer_innen realisiert werden. Damit ist gemeint, dass die professionellen sozialen Dienstleistungen für die Nutzer_innen einen 
‚Gebrauchswert͚ im Hinblick auf deren produktive Auseinandersetzungen mit den Aufgaben der Lebensführung, vor die sie sich gestellt sehen, aufweisen müssen. Bedingungen, Bedingungsfaktoren, die die Herstellung der Passung und damit die Aneignungs-prozesse von Nutzer_innen verhindern oder sie erschweren, werden hier aus der Perspektive der Inanspruchnehmenden als Barrieren der Inanspruchnahme bestimmt. Wie der Begriff der 
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Passung so wird auch hier der Begriff der Barriere als prozessual, nicht als ein statischer aufge-fasst. Damit ist gemeint, dass die Hindernisse, die hier als Barrieren bezeichnet sind, nicht ob-jektiv und unveränderlich vorhanden für sich existieren, sondern durch die in den Dienstleis-tungsprozess involvierten Akteur_innen immer wieder neu durch ihre Handlungen und Hand-lungszusammenhänge hervorgebracht werden. Aus diesem Grund sind sie im Verlauf eines In-anspruchnahmeprozesses beständig Veränderungen unterworfen und erscheinen in wechseln-der Form. Aufgrund der Fokussierung auf die Perspektive der Nutzerinnen und Nutzer handelt es sich zudem um eine individuelle und subjektive Sicht auf das, was diesen als ‚Barriere͚ gilt. Vor diesem Hintergrund soll hier noch einmal unsere Bestimmung des Begriffs der Barriere der Inanspruchnahme in Erinnerung gerufen werden:  Insofern sozialstaatliche Erbringungskontexte, institutionalisierte und professionalisierte Formen sowie situative Konstellationen der Erbringung produktive Aneignungsleistungen von Dienstleis-tungen auf Seiten der Nutzer_innen erschweren, begrenzen oder verhindern, erweisen sich diese als Hindernisse und Barrieren der Inanspruchnahme. Ausgehend von dieser Bestimmung wurde der analytischen Differenzierung in die Ebenen des Erbringungsverhältnisses, des Erbringungskontextes und der gesellschaftlichen Bedingungen der Erbringung gefolgt und gefragt, in welcher Hinsicht sich im erhobenen Datenmaterial auf diesen Ebenen Verhältnisse nachzeichnen lassen, die der begrifflichen Bestimmung nach als Bar-rieren der Inanspruchnahme aus der Perspektive der Nutzer_innen rekonstruiert werden kön-nen. Zugleich wurde das Augenmerk darauf gelenkt, auf welchen Intensitätsstufen, die oben mit Thole analytisch als lebensweltergänzend, lebensweltunterstützend und lebensweltersetzend differenziert wurden, Barrieren virulent wurden. Eine erste Näherung an die Thematik findet sich in der Untersuchung in der Frage nach den Zugängen zur Inanspruchnahme von Dienstleistungen. Dies ist insofern von Belang, als ein Zu-gang zu einem Angebot zuallererst die Möglichkeit zur Nutzung eröffnet und deshalb vorausge-setzt ist. Über die institutionentypische Form der selektiven Regelung des Zugangs werden po-tentielle Nutzer_innen zur Inanspruchnahme zugelassen oder abgewiesen. Insofern stellt dies eine nicht unerhebliche Schwelle im Übergang von einer Alltagssituation in einen institutionel-len Kontext dar, die überwunden werden muss. Hier zeigt sich ein breites, differenziertes Spekt-rum von Praktiken, wie der Zugang zu den verschiedenen Angeboten seitens der Nutzer_innen erschlossen wird. Von besonderem Interesse ist dabei der soziale Kontext: Familienangehörige wie peers eröffnen vor allem in den eher niedrigschwelligen, lebensweltergänzenden Bereichen, aber auch in den höherschwelligen Bereichen den Zugang, indem sie die potentiellen Nutzer_in-nen vermitteln. Hier spielen auch signifikante Personen aus dem institutionellen Bereich eine bedeutsame Rolle. Die institutionelle Vermittlung und Eröffnung von Zugängen finden sich ten-denziell eher in höherschwelligen, lebensweltersetzenden und lebensweltersetzenden stationä-ren Formen von Angeboten. Daran wird deutlich, dass der soziale Kontext von potentiellen Nut-zer_innen – seien es peers, Familienangehörige oder relevante Personen aus den Institutionen, 
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zu denen eine tragfähige Beziehung besteht – als eine bedeutsamen Ressource bei der Erschlie-ßung von sozialen Dienstleistungen fungieren kann. Werden die weiteren Ergebnisse dieser Studie betrachtet, so fällt zunächst auf, dass auf allen drei Ebenen wie auch auf allen Intensitätsstufen der Inanspruchnahme sich Verhältnisse finden, die als Barrieren gefasst werden können – also auch in den Angeboten, die in ihren direkten pädagogischen Interaktionen als weniger intensiv gelten können –, durch Freiwilligkeit des Zu-gangs und von einer Komm-Struktur gekennzeichnet sind. Barriereformen, die tendenziell Kon-fliktpotentiale enthalten, finden sich dagegen vermehrt in Kontexten, die intensivere Formen umfassen (also lebensweltunterstützende und lebensweltersetzende Angebote), in die Nut-zer_innen oftmals auf mehr oder weniger unfreiwillige Weise einbezogen sind. In der Bearbeitung der Frage nach den Barrieren im Hinblick auf ihr Auftreten auf der Ebene der Erbringung und deren Kontextebenen – wie sie im Einzelnen vorangehend unter Punkt 3.2 vor-genommen wurde – werden überdies Barrieren der Inanspruchnahme mit übergreifendem und generellem Charakter erkennbar. Die Thematisierung findet sich gleichfalls auf allen Intensitäts-stufen, wobei in Bezug auf diejenigen Angebote, die einen expliziteren Eingriffscharakter in die Lebenswelten aufweisen, diese Thematiken pointierter und zugespitzter artikuliert werden – der Grund hierfür findet sich in der tendenziellen Alternativlosigkeit und in einem geringeren Maß an Freiwilligkeit in der Inanspruchnahme. 
 Eine solche, sich als Barriere herauskristallisierende Thematik ist die der Anforderungen von Einrichtungen an ihre Nutzer_innen, die als tendenziell kompetente Akteur_innen gefasst werden. Dabei wird stillschweigend unterstellt, dass die Nutzer_innen über die entsprechenden Ressourcen – intellektueller, emotionaler, sozialer Art – verfügen, die es ihnen ermöglichen, das Angebot nach dessen Maßgabe zu nutzen. Nutzer_innen, die nicht oder nur eingeschränkt über diese Ressourcen zu verfügen in der Lage sind oder die die Vorgaben des Angebots nicht ohne weiteres zu akzeptieren vermögen, stellt sich dieser Zusammenhang als Hindernis für den Zugang oder die Fortsetzung der Inan-spruchnahme dar.  
 Eine weitere dieser übergreifenden Thematisierungen, die eine Barriere der Inanspruch-nahme zum Gegenstand hat, bezieht sich auf die soziale Position(-ierung) der Nutzer_in-nen als Personen im Dienstleistungsprozess. Nutzerinnen und Nutzer berichten davon, dass sie auch im direkten Verhältnis zu Professionellen als Person nicht ernst genommen werden, dass sie nicht anerkannt oder gar abgewertet werden, bis hin zu der Erfahrung des Ausgesetztseins gegenüber offener Schikane. An Entscheidungen sind sie aus ihrer Sicht oftmals nicht beteiligt. Entscheidungen über Angelegenheiten, die sie betreffen, werden ihnen mitgeteilt, über deren Zustandekommen und deren Hintergründe erfah-ren sie wenig. So erscheinen Entscheidungen aufgrund ihrer Nicht-Beteiligung den Nut-zer_innen als nicht nachvollziehbar und oftmals willkürlich. Sie müssen sie hinnehmen 
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und erfahren sich so als Objekte institutionell basierten, professionellen Handelns. Die-ser ihnen zugewiesene Objektstatus im Dienstleistungsgeschehen bildet die Basis für Passivität und Fatalismus und damit ein resignatives Verbleiben oder gar der Abkehr von dem betreffenden Angebot. Selten wird – obzwar vorhanden – durch diese Nichtbeach-tung des Nutzer_innenstatus als Subjekte auf der Seite der Nutzerinnen und Nutzer Wi-derspruch und Widerstand motiviert, der zu einer Auseinandersetzung über den Ge-brauchswertgehalt von professionellen Dienstleistungen aus Sicht der Nutzer_innen ge-nutzt werden könnte.  
 In Verbindung mit der Behandlung von Nutzer_innen als Objekte, aber gleichwohl als ein eigenständiger Zusammenhang, wird die Frage der Stigmatisierung i aufgrund der Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen als Barriere benennbar. Indem Inanspruch-nahme an das Vorliegen einer Abweichung der persönlichen Lebensführung von als ge-
sellsĐhaftliĐh gesetzteƌ ‚Noƌŵalität͚ gekŶüpft ist, ŵuss eiŶ Defizit iŶ deƌ LeďeŶsfühƌuŶg festgestellt und dem Subjekt dieser Lebensführung als persönliches Defizit zugeschrie-ben werden, damit dieses sodann pädagogischer Bearbeitung mit dem Ziel der Perso-nenänderung zugeführt werden kann. Nutzerinnen und Nutzer verfügen über das ge-sellschaftliche und kulturelle Wissen, dass die Tatsache, mit sozialen Dienstleistungsein-richtungen, insbesondere wenn diese über einen amtlichen Charakter verfügen, in Ver-bindung gebracht zu werden, sie aufgrund der damit verbundenen Zuschreibung von Defiziten mit Stigmatisierung zu rechnen haben. Dabei fürchten sie neben der Abwer-tung und Missachtung in ihren sozialen Umfeldern zudem, dass sie als Inanspruchneh-mende behördlicher Behandlung ausgesetzt sind und in ihrer Selbstbestimmung einge-schränkt werden. Sie versuchen deshalb, den Kontakt mit Maßnahmen der Sozialen Ar-beit zu meiden und dort, wo dies nicht möglich ist, Strategien der Verheimlichung und Normalisierung einzuschlagen. Stigmatisierung wird in den Handlungsfeldern der Sozia-len Arbeit besonders stark thematisiert, in die Nutzer_innen eher unfreiwillig einbezo-gen sind.  
 Schließlich, dies dürfte wenig überraschen, sind die miteinander in Verbindung stehen-den Fragen der mangelnden Anerkennung als Person, der Behandlung als Objekt insti-tutionell-professioneller Prozessierung und damit der Negierung des Subjektstatus, die der Zuschreibung von Defiziten und der damit verbundenen Prozesse der Stigmatisie-rung und gesellschaftlichen Abwertung ohne die grundlegende strukturelle Machtasym-metrie in den sozialen Diensten nicht denkbar. Immer wieder verweisen Nutzer_innen, meist implizit, auf ihren systematisch inferioren Status im Dienstleistungsprozess als Re-sultat ungleicher Machtverteilung.  Strukturelle Barrieren der Inanspruchnahme, wie sie hier herausgearbeitet wurden, entstehen als Resultat der Handlungen der Akteur_innen im institutionellen Kontext der Erbringung und Inanspruchnahme – sie existieren nicht bereits vorab als solche. Sie werden ebenso reproduziert 
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durch die Handlungen der beteiligten Akteur_innen – vor allem der Nutzer_innen und der Pro-fessionellen – im Zusammenhang mit dem konkreten Gefüge gesellschaftlicher Strukturen und kultureller Normen, mit institutionellen Verfahrensweisen und Routinen, professionellen Deu-tungen und Zuschreibungen. Eine gesellschaftliche Alternative zu den hier analysierten Verhältnissen, die die Gebrauchswert-haltigkeit und den Nutzen sozialer Dienstleistungen in das Zentrum ihrer Aufmerksamkeit stellt und zum Ausgangspunkt von Überlegungen macht, die auf eine Veränderung von Strukturen gerichtet ist, in denen die Nutzer_innen im Prozess der Inanspruchnahme von sozialen Dienst-leistungen auf vielen Ebenen mit Verhältnissen konfrontiert werden, die eine Nutzung in ihrem Sinne erschweren, begrenzen oder gar verhindern, müsste grundsätzliche Veränderungen die-ser Verhältnisse ins Auge fassen. Von ausschlaggebender Bedeutung in dieser Hinsicht wäre eine Ermöglichung der Nutzung von sozialen Diensten, ohne dass hierzu Voraussetzungen vorliegen müssten. Dies betrifft in erster Hinsicht diejenigen Bedingungen des Zugangs, die einen Abgleich von gesellschaftlichen Normen mit den realen Weisen der Lebensführung vornehmen und in der Feststellung eines Defizits von Personen mit der Folge gesellschaftlicher Stigmatisierung mün-den. Wesentlich für eine Steigerung des Nutzens und des Gebrauchswertes sozialer Dienstleis-tung ist, dass die Nutzer_innen in demokratischer Weise auf die Ausgestaltung der Dienste Ein-fluss nehmen können, um auf diese Weise ein Passungsverhältnis von angebotenen und nach-gefragten Formen zu erlangen. Insofern müssten die Dienstleistungen der Sozialen Arbeit im Hinblick auf eine Form der Sozialen Arbeit konzipiert werden, die als selbstverständliche, diskri-minierungsfreie und demokratisch verfasste soziale Infrastruktur etabliert wird. 
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5 Transfer  Die Frage nach der Relevanz der vorliegenden Forschung ergibt sich aus ihrem kritischen Impe-tus: Die Thematisierung, die Erforschung und Rekonstruktion von Barrieren der Inanspruch-nahme sozialer Dienstleistungen, ausdrücklich vorgenommen aus der Perspektive von Nutzerin-nen und Nutzern Sozialer Arbeit, zielt von vornherein darauf ab, Strukturen, Verhältnisse und Bedingungen herauszuarbeiten, die daran beteiligt sind, ihren potentiellen Gebrauchswert für die Nutzer_innen im Hinblick auf eine gelingende Lebensführung einzuschränken, zu überlagern oder zu verhindern. In der hieraus resultierenden Frage, wie diese Barrieren so modifiziert und reduziert werden können, dass Nutzerinnen und Nutzer Sozialer Arbeit durch diese in einer Weise unterstützt werden können, dass ihre Auseinandersetzung mit den Aufgaben der Lebens-führung in einer für sie produktiven Weise geschehen kann, zeigt sich die unmittelbar praktische Bedeutung eines solchen Vorhabens. Der Ertrag eines Abbaus und der Relativierung der ein-schränkenden Wirkungen von Barrieren fiele nicht nur den Nutzer_innen zu, deren Nutzen aus der Inanspruchnahme sich steigern würde, sondern ebenso der Sozialen Arbeit, der damit der Nachweis einer gesellschaftlichen Nützlichkeit im Hinblick auf die Steigerung der Lebens- und Handlungsmöglichkeiten der Menschen, mit denen sie zu tun hat, gelingen könnte. Der Gebrauchswert sozialpädagogischer Forschung liegt nicht in einer wie auch immer gearteten 
AŶǁeŶdďaƌkeit iŶ ‚deƌ Pƌaǆis͚ – dies wäre ein technologisches Selbstmissverständnis. Es wäre eine Anmaßung, wollte Wissenschaft aus ihrer selbstgewählten Distanz zu den praktischen Ver-hältnissen und Handlungsvollzügen in praktischen Kontexten heraus Rezepte entwickeln und Vorschläge für Veränderungen von Praxis machen. Längst hat sich die Sozialpädagogik vor dem Hintergrund ihrer Professionalisierung in eine wissenschaftsbasierte Profession gewandelt, die sich wissenschaftliches Wissen aus ihrer Perspektive anzueignen und mit dessen Hilfe ihre prak-tischen Handlungsvollzüge und -verhältnisse reflexiv zu begründen und zu überprüfen in der Lage ist. 
Teilt ŵaŶ diese ÜďeƌleguŶgeŶ, so ďleiďt füƌ eiŶeŶ Pƌozess, deƌ als ‚TƌaŶsfeƌ͚ ďezeiĐhŶet ǁiƌd, letztendlich nur der Weg des Diskurses, der Diskussion und der Auseinandersetzung mit wissen-schaftlichen Deutungsangeboten und praktischen Handlungsvollzügen. Die Mittel, einen Diskurs zu initialisieren, sind die klassischen Formen der Publikation, Rezeption und kritischen Aneig-nung von Ergebnissen wissenschaftlicher Auseinandersetzung. Zu einem Diskurs gehört aber mehr: Er besteht für den gesellschaftlichen Handlungsbereich der Sozialen Arbeit in der Organi-sierung des wechselseitigen Bezuges von wissenschaftlich und praktisch tätigen Sozialpäda-gog_innen. In Diskussionsforen, auf Tagungen und Kongressen, in der Ausbildung wie der Wei-terbildung von Sozialpädagog_innen, und darüber hinaus in wissenschaftlicher Begleitung von Praxisentwicklung wie der gemeinsamen Entwicklung von Modellprojekten, kann dieser Bezug konkrete praktische Gestalt annehmen.7  
                                                          7 Die Verfasserin und der Verfasser dieser Schrift stehen hierzu gerne zur Verfügung. 
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